
 

 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel I 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

§ 3. (1) ... § 3. (1) ... 
 1. bis 16. ...  1. bis 16. ... 
 17. Freie oder verbilligte Mahlzeiten, die der Arbeitgeber an nicht in seinen 

Haushalt aufgenommene Arbeitnehmer zur Verköstigung am Arbeits-
platz freiwillig gewährt. 

 17. Freie oder verbilligte Mahlzeiten, die der Arbeitgeber an nicht in seinen 
Haushalt aufgenommene Arbeitnehmer zur Verköstigung am Arbeits-
platz freiwillig gewährt. Gutscheine für Mahlzeiten bleiben bis zu einem 
Wert von 4,40 Euro pro Arbeitstag steuerfrei, wenn die Gutscheine nur 
am Arbeitsplatz oder in einer nahe gelegenen Gaststätte zur dortigen 
Konsumation eingelöst werden können. Können die Gutscheine auch zur 
Bezahlung von Lebensmittel verwendet werden, die nicht sofort konsu-
miert werden müssen, sind sie bis zu einem Betrag von 1,10 Euro pro 
Arbeitstag steuerfrei. 

 18. bis 30. …  18. bis 30. … 
(2) bis (3)…  (2) bis (3) … 

§ 4. (1) bis (3) ... § 4. (1) bis (3) ... 
 1. bis 4…  1. bis 4. … 
 5. Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen zur Durchführung von  5. Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen zur Durchführung von 
 - Forschungsaufgaben oder  - Forschungsaufgaben oder 
 - der Erwachsenenbildung dienenden Lehraufgaben, welche die wissen-

schaftliche oder künstlerische Lehre betreffen und dem Allgemeinen 
Hochschulstudiengesetz oder dem Kunsthochschul-Studiengesetz ent-
sprechen, 

 - der Erwachsenenbildung dienenden Lehraufgaben, welche die wissen-
schaftliche oder künstlerische Lehre betreffen und dem Allgemeinen 
Hochschulstudiengesetz oder dem Kunsthochschul-Studiengesetz ent-
sprechen, sowie damit verbundenen wissenschaftlichen Publikationen 
und Dokumentationen an folgende Einrichtungen: 

sowie damit verbundenen wissenschaftlichen Publikationen und Doku-
mentationen an folgende Einrichtungen: 

 

 a) Universitäten, Kunsthochschulen und die Akademie der bildenden 
Künste, deren Fakultäten, Institute und besondere Einrichtungen. 

 a) Universitäten, Kunsthochschulen und die Akademie der bildenden 
Künste, deren Fakultäten, Institute und besondere Einrichtungen. 

 b) Durch Bundes- oder Landesgesetz errichtete Fonds, die mit Aufgaben  b) Durch Bundes- oder Landesgesetz errichtete Fonds, die mit Aufgaben 



 

 

der Forschungsförderung betraut sind. der Forschungsförderung betraut sind. 
 c) Die Österreichische Akademie der Wissenschaften.   c) Die Österreichische Akademie der Wissenschaften. 
 d) Juristisch unselbständige Einrichtungen von Gebietskörperschaften, 

die im wesentlichen mit Forschungs- oder Lehraufgaben der genann-
ten Art für die österreichische Wissenschaft oder Wirtschaft und da-
mit verbundenen wissenschaftlichen Publikationen oder Dokumenta-
tionen befaßt sind. 

 d) Juristisch unselbständige Einrichtungen von Gebietskörperschaften, 
die im wesentlichen mit Forschungs- oder Lehraufgaben der genann-
ten Art für die österreichische Wissenschaft oder Wirtschaft und da-
mit verbundenen wissenschaftlichen Publikationen oder Dokumenta-
tionen befaßt sind. 

 e) Juristische Personen, die im wesentlichen mit Forschungs- oder Lehr-
aufgaben der genannten Art für die österreichische Wissenschaft oder 
Wirtschaft und damit verbundenen wissenschaftlichen Publikationen 
oder Dokumentationen befaßt sind. Weitere Voraussetzung ist, daß an 
diesen juristischen Personen entweder eine Gebietskörperschaft zu-
mindest mehrheitlich beteiligt ist oder die juristische Person als Kör-
perschaft im Sinne der §§ 34 ff. der Bundesabgabenordnung aus-
schließlich wissenschaftliche Zwecke verfolgt. 

 e) Juristische Personen, die im wesentlichen mit Forschungs- oder Lehr-
aufgaben der genannten Art für die österreichische Wissenschaft oder 
Wirtschaft und damit verbundenen wissenschaftlichen Publikationen 
oder Dokumentationen befaßt sind. Weitere Voraussetzung ist, daß an 
diesen juristischen Personen entweder eine Gebietskörperschaft zu-
mindest mehrheitlich beteiligt ist oder die juristische Person als Kör-
perschaft im Sinne der §§ 34 ff. der Bundesabgabenordnung aus-
schließlich wissenschaftliche Zwecke verfolgt. 

Die Voraussetzungen der lit. d und e sind von der jeweiligen Einrichtung 
durch einen unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs erteilten 
Bescheid der Finanzlandesdirektion nachzuweisen. Sämtliche Einrich-
tungen, für die ein solcher Bescheid ausgestellt wurde, sind einmal jähr-
lich im Amtsblatt der österreichischen Finanzverwaltung zu veröffentli-
chen. Der gemeine Wert der Zuwendungen ist insoweit abzugsfähig, als 
er zusammen mit dem gemeinen Wert von Zuwendungen im Sinne der 
Z 6 insgesamt 10% des Gewinnes des unmittelbar vorangegangenen 
Wirtschaftsjahres nicht übersteigt. Der Restbuchwert ist nicht zusätzlich 
als Betriebsausgabe und der Teilwert nicht als Betriebseinnahme anzu-
setzen. Stille Reserven, die nach § 12 auf das zugewendete Wirtschafts-
gut übertragen wurden, sind nachzuversteuern. Soweit der gemeine Wert 
die angeführte Höchstgrenze übersteigt, kann er nach Maßgabe des § 18 
Abs. 1 Z 7 als Sonderausgabe abgesetzt werden 

Die Voraussetzungen der lit. d und e sind von der jeweiligen Einrichtung 
durch einen unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs erteilten 
Bescheid des Finanzamtes Wien 1/23 nachzuweisen. Sämtliche Einrich-
tungen, für die ein solcher Bescheid ausgestellt wurde, sind einmal jähr-
lich im Amtsblatt der österreichischen Finanzverwaltung zu veröffentli-
chen. Der gemeine Wert der Zuwendungen ist insoweit abzugsfähig, als 
er zusammen mit dem gemeinen Wert von Zuwendungen im Sinne der 
Z 6 insgesamt 10% des Gewinnes des unmittelbar vorangegangenen 
Wirtschaftsjahres nicht übersteigt. Der Restbuchwert ist nicht zusätzlich 
als Betriebsausgabe und der Teilwert nicht als Betriebseinnahme anzu-
setzen. Stille Reserven, die nach § 12 auf das zugewendete Wirtschafts-
gut übertragen wurden, sind nachzuversteuern. Soweit der gemeine Wert 
die angeführte Höchstgrenze übersteigt, kann er nach Maßgabe des § 18 
Abs. 1 Z 7 als Sonderausgabe abgesetzt werden. 

 6.  ...  6.  ... 
 7. Aufwendungen für Aus- und Fortbildungsmaßnahmen im Zusammen-

hang mit der vom Steuerpflichtigen ausgeübten oder einer damit ver-
wandten beruflichen Tätigkeit und Aufwendungen für umfassende Um-
schulungsmaßnahmen, die eine Tätigkeit in einem neuen Berufsfeld er-
möglichen. Aufwendungen für Nächtigungen sind jedoch höchstens im 
Ausmaß des den Bundesbediensteten zustehenden Nächtigungsgeldes 
der Höchststufe bei Anwendung des § 13 Abs. 7 der Reisegebührenvor-

 7. Aufwendungen für Aus- und Fortbildungsmaßnahmen in Zusammen-
hang mit der vom Steuerpflichtigen ausgeübten oder einer damit ver-
wandten beruflichen Tätigkeit und Aufwendungen für umfassende Um-
schulungsmaßnahmen, die auf eine tatsächliche Ausübung eines anderen 
Berufes abzielen. Aufwendungen für Nächtigungen sind jedoch höchs-
tens im Ausmaß des den Bundesbediensteten zustehenden Nächtigungs-
geldes der Höchststufe bei Anwendung des § 13 Abs. 7 der Reisegebüh-



 

 

schrift zu berücksichtigen. Keine Betriebsausgaben stellen Aufwendun-
gen dar, die im Zusammenhang mit dem Besuch einer allgemeinbilden-
den (höheren) Schule oder im Zusammenhang mit einem ordentlichen 
Universitätsstudium stehen. Davon ausgenommen sind Studienbeiträge 
für ein ordentliches Universitätsstudium, wenn das Studium eine Aus- 
oder Fortbildungsmaßnahme im Zusammenhang mit der vom Steuer-
pflichtigen ausgeübten oder damit verwandten beruflichen Tätigkeit oder 
eine umfassende Umschulungsmaßnahme darstellt, die eine geänderte 
Tätigkeit in einem neuen Berufsfeld ermöglicht. 

renvorschrift zu berücksichtigen. 

(5) bis (10) ... (5) bis (10) ... 
(11) ... (11) ... 

 1.  ...  1.  ... 
 2. a) Zuwendungen von Privatstiftungen an Begünstigte oder Letztbegüns-

tigte sind mit dem Betrag anzusetzen, der für das einzelne Wirt-
schaftsgut oder für sonstiges Vermögen im Zeitpunkt der Zuwendung 
hätte aufgewendet werden müssen (fiktive Anschaffungskosten). 

 2. a) Zuwendungen von Privatstiftungen sind mit dem Betrag anzusetzen, 
der für das einzelne Wirtschaftsgut, für sonstiges Vermögen oder 
sonstige geldwerte Vorteile im Zeitpunkt der Zuwendung hätte auf-
gewendet werden müssen (insbesondere fiktive Anschaffungskosten). 
Die fiktiven Anschaffungskosten sind um 

  - negative Anschaffungskosten des zugewendeten Wirtschaftsgutes 
bzw. negative Buchwerte des zugewendeten sonstigen Vermö-
gens, 

  - gemäß § 12 übertragene stille Rücklagen auf im zugewendeten 
Betriebsvermögen vorhandene Wirtschaftsgüter, 

  - gemäß § 13 Abs. 4 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 übertra-
gene stille Reserven der zugewendeten Beteiligung 

 zu vermindern. Die sich ergebenden Anschaffungskosten sind evident 
zu halten. 

 2.b) …  2. b) … 
(12) ... (12) ... 
§ 6. ... § 6. ... 

 1. bis 5. ...  1. bis 5. ... 
 6. Werden Wirtschaftsgüter eines im Inland gelegenen Betriebes (Betriebs-

stätte) ins Ausland in einen anderen Betrieb (Betriebsstätte) überführt, so 
sind die ins Ausland überführten Wirtschaftsgüter mit den Werten anzu-
setzen, die im Falle einer Lieferung oder sonstigen Leistung an einen 
vom Steuerpflichtigen völlig unabhängigen Betrieb angesetzt worden 

 6. a) Werden Wirtschaftsgüter eines im Inland gelegenen Betriebes (Be-
triebsstätte) ins Ausland in einen anderen Betrieb (Betriebsstätte) ü-
berführt oder werden im Inland gelegene Betriebe (Betriebsstätten) 
ins Ausland verlegt, sind die ins Ausland überführten Wirtschaftsgüter 
mit den Werten anzusetzen, die im Falle einer Lieferung an einen vom 



 

 

wären, wenn Steuerpflichtigen völlig unabhängigen Betrieb angesetzt worden wä-
ren, wenn 

 - der ausländische Betrieb demselben Steuerpflichtigen gehört,  - der ausländische Betrieb demselben Steuerpflichtigen gehört, 
 - der Steuerpflichtige Mitunternehmer des ausländischen Betriebes ist,  - der Steuerpflichtige Mitunternehmer des ausländischen und/oder 

des inländischen Betriebes ist, 
 - der Steuerpflichtige an der ausländischen Kapitalgesellschaft wesent-

lich, das ist zu mehr als 25%, beteiligt ist oder 
 - der Steuerpflichtige an der ausländischen Kapitalgesellschaft oder 

die ausländische Kapitalgesellschaft am Steuerpflichtigen wesent-
lich, das ist zu mehr als 25%, beteiligt ist oder 

 - bei beiden Betrieben dieselben Personen die Geschäftsleitung oder die 
Kontrolle ausüben oder darauf Einfluß haben. 

 - bei beiden Betrieben dieselben Personen die Geschäftsleitung 
oder die Kontrolle ausüben oder darauf Einfluss haben. 

Dies gilt auch, wenn ein im Inland gelegener Betrieb (Betriebsstätte) ins 
Ausland verlegt wird, weiters wenn Wirtschaftsgüter oder Betriebe (Be-
triebsstätten) aus dem Ausland in das Inland überführt oder verlegt wer-
den. 

Dies gilt sinngemäß für sonstige Leistungen. 

  b) Auf Antrag unterbleibt in folgenden Fällen der lit. a die Festsetzung 
der entstandenen Steuerschuld bis zur tatsächlichen Veräußerung oder 
dem sonstigen Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebs-
vermögen: 

  1. Bei Überführung von Wirtschaftsgüter in einen Betrieb (Betriebs-
stätte) desselben Steuerpflichtigen oder 

  2. bei Verlegung von Betrieben oder Betriebsstätten, sofern in bei-
den Fällen die Überführung oder Verlegung 

  - in einen Staat der Europäischen Union oder 
  - in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes erfolgt, 

mit dem eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit 
der Republik Österreich besteht. 

 Eine spätere Überführung oder Verlegung 
  - in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder 
  - in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine 

umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik Ös-
terreich nicht besteht, 

 gilt als Veräußerung. Die Überführung oder Verlegung gilt als rück-
wirkendes Ereignis im Sinne des § 295a BAO. Zwischen Überführung 
oder Verlegung und Veräußerung oder dem sonstigen Ausscheiden 
der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen eingetretene Wert-
minderungen sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage 



 

 

bei Überführung oder Verlegung zu berücksichtigen. § 205 der Bun-
desabgabenordnung ist nicht anzuwenden. 

  c) Werden im Sinne der lit. a Wirtschaftsgüter oder Betriebe (Betriebs-
stätten) aus dem Ausland ins Inland überführt oder verlegt, sind die 
Werte anzusetzen, die im Falle einer Lieferung an einen vom Steuer-
pflichtigen völlig unabhängigen Betrieb angesetzt worden wären. Dies 
gilt sinngemäß für sonstige Leistungen. 

 7. bis 16 ...  7.  bis 16 ... 
§ 11a. (1) Natürliche Personen, die den Gewinn aus Land- und Forstwirt-

schaft oder aus Gewerbebetrieb durch Betriebsvermögensvergleich ermitteln, 
können den Gewinn, ausgenommen Übergangsgewinne (§ 4 Abs. 10) und Veräu-
ßerungsgewinne (§ 24), bis zu dem in einem Wirtschaftsjahr eingetretenen An-
stieg des Eigenkapitals, höchstens jedoch 100 000 €, mit dem ermäßigten Steuer-
satz nach § 37 Abs. 1 versteuern (begünstigte Besteuerung). Der Anstieg des 
Eigenkapitals ergibt sich aus jenem Betrag, um den der Gewinn, ausgenommen 
Übergangsgewinne und Veräußerungsgewinne, die Entnahmen (§ 4 Abs. 1) über-
steigt. Einlagen (§ 4 Abs. 1) sind nur insoweit zu berücksichtigen, als sie be-
triebsnotwendig sind. 

§ 11a. (1) Natürliche Personen, die den Gewinn aus Land- und Forstwirt-
schaft oder aus Gewerbebetrieb durch Betriebsvermögensvergleich ermitteln, 
können den Gewinn, ausgenommen Übergangsgewinne (§ 4 Abs. 10) und Veräu-
ßerungsgewinne (§ 24), bis zu dem in einem Wirtschaftsjahr eingetretenen An-
stieg des Eigenkapitals, höchstens jedoch 100 000 €, mit dem ermäßigten Steuer-
satz nach § 37 Abs. 1 versteuern (begünstigte Besteuerung). Der Anstieg des 
Eigenkapitals ergibt sich aus jenem Betrag, um den der Gewinn, ausgenommen 
Übergangsgewinne und Veräußerungsgewinne, die Entnahmen (§ 4 Abs. 1) über-
steigt. Einlagen (§ 4 Abs. 1) sind nur insoweit zu berücksichtigen, als sie be-
triebsnotwendig sind. Der Höchstbetrag von 100.000 Euro steht jedem Steuer-
pflichtigen im Veranlagungszeitraum nur einmal zu. 

(2) bis (6) ... (2) bis (6) ... 
(7) Der Anstieg des Eigenkapitals ist insoweit zu kürzen, als das Eigenkapi-

tal im Kalenderjahr 2003 außerhalb eines bei der Veranlagung 2004 zu erfassen-
den Wirtschaftsjahres sinkt. Dabei ist auf Entnahmen (§ 4 Abs. 1) und Einlagen 
(§ 4 Abs. 1) des Kalenderjahres 2003, die außerhalb eines bei der Veranlagung 
2004 zu erfassenden Wirtschaftsjahres anfallen, sowie den anteiligen Gewinn des 
Kalenderjahres 2003 abzustellen. Einlagen (§ 4 Abs. 1) sind nur insoweit zu 
berücksichtigen, als sie betriebsnotwendig sind. Der anteilige Gewinn des Kalen-
derjahres 2003 ist wie folgt zu ermitteln: Der bei der Veranlagung 2003 zu erfas-
sende Gewinn ist durch die Anzahl der Monate, für die dieser Gewinn ermittelt 
wurde, zu teilen (anteiliger Monatsgewinn). Der anteilige Monatsgewinn ist mit 
der Anzahl der Monate des Kalenderjahres 2003, die nicht einem bei der Veran-
lagung 2004 zu erfassenden Wirtschaftsjahr zuzurechnen sind, zu multiplizieren. 
Angefangene Monate gelten dabei als ganze Monate. 

(7) Der Anstieg des Eigenkapitals ist insoweit zu kürzen, als das Eigenkapi-
tal im Kalenderjahr 2003 außerhalb eines bei der Veranlagung 2004 zu erfassen-
den Wirtschaftsjahres sinkt. Dabei ist auf Entnahmen (§ 4 Abs. 1) und betriebs-
notwendige Einlagen (§ 4 Abs. 1) des Kalenderjahres 2003, die außerhalb eines 
bei der Veranlagung 2004 zu erfassenden Wirtschaftsjahres anfallen, sowie den 
anteiligen Gewinn des Kalenderjahres 2003 abzustellen. Einlagen (§ 4 Abs. 1) 
sind nur insoweit zu berücksichtigen, als sie betriebsnotwendig sind. Der anteili-
ge Gewinn des Kalenderjahres 2003 ist wie folgt zu ermitteln: Der bei der Veran-
lagung 2003 zu erfassende Gewinn ist durch die Anzahl der Monate, für die die-
ser Gewinn ermittelt wurde, zu teilen (anteiliger Monatsgewinn). Der anteilige 
Monatsgewinn ist mit der Anzahl der Monate des Kalenderjahres 2003, die nicht 
einem bei der Veranlagung 2004 zu erfassenden Wirtschaftsjahr zuzurechnen 
sind, zu multiplizieren. Angefangene Monate gelten dabei als ganze Monate. 

§ 15. (1) bis (2) ... § 15. (1) bis (2) ... 
(3) ... (3) ... 

 1. bis .2. a) ...  1. bis .2. a) ... 



 

 

 2. b) Die Zuwendungen sind mit dem Betrag anzusetzen, der für das ein-
zelne Wirtschaftsgut, für sonstiges Vermögen oder sonstige geldwerte 
Vorteile im Zeitpunkt der Zuwendung hätte aufgewendet werden 
müssen (insbesondere fiktive Anschaffungskosten). 

 2. b) Die Zuwendungen sind mit dem Betrag anzusetzen, der für das ein-
zelne Wirtschaftsgut, für sonstiges Vermögen oder sonstige geldwerte 
Vorteile im Zeitpunkt der Zuwendung hätte aufgewendet werden 
müssen (insbesondere fiktive Anschaffungskosten). Die fiktiven An-
schaffungskosten sind um 

  - negative Anschaffungskosten des zugewendeten Wirtschaftsgutes 
bzw. negative Buchwerte des zugewendeten sonstigen Vermö-
gens, 

  - gemäß § 12 übertragene stille Rücklagen auf im zugewendeten 
Betriebsvermögen vorhandene Wirtschaftsgüter, 

  - gemäß § 13 Abs. 4 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 übertra-
gene stille Reserven der zugewendeten Beteiligung 

 zu vermindern. Die sich ergebenden Anschaffungskosten sind evident 
zu halten. 

 2. c) bis (4) ...  2. c) bis (4) ... 
§ 16. (1) ... § 16. (1) ... 

 1.  bis 9. ...  1.  bis 9. ... 
 10. Aufwendungen für Aus- und Fortbildungsmaßnahmen im Zusammen-

hang mit der vom Steuerpflichtigen ausgeübten oder einer damit ver-
wandten beruflichen Tätigkeit und Aufwendungen für umfassende Um-
schulungsmaßnahmen, die eine Tätigkeit in einem neuen Berufsfeld er-
möglichen. Aufwendungen für Nächtigungen sind jedoch höchstens im 
Ausmaß des den Bundesbediensteten zustehenden Nächtigungsgeldes 
der Höchststufe bei Anwendung des § 13 Abs. 7 der Reisegebührenvor-
schrift zu berücksichtigen. Keine Werbungskosten stellen Aufwendun-
gen dar, die im Zusammenhang mit dem Besuch einer allgemeinbilden-
den (höheren) Schule oder im Zusammenhang mit einem ordentlichen 
Universitätsstudium stehen. Davon ausgenommen sind Studienbeiträge 
für ein ordentliches Universitätsstudium, wenn das Studium eine Aus- 
oder Fortbildungsmaßnahme im Zusammenhang mit der vom Steuer-
pflichtigen ausgeübten oder damit verwandten beruflichen Tätigkeit oder 
eine umfassende Umschulungsmaßnahme darstellt, die eine geänderte 
Tätigkeit in einem neuen Berufsfeld ermöglicht. 

 10. Aufwendungen für Aus- und Fortbildungsmaßnahmen in Zusammen-
hang mit der vom Steuerpflichtigen ausgeübten oder einer damit ver-
wandten beruflichen Tätigkeit und Aufwendungen für umfassende Um-
schulungsmaßnahmen, die auf eine tatsächliche Ausübung eines anderen 
Berufes abzielen. Aufwendungen für Nächtigungen sind jedoch höchs-
tens im Ausmaß des den Bundesbediensteten zustehenden Nächtigungs-
geldes der Höchststufe bei Anwendung des § 13 Abs. 7 der Reisegebüh-
renvorschrift zu berücksichtigen. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) ... 
§ 24. (1) bis (5) … § 24. (1) bis (5) … 



 

 

(6) Wird der Betrieb aufgegeben, weil der Steuerpflichtige (6) Wird der Betrieb aufgegeben und gehören Gebäudeteile (Gebäude) zum 
Betriebsvermögen, so unterbleibt auf Antrag die Erfassung der stillen Reserven 
der zum Betriebsvermögen gehörenden Gebäudeteile (Gebäude). Voraussetzung 
ist, dass das Gebäude bis zur Aufgabe des Betriebes der Hauptwohnsitz des Steu-
erpflichtigen gewesen ist, auf das Gebäude keine stillen Reserven übertragen 
worden sind und einer der folgenden Fälle vorliegt:. 

 - gestorben ist oder  1. Der Steuerpflichtige ist gestorben und es wird dadurch eine Betriebsauf-
gabe veranlasst. 

 - wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen in einem Ausmaß erwerbs-
unfähig ist, dass er nicht in der Lage ist, seinen Betrieb fortzuführen oder 
die mit seiner Stellung als Mitunternehmer verbundenen Aufgaben oder 
Verpflichtungen zu erfüllen, oder 

 2. Der Steuerpflichtige ist wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen in 
einem Ausmaß erwerbsunfähig, dass er nicht in der Lage ist, seinen Be-
trieb fortzuführen oder die mit seiner Stellung als Mitunternehmer ver-
bundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen. 

 - das 60. Lebensjahr vollendet hat und seine Erwerbstätigkeit einstellt,  3. Der Steuerpflichtige hat das 60. Lebensjahr vollendet und stellt seine 
Erwerbstätigkeit ein. Eine Erwerbstätigkeit liegt nicht vor, wenn der Ge-
samtumsatz aus den ausgeübten Tätigkeiten 22.000 Euro und die gesam-
ten Einkünfte aus den ausgeübten Tätigkeiten 730 Euro im Kalenderjahr 
nicht übersteigen. 

so unterbleibt auf Antrag hinsichtlich der zum Betriebsvermögen gehörenden 
Gebäudeteile die Erfassung der stillen Reserven. Dazu müssen folgende Voraus-
setzungen vorliegen: 

 

 1. Das Gebäude muß bis zur Aufgabe des Betriebes der Hauptwohnsitz des 
Steuerpflichtigen gewesen sein, 

 

 2. das Gebäude darf weder  
 - ganz oder zum Teil veräußert werden,  
 - ganz oder zum Teil einem anderen zur Erzielung betrieblicher Ein-

künfte überlassen noch 
 

 - überwiegend selbst zur Einkunftserzielung verwendet werden und  
 3. auf das Gebäude dürfen keine stillen Reserven übertragen worden sein.  
Wird das Gebäude innerhalb von fünf Jahren nach Aufgabe des Betriebes vom 
Steuerpflichtigen oder seinem Rechtsnachfolger veräußert, unter Lebenden un-
entgeltlich übertragen oder zur Einkunftserzielung im Sinne des zweiten Satzes 
verwendet oder überlassen, dann sind die nicht erfaßten stillen Reserven in die-
sem Jahr unter Anwendung des ermäßigten Steuersatzes nach § 37 Abs. 1 zu 
versteuern. Sind die stillen Reserven deswegen zu versteuern (nachzuversteuern), 
weil das Gebäude im Sinne des zweiten Satzes verwendet oder überlassen wird, 

Wird das Gebäude (ein Gebäudeteil) nach Aufgabe des Betriebes durch den Steu-
erpflichtigen oder seinen Rechtsnachfolger veräußert, gilt die Veräußerung inso-
weit als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a BAO. Zwischen Be-
triebsaufgabe und Veräußerung eingetretene Wertminderungen sind höchstens im 
Umfang der nicht erfassten stillen Reserven zu berücksichtigen. § 205 der Bun-
desabgabenordnung ist nicht anzuwenden. Die nach zu erfassenden stillen Reser-
ven sind als Aufgabegewinn zu versteuern. 



 

 

so sind die zu versteuernden (nachzuversteuernden) stillen Reserven über Antrag 
beginnend mit dem Kalenderjahr, in dem der Aufgabegewinn versteuert (nach-
versteuert) wird, auf zehn Jahre gleichmäßig verteilt als Einkünfte anzusetzen. 
§ 37 ist auch in diesem Fall anzuwen 

(7) … (7) … 
§ 27. (1) Z 1 lit a bis b) § 27. (1) Z 1 lit a bis b) … 

 c) Gleichartige Bezüge aus Genußrechten und aus Partizipationskapital 
im Sinne des Kreditwesengesetzes oder des Versicherungsaufsichts-
gesetzes. 

 c) Gleichartige Bezüge aus Genußrechten in Form von Forderungswert-
papieren und Genußrechten im Sinne des § 8 Abs. 3 des Körper-
schaftsteuergesetzes 1988 und aus Partizipationskapital im Sinne des 
Kreditwesengesetzes oder des Versicherungsaufsichtsgesetzes. 

 2. bis 7. …  2. bis 7. … 
(2) bis (3)… (2) bis (3)… 
§ 31. (1) und (2) ... § 31. (1) und (2) ... 

 1.  ...  1.  ... 
 2. Maßnahmen des Steuerpflichtigen, die zum Verlust des Besteuerungs-

rechtes der Republik Österreich im Verhältnis zu anderen Staaten hin-
sichtlich eines Anteiles im Sinne des Abs. 1 führen. 

 2. Maßnahmen des Steuerpflichtigen, die zum Verlust des Besteuerungs-
rechtes der Republik Österreich im Verhältnis zu anderen Staaten hin-
sichtlich eines Anteiles im Sinne des Abs. 1 führen. Bei Wegzug 

  - in einen Staat der Europäischen Union oder 
  - in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, sofern eine um-

fassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich 
besteht, 

 ist die durch den Wegzug entstandene Steuerschuld auf Antrag bis zur 
tatsächlichen Veräußerung der Beteiligung nicht festzusetzen. Ein späte-
rer Wegzug 

  - in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder 
  - in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine 

umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik Öster-
reich nicht besteht, 

 gilt als Veräußerung. Die Veräußerung gilt als rückwirkendes Ereignis 
im Sinn des § 295a BAO. Zwischen Wegzug und Veräußerung eingetre-
tene Wertminderungen sind höchstens im Umfang der Bemessungs-
grundlage bei Wegzug zu berücksichtigen. § 205 der Bundesabgaben-
ordnung ist nicht anzuwenden. 

(3) bis (7)… (3) bis (7)… 



 

 

§ 33. (1) bis (7)… § 33. (1) bis (7)… 
(8) Ist die nach Abs. 1 und 2 errechnete Einkommensteuer negativ, so sind (8) Ist die nach Abs. 1 und 2 errechnete Einkommensteuer negativ, so sind 

 - der Alleinverdienerabsetzbetrag bei mindestens einem Kind (§ 106 
Abs. 1) oder der Alleinerzieherabsetzbetrag sowie 

 - der Alleinverdienerabsetzbetrag bei mindestens einem Kind (§ 106 
Abs. 1) oder der Alleinerzieherabsetzbetrag sowie 

 - bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den Arbeitnehmerabsetzbetrag 
haben, 10% der Werbungskosten im Sinne des § 16 Abs. 1 Z 3 lit. a 
(ausgenommen Betriebsratsumlagen) und der Werbungskosten im Sinne 
des § 16 Abs. 1 Z 4 und 5, höchstens aber 110 Euro jährlich, 

 - bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den Arbeitnehmerabsetzbetrag 
oder Grenzgängerabsetzbetrag haben, 10% der Werbungskosten im Sin-
ne des § 16 Abs. 1 Z 3 lit. a (ausgenommen Betriebsratsumlagen) und 
der Werbungskosten im Sinne des § 16 Abs. 1 Z 4 und 5, höchstens aber 
110 Euro jährlich, 

gutzuschreiben. Die Gutschrift ist mit der nach Abs. 1 und 2 berechneten negati-
ven Einkommensteuer begrenzt und hat im Wege der Veranlagung oder gemäß 
§ 40 zu erfolgen. Der Kinderabsetzbetrag gemäß Abs. 4 Z 3 lit. a bleibt bei der 
Berechnung der Steuer außer Ansatz. 

gutzuschreiben. Die Gutschrift ist mit der nach Abs. 1 und 2 berechneten negati-
ven Einkommensteuer begrenzt und hat im Wege der Veranlagung oder gemäß 
§ 40 zu erfolgen. Der Kinderabsetzbetrag gemäß Abs. 4 Z 3 lit. a bleibt bei der 
Berechnung der Steuer außer Ansatz. 

(10) … (10)… 
§ 35. (1)… § 35. (1)… 
(2) Die Höhe des Freibetrages bestimmt sich nach dem Ausmaß der Minde-

rung der Erwerbsfähigkeit (Grad der Behinderung). Die Minderung der Erwerbs-
fähigkeit (Grad der Behinderung) richtet sich in Fällen, 

(2) Die Höhe des Freibetrages bestimmt sich nach dem Ausmaß der Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit (Grad der Behinderung). Die Minderung der Erwerbs-
fähigkeit (Grad der Behinderung) richtet sich in Fällen, 

 1. in denen Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden, nach der 
hiefür maßgebenden Einschätzung, 

 1. in denen Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden, nach der 
hiefür maßgebenden Einschätzung 

 2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften für eine Einschätzung 
bestehen, nach den §§ 7 und 9 Abs. 1 des Kriegsopferversorgungsgeset-
zes 1957. 

 2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften für eine Einschätzung 
bestehen, nach § 7 und § 9 Abs. 1 des Kriegsopferversorgungsgeset-
zes 1957. 

Die Tatsache der Behinderung und das Ausmaß der Minderung der Erwerbsfä-
higkeit (Grad der Behinderung) sind durch eine amtliche Bescheinigung der für 
diese Feststellung zuständigen Stelle nachzuweisen. Zuständige Stelle ist: 

Die Tatsache der Behinderung und das Ausmaß der Minderung der Erwerbsfä-
higkeit (Grad der Behinderung) sind durch eine amtliche Bescheinigung der für 
diese Feststellung zuständigen Stelle nachzuweisen. Zuständige Stelle ist: 

 - Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen bei Kriegsbeschä-
digten, Personen, die Präsenz- oder Ausbildungsdienst leisten oder ge-
leistet haben, Opfern von Verbrechen und Invaliden nach dem Behinder-
teneinstellungsgesetz 

 - Der Landeshauptmann bei Empfängern einer Opferrente (§ 11 Abs. 2 des 
Opferfürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947). 

 - Der Landeshauptmann bei Empfängern einer Opferrente (§ 11 Abs. 2 des 
Opferfürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947). 

 - Die Sozialversicherungsträger bei Berufskrankheiten oder Berufsunfäl-
len von Arbeitnehmern. 

 - Die Sozialversicherungsträger bei Berufskrankheiten oder Berufsunfäl-
len von Arbeitnehmern. 

 - In allen übrigen Fällen sowie bei Zusammentreffen von Behinderungen 
verschiedener Art das örtlich zuständige Bundesamt für Soziales und 
Behindertenwesen. 



 

 

 - Das Gesundheitsamt (im Bereich der Stadt Wien der Amtsarzt des jewei-
ligen Bezirkspolizeikommissariates) oder das örtlich zuständige Bundes-
amt für Soziales und Behindertenwesen durch Ausstellung eines Behin-
dertenpasses (§ 40 Abs. 2 des Bundesbehindertengesetzes) in allen übri-
gen Fällen sowie bei Zusammentreffen von Behinderungen verschiede-
ner Art. 

 

(3) bis (7)… (3) bis (7)… 
§ 37. (1) bis (4)… § 37. (1) bis (4)… 
(5) Außerordentliche Einkünfte sind Veräußerungs- und Übergangsgewinne, 

wenn der Betrieb deswegen veräußert oder aufgegeben wird, weil der Steuer-
pflichtige 

(4) Außerordentliche Einkünfte sind Veräußerungs- und Übergangsgewinne, 
wenn die Betriebsveräußerung oder -aufgabe aus folgenden Gründen erfolgt: 

 - gestorben ist oder  1. Der Steuerpflichtige ist gestorben und es wird dadurch eine Betriebsver-
äußerung oder Betriebsaufgabe veranlasst. 

 - wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen in einem Ausmaß erwerbs-
unfähig ist, dass er nicht in der Lage ist, seinen Betrieb fortzuführen oder 
die mit seiner Stellung als Mitunternehmer verbundenen Aufgaben oder 
Verpflichtungen zu erfüllen, oder 

 2. Der Steuerpflichtige ist wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen in 
einem Ausmaß erwerbsunfähig, dass er nicht in der Lage ist, seinen Be-
trieb fortzuführen oder die mit seiner Stellung als Mitunternehmer ver-
bundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen. 

 - das 60. Lebensjahr vollendet hat und seine Erwerbstätigkeit einstellt.  3. Der Steuerpflichtige hat das 60. Lebensjahr vollendet und stellt seine 
Erwerbstätigkeit ein. Eine Erwerbstätigkeit liegt nicht vor, wenn der Ge-
samtumsatz aus den ausgeübten Tätigkeiten 22.000 Euro und die gesam-
ten Einkünfte aus den ausgeübten Tätigkeiten 730 Euro im Kalenderjahr 
nicht übersteigen. 

Für Veräußerungsgewinne steht der ermäßigte Steuersatz nur über Antrag und 
nur dann zu, wenn seit der Eröffnung oder dem letzten entgeltlichen Erwerbsvor-
gang sieben Jahre verstrichen sind. 

 

(6) Einkünfte aus besonderen Waldnutzungen liegen nur vor, wenn für das 
stehende Holz kein Bestandsvergleich vorgenommen wird und überdies außeror-
dentliche Waldnutzungen oder Waldnutzungen infolge höherer Gewalt vorliegen. 
Einkünfte aus außerordentlichen Waldnutzungen sind solche, die aus wirtschaft-
lichen Gründen geboten sind und über die nach forstwirtschaftlichen Grundsätzen 
nachhaltig zu erzielenden jährlichen regelmäßigen Nutzungen hinausgehen. Die 
Betriebsart ist unmaßgeblich. Bei Einkünften aus Waldnutzungen infolge höherer 
Gewalt hindert die Behandlung eines Teiles der stillen Reserve nach § 12 Abs. 6 
nicht die Versteuerung des restlichen Teiles der Einkünfte zum ermäßigten Steu-
ersatz gemäß Abs. 1.  

(6) Einkünfte aus besonderen Waldnutzungen liegen nur vor, wenn für das 
stehende Holz kein Bestandsvergleich vorgenommen wird und überdies außeror-
dentliche Waldnutzungen oder Waldnutzungen infolge höherer Gewalt vorliegen. 
Einkünfte aus außerordentlichen Waldnutzungen sind solche, die aus wirtschaft-
lichen Gründen geboten sind und über die nach forstwirtschaftlichen Grundsätzen 
nachhaltig zu erzielenden jährlichen regelmäßigen Nutzungen hinausgehen. Die 
Betriebsart ist unmaßgeblich. Bei Einkünften aus Waldnutzungen infolge höherer 
Gewalt hindert die Behandlung eines Teiles der stillen Reserve nach § 12 Abs. 7 
nicht die Versteuerung des restlichen Teiles der Einkünfte zum ermäßigten Steu-
ersatz gemäß Abs. 1. 



 

 

(7) bis (9)… (7) bis (9)… 
§ 42. (1)… § 42. (1)… 
(2) Der beschränkt Steuerpflichtige hat eine Steuererklärung über die inlän-

dischen Einkünfte für das abgelaufene Kalenderjahr (Veranlagungszeitraum) 
abzugeben, wenn er vom Finanzamt dazu aufgefordert wird oder wenn die ge-
samten inländischen Einkünfte, die gemäß § 102 zur Einkommensteuer zu veran-
lagen sind, mehr als 10.000 Euro betragen. 

(2) Der beschränkt Steuerpflichtige hat eine Steuererklärung über die inlän-
dischen Einkünfte für das abgelaufene Kalenderjahr (Veranlagungszeitraum) 
abzugeben, wenn er vom Finanzamt dazu aufgefordert wird oder wenn die ge-
samten inländischen Einkünfte, die gemäß § 102 zur Einkommensteuer zu veran-
lagen sind, mehr als 2.000 Euro betragen. 

§ 63. (1) bis (6)… § 63. (1) bis (6)… 
(7) Beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer haben ihre Werbungskosten 

und Sonderausgaben beim Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) geltend zu ma-
chen.  

(7) Für beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer ist kein Freibetragsbe-
scheid zu erstellen. 

(8)… (8)… 
§ 66. (1) Die Lohnsteuer wird durch die Anwendung des Einkommensteuer-

tarifes (§ 33) auf das hochgerechnete Jahreseinkommen (Abs. 2) ermittelt. Der 
sich dabei ergebende Betrag ist nach Abzug der Absetzbeträge gemäß § 33 
Abs. 4 Z 1 und 2, Abs. 5 und Abs. 6 und nach allfälliger Anwendung der Ein-
schleifbestimmung gemäß § 33 Abs. 7 durch den Hochrechnungsfaktor (Abs. 3) 
zu dividieren und auf volle Cent zu runden. 

§ 66. (1) Die Lohnsteuer wird durch die Anwendung des Einkommensteuer-
tarifes (§ 33) auf das hochgerechnete Jahreseinkommen (Abs. 2) ermittelt. Der 
sich dabei ergebende Betrag ist nach Abzug der Absetzbeträge gemäß § 33 
Abs. 4 Z 1 und 2, Abs. 5 und Abs. 6 durch den Hochrechnungsfaktor (Abs. 3) zu 
dividieren und auf volle Cent zu runden. 

(2) bis (3)… (2) bis (3)… 
§ 67. (1) bis (10)… § 67. (1) bis (10)… 
(11) Die Abs. 1, 2, 6 und 8 sind auch bei der Veranlagung von Arbeitneh-

mern anzuwenden.  
(11) Die Abs. 1, 2, 6 und 8 sowie Abs. 7 hinsichtlich der Vergütungen an 

Arbeitnehmer für Diensterfindungen sind auch bei der Veranlagung von Arbeit-
nehmern anzuwenden. 

(12)… (12)… 
§ 68. (1) bis (8)… § 68. (1) bis (8)… 
 (9) Sieht eine lohngestaltende Vorschrift im Sinne des Abs. 5 Z 1 bis 6 vor, 

dass an Sonntagen regelmäßig Arbeitsleistungen zu erbringen sind und dafür ein 
Wochentag als Ersatzruhetag zusteht, sind Zuschläge und Überstundenzuschläge 
am Ersatzruhetag wie Zuschläge gemäß Abs. 1 zu behandeln, wenn derartige 
Zuschläge für den Sonntag nicht zustehen. 

§ 70. (1) ... § 70. (1)… 
(2) Die Lohnsteuer wird berechnet: (2) Die Lohnsteuer wird berechnet: 

 1. Soweit nicht Z 2 zur Anwendung kommt, nach § 33 Abs. 5 Z 1 und 2,  1. Soweit nicht Z 2 zur Anwendung kommt, nach § 33 Abs. 5 Z 1 und 2 



 

 

Abs. 6, Abs. 7 sowie § 66. § 18 ist nach Maßgabe des § 102 Abs. 2 Z 2 
anzuwenden.  

sowie Abs. 6 und 

 2. …  2. … 
(3) Weist der beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer in den Fällen des 

Abs. 2 Z 1 seine Werbungskosten und Sonderausgaben nach, so sind die nachge-
wiesenen Beträge von dem zu versteuernden Arbeitslohn abzusetzen (§ 63). 

 

(4)… (4)… 
§ 76. Der Arbeitgeber hat im Inland am Ort der Betriebsstätte (§ 81) für je-

den Arbeitnehmer ein Lohnkonto zu führen. Im Lohnkonto hat der Arbeitgeber 
folgendes anzugeben: 

§ 76. (1) Der Arbeitgeber hat für jeden Arbeitnehmer ein Lohnkonto zu füh-
ren. Im Lohnkonto hat der Arbeitgeber Folgendes anzugeben: 

 - Name,  - Name, 
 - Versicherungsnummer gemäß § 31 ASVG,  - Versicherungsnummer gemäß § 31 ASVG, 
 - Wohnsitz,  - Wohnsitz, 
 - Alleinverdiener/Alleinerzieherabsetzbetrag laut Antrag des Arbeitneh-

mers, 
 - Alleinverdiener/Alleinerzieherabsetzbetrag und Kinderzuschläge zum 

Alleinverdiener/Alleinerzieherabsetzbetrag laut Antrag des Arbeitneh-
mers, 

 - Name und Versicherungsnummer des (Ehe)Partners, wenn der Allein-
verdienerabsetzbetrag berücksichtigt wurde, 

 - Name und Versicherungsnummer des (Ehe)Partners, wenn der Allein-
verdienerabsetzbetrag berücksichtigt wurde, 

 - Name und Versicherungsnummer des (jüngsten) Kindes, wenn der Al-
leinerzieherabsetzbetrag berücksichtigt wurde, 

 - Name und Versicherungsnummer des (jüngsten) Kindes, wenn der Al-
leinerzieherabsetzbetrag berücksichtigt wurde, 

 - Pauschbetrag gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 und Kosten gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 
letzter Satz, 

 - Name und Versicherungsnummer des Kindes (der Kinder), wenn der 
Kinderzuschlag (die Kinderzuschläge) berücksichtigt wurde, 

 - Freibetrag laut Mitteilung zur Vorlage beim Arbeitgeber (§ 63).  - Pauschbetrag gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 und Kosten gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 
letzter Satz, 

  - Freibetrag laut Mitteilung zur Vorlage beim Arbeitgeber (§ 63). 
Wurde eine Versicherungsnummer nicht vergeben, ist jeweils das Geburtsdatum 
anstelle der Versicherungsnummer anzuführen. Eine gesonderte Erfassung dieser 
Daten kann entfallen, sofern sie aus einer zum Lohnkonto genommenen Anmel-
dung (§ 128) oder Erklärung des Arbeitnehmers hervorgehen. Außerdem sind 
fortlaufend der gezahlte Arbeitslohn (geldwerte Vorteile gemäß § 15 Abs. 2) 
ohne jeden Abzug unter Angabe des Zahltages und des Lohnzahlungszeitraumes, 
und zwar getrennt nach Bezügen, die nach dem Tarif (§ 66), und Bezügen, die 
nach festen Steuersätzen (§ 67) zu versteuern sind, und die einbehaltene 
Lohnsteuer festzuhalten. Auch Bezüge, die nicht zum steuerpflichtigen Arbeits-
lohn gehören (§§ 3 und 26), sowie die Bemessungsgrundlage für den Beitrag zur 

Wurde eine Versicherungsnummer nicht vergeben, ist jeweils das Geburtsdatum 
anstelle der Versicherungsnummer anzuführen. 



 

 

Mitarbeitervorsorgekasse (§ 26 Z 7 lit. d) und der geleistete Beitrag sind im 
Lohnkonto anzugeben. Das Finanzamt kann aber auf Antrag zulassen, daß die 
steuerfreien Bezugsteile gemäß § 3 und die im § 26 bezeichneten Bezüge im 
Lohnkonto nicht angeführt werden, wenn die Möglichkeit der Nachprüfung 
(§§ 86 ff) in anderer Weise sichergestellt ist oder wenn es sich um Fälle von 
geringer Bedeutung handelt. Das Finanzamt kann weiters für die Führung des 
Lohnkontos Erleichterungen zulassen, wenn sichergestellt ist, daß die für den 
Steuerabzug vom Arbeitslohn notwendigen Angaben aus anderen Aufzeichnun-
gen des Arbeitgebers hervorgehen. Diese Bestimmungen gelten auch für vorü-
bergehend beschäftigte Arbeitnehmer (§ 69) und für beschränkt steuerpflichtige 
Arbeitnehmer (§ 70). 

 (2) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, mit Verordnung 
  - weitere Daten, die für Zwecke der Berechnung, Einbehaltung und Ab-

fuhr lohnabhängiger Abgaben in das Lohnkonto einzutragen sind, und. 
  - Erleichterungen für bestimmte Gruppen von Steuerpflichtigen bei der 

Führung des Lohnkontos 
 festzulegen 

§ 81. (1) Betriebsstätte ist für Zwecke des Steuerabzuges vom Arbeitslohn 
der Betrieb oder Teil des Betriebes des Arbeitgebers, in dem die Berechnung des 
Arbeitslohnes und der Lohnsteuer vorgenommen wird. Als Betriebsstätte gilt 
auch der Heimathafen österreichischer Handelsschiffe, wenn die Reederei im 
Inland keine Niederlassung hat. 

§ 81. (1) Als Betriebsstätte für Zwecke des Steuerabzuges vom Arbeitslohn 
gilt jede vom Arbeitgeber im Inland für die Dauer von mehr als einem Monat 
unterhaltene feste örtliche Anlage oder Einrichtung, wenn sie der Ausübung der 
durch den Arbeitnehmer ausgeführten Tätigkeit dient; § 29 Abs. 2 der Bundesab-
gabenordnung gilt entsprechend. Als Betriebsstätte gilt auch der Heimathafen 
österreichischer Handelsschiffe, wenn die Reederei im Inland keine Niederlas-
sung hat. 

(2) Ist nicht bereits auf Grund des Abs. 1 eine Betriebsstätte im Inland gege-
ben, so gilt jede vom Arbeitgeber im Inland für die Dauer von mehr als einem 
Monat unterhaltene feste örtliche Anlage oder Einrichtung als Betriebsstätte, 
wenn sie der Ausübung der durch die Arbeitnehmer ausgeführten Tätigkeit dient; 
§ 29 Abs. 2 der Bundesabgabenordnung gilt entsprechend.  

(2) Als Finanzamt der Betriebsstätte gilt das gemäß § 57 der Bundesabga-
benordnung für die Erhebung der Lohnsteuer zuständige Finanzamt. 

(3) Bei mehreren Betriebsstätten im Sinne des Abs. 1 oder 2 ist die wirt-
schaftlich bedeutendste Betriebsstätte für Zwecke des Steuerabzuges vom Ar-
beitslohn maßgebend. 

 

§ 89. (1) bis (3) ... § 89. (1) bis (3)… 
(4) Die Finanzämter haben den Krankenversicherungsträgern (§ 23 Abs. 1 

und 41a Abs. 2 ASVG) und den Gemeinden alle für die Erhebung von lohnab-
(4) Die Finanzämter haben den Krankenversicherungsträgern (§ 23 Abs. 1 

und 41a Abs. 2 ASVG) und den Gemeinden alle für die Erhebung von lohnab-



 

 

hängigen Abgaben bedeutsamen Daten zur Verfügung zu stellen. Diese Daten 
dürfen nur in der Art und dem Umfang verwendet /werden, als dies zur Wahr-
nehmung der gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung 
ist. Die Verwendung nicht notwendiger Daten (Ballastwissen, Überschusswissen) 
ist unzulässig. Daten, die mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht 
mehr benötigt werden, sind möglichst rasch zu löschen. 

hängigen Abgaben bedeutsamen Daten zur Verfügung zu stellen. Insbesondere 
sind den Gemeinden die Daten der Dienstgeberbeitragszahlungen der Arbeitgeber 
bereitzustellen. Diese Daten dürfen nur in der Art und dem Umfang verwendet 
werden, als dies zur Wahrnehmung der gesetzlich übertragenen Aufgaben eine 
wesentliche Voraussetzung ist. Die Verwendung nicht notwendiger Daten (Bal-
lastwissen, Überschusswissen) ist unzulässig. Daten, die mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit nicht mehr benötigt werden, sind möglichst rasch zu 
löschen. 

§ 94. ... § 94. ... 
 1. bis 5. …  1. bis 5. … 
 6. a) bis d) …  6. a) bis d) … 
 e) Kapitalerträge im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 1 lit. d, wenn die Einkünfte 

gemäß § 3 befreit sind.  
 e) Kapitalerträge auf Grund von Zuwendungen im Sinne des § 93 Abs. 2 

Z 1 lit. d, wenn die Einkünfte gemäß § 3 befreit sind oder der Emp-
fänger unter § 4 Abs. 4 Z 5 oder 6 fällt. 

 f) …  f) … 
 7.  bis 10. …  7.  bis 10. … 

§ 95. (1)… § 95. (1)… 
(2) Schuldner der Kapitalertragsteuer ist der Empfänger der Kapitalerträge. 

Die Kapitalertragsteuer ist durch Abzug einzubehalten. Der zum Abzug Ver-
pflichtete (Abs. 3) haftet dem Bund für die Einbehaltung und Abfuhr der Kapital-
ertragsteuer. 

(2) Schuldner der Kapitalertragsteuer ist der Empfänger der Kapitalerträge. 
Die Kapitalertragsteuer ist durch Abzug einzubehalten. Der zum Abzug Ver-
pflichtete (Abs. 3) haftet dem Bund für die Einbehaltung und Abfuhr der Kapital-
ertragsteuer. Wird der der Kapitalertragsteuer entsprechende Betrag gemäß § 93 
Abs. 3a auf Grund einer unrichtigen Mitteilung des steuerlichen Vertreters geleis-
tet, geht die Haftung auf den Rechtsträger des ausländischen Kapitalanlagefonds 
und auf den steuerlichen Vertreter zur ungeteilten Hand über. 

(3) ... (3) ... 
 1.  bis 4. …  1.  bis 4. … 
  5. Bei ausländischen Kapitalerträgen gemäß § 93 Abs. 3a das Kreditinstitut, 

das als Verwahrer und Verwalter von Anteilen an ausländischen Kapital-
anlagefonds und an ausländischen Immobilienfonds auftritt. 

§ 96. (1) ... § 96. (1) ... 
 1.  bis 3…  1.  bis 3… 
  4. Bei ausschüttungsgleichen Erträgen gemäß § 93 Abs. 3a hat der zur 

Abfuhr Verpflichtete den der Kapitalertragsteuer entsprechenden Betrag 
abweichend von Z 3 bis zum 31. Mai des Jahres abzuführen, das dem 
Jahr folgt, in dem die ausschüttungsgleichen Erträge als zugeflossen gel-



 

 

ten. 
(2) bis (5)… (2) bis (5)… 
§ 97. (1) Für natürliche Personen und für Körperschaften, soweit die Kör-

perschaften Einkünfte aus Kapitalvermögen beziehen, gilt die Einkommensteuer 
(Körperschaftsteuer) für Kapitalerträge gemäß § 93 Abs. 2 Z 3 sowie Abs. 3 die 
der Kapitalertragsteuer unterliegen, durch den Steuerabzug als abgegolten. Für 
natürliche Personen gilt dies auch für Kapitalerträge gemäß § 93 Abs. 2 Z 1 und 
für ausgeschüttete Beträge aus Anteilsscheinen an einem Kapitalanlagefonds im 
Sinne des Investmentfondsgesetzes 1963 sowie im Sinne des Investmentfondsge-
setzes 1993, soweit die ausgeschütteten Beträge aus Kapitalerträgen gemäß § 93 
Abs. 2 Z 1 bestehen. Unter die Steuerabgeltung fallen Forderungswertpapiere im 
Sinne des § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 und § 93 Abs. 3 Z 6 sowie diesen entsprechende 
Genussrechte nur dann, wenn bei ihrer Begebung sowohl in rechtlicher Hinsicht 
als auch in tatsächlicher Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis angeboten 
werden. Kapitalerträge gemäß § 93 Abs. 2 Z 1 lit. e sowie ausgeschüttete oder als 
ausgeschüttet geltende Beträge eines in- oder ausländischen Kapitalanlagefonds 
im Sinne des Investmentfondsgesetzes 1963 sowie des Investmentfondsgeset-
zes 1993, soweit sie aus Kapitalerträgen gemäß § 93 Abs. 2 Z 1 lit. e bestehen, 
unterliegen nicht der Steuerabgeltung, wenn sie durch eine gemäß § 37 Abs. 8 
ergangene Verordnung von der Versteuerung mit einem besonderen Steuersatz 
ausgenommen wurden. 

§ 97. (1) Für natürliche Personen und für Körperschaften, soweit die Kör-
perschaften Einkünfte aus Kapitalvermögen beziehen, gilt die Einkommensteuer 
(Körperschaftsteuer) für Kapitalerträge gemäß § 93 Abs. 2 Z 3, Abs. 3 sowie 
Abs. 3a die der Kapitalertragsteuer unterliegen, durch den Steuerabzug als abge-
golten. Dies gilt sinngemäß für abgeführte Beträge gemäß § 93 Abs. 3a. Für na-
türliche Personen gilt dies auch für Kapitalerträge gemäß § 93 Abs. 2 Z 1 und für 
ausgeschüttete Beträge aus Anteilsscheinen an einem Kapitalanlagefonds im 
Sinne des Investmentfondsgesetzes 1963 sowie im Sinne des Investmentfondsge-
setzes 1993, soweit die ausgeschütteten Beträge aus Kapitalerträgen gemäß § 93 
Abs. 2 Z 1 bestehen. Unter die Steuerabgeltung fallen Forderungswertpapiere im 
Sinne des § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 und § 93 Abs. 3 Z 6 sowie diesen entsprechende 
Genussrechte nur dann, wenn bei ihrer Begebung sowohl in rechtlicher Hinsicht 
als auch in tatsächlicher Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis angeboten 
werden. Kapitalerträge gemäß § 93 Abs. 2 Z 1 lit. e sowie ausgeschüttete oder als 
ausgeschüttet geltende Beträge eines in- oder ausländischen Kapitalanlagefonds 
im Sinne des Investmentfondsgesetzes 1963 sowie des Investmentfondsgeset-
zes 1993, soweit sie aus Kapitalerträgen gemäß § 93 Abs. 2 Z 1 lit. e bestehen, 
unterliegen nicht der Steuerabgeltung, wenn sie durch eine gemäß § 37 Abs. 8 
ergangene Verordnung von der Versteuerung mit einem besonderen Steuersatz 
ausgenommen wurden. 

(2) bis (3)… (2) bis (3)… 
(4) … (4) … 

 1.  ...  1.  ... 
 2. Die Anrechnung ist betraglich insoweit ausgeschlossen, als der Steuer-

pflichtige den Anspruch auf einen Alleinverdienerabsetzbetrag oder ei-
nen Kinderabsetzbetrag vermittelt. Der Kinderabsetzbetrag ist dabei im 
Jahr 1999 mit 475 S monatlich, in den Jahren 2000 und 2001 mit 700 S 
monatlich und ab dem Jahr 2002 mit 50,90 Euro monatlich anzusetzen. 
Bei Zinserträgen aus Geldeinlagen bei Kreditinstituten und sonstigen 
Forderungen gegenüber Kreditinstituten, denen ein Bankgeschäft 
zugrunde liegt (§ 93 Abs. 2 Z 3), ist eine Anrechnung weiters insoweit 
ausgeschlossen, als derartige Kapitalanlagen beim Empfänger der Kapi-
talerträge Gegenstand einer nach § 15 Abs. 1 Z 19 des Erbschafts- und 
Schenkungssteuergesetzes 1955 steuerbefreiten Zuwendung waren und 

 2. Die Anrechnung ist betraglich insoweit ausgeschlossen, als der Steuer-
pflichtige den Anspruch auf einen Alleinverdienerabsetzbetrag oder ei-
nen Kinderabsetzbetrag vermittelt. Der Kinderabsetzbetrag ist dabei im 
Jahr 1999 mit 475 S monatlich, in den Jahren 2000 und 2001 mit 700 S 
monatlich und ab dem Jahr 2002 mit 50,90 Euro monatlich anzusetzen.  



 

 

darauf ohne Anwendung der Steuerbefreiung eine Schenkungssteuer ent-
fallen wäre. 

(5) ... (5)     
§ 102 (1) ... § 102 (1) ... 

 1. bis 2. …  1. bis 2. … 
 3. Einkünfte, von denen eine Lohnsteuer nach § 70 Abs. 2 oder eine Ab-

zugsteuer nach § 99 Abs. 1 Z 1 und 6 zu erheben ist, über Antrag des be-
schränkt Steuerpflichtigen. Dabei dürfen in den Fällen des § 70 Abs. 2 
Z 2 Werbungskosten sowie in den Fällen des § 99 Abs. 1 Z 1 Be-
triebsausgaben nicht abgezogen werden, wenn sie ohne Beibringung ei-
nes inländischen Besteuerungsnachweises an Personen geleistet wurden, 
die hiemit der beschränkten Steuerpflicht unterliegen. Der Antrag kann 
innerhalb von fünf Jahren ab dem Ende des Veranlagungszeitraumes ge-
stellt werden. 

 3. Einkünfte, von denen eine Lohnsteuer nach § 70 Abs. 2 oder eine Ab-
zugssteuer nach § 99 Abs. 1 Z 1, 3, 4, 5 oder 6 zu erheben ist, über An-
trag des beschränkt Steuerpflichtigen. Dabei dürfen in den Fällen des 
§ 70 Abs. 2 Z 2 Werbungskosten sowie in den Fällen des § 99 Abs. 1 Z 1 
Betriebsausgaben nicht abgezogen werden, wenn sie ohne Beibringung 
eines inländischen Besteuerungsnachweises an Personen geleistet wur-
den, die hiemit der beschränkten Steuerpflicht unterliegen und die nicht 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union ansässig sind. Der An-
trag kann innerhalb von fünf Jahren ab dem Ende des    Veranlagungs-
zeitraumes gestellt werden. 

Erfolgt eine Veranlagung nach den Z 1 bis 3, bleiben jene Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit bei der Veranlagung außer Ansatz, von denen 
Lohnsteuer im Ausmaß von 20% des vollen Betrages einzubehalten war, sofern 
nicht ein Antrag auf Veranlagung dieser Einkünfte nach Z 3 gestellt worden ist. 
Bei der Veranlagung der steuerabzugspflichtigen Einkünfte nach Z 2 und 3 sind 
die durch Steuerabzug einbehaltenen Beträge anzurechnen.  

Erfolgt eine Veranlagung nach den Z 1 bis 3, bleiben jene Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit bei der Veranlagung außer Ansatz, von denen 
Lohnsteuer im Ausmaß von 20% des vollen Betrages einzubehalten war, sofern 
nicht ein Antrag auf Veranlagung dieser Einkünfte nach Z 3 gestellt worden ist. 
Bei der Veranlagung der steuerabzugspflichtigen Einkünfte nach Z 2 und 3 sind 
die durch Steuerabzug einbehaltenen Beträge anzurechnen.  

(2) ... (2) ... 
 1. …  1. … 
 2. Sonderausgaben (§ 18) sind abzugsfähig, wenn sie sich auf das Inland 

beziehen. Soweit Sonderausgaben bereits nach § 70 Abs. 2 und 3 be-
rücksichtigt wurden und ein Antrag im Sinne des Abs. 1 Z 3 gestellt 
wird, sind sie bei der Veranlagung anzusetzen. Der Verlustabzug (§ 18 
Abs. 6 und 7) steht nur für Verluste zu, die in inländischen Betriebsstät-
ten entstanden sind, die der Erzielung von Einkünften im Sinne von § 2 
Abs. 3 Z 1 bis 3 dienen. Er kann nur insoweit berücksichtigt werden, als 
er die nicht der beschränkten Steuerpflicht unterliegenden Einkünfte ü-
berstiegen hat. 

 2. Sonderausgaben (§ 18) sind abzugsfähig, wenn sie sich auf das 
 Inland beziehen. Der Verlustabzug (§ 18 Abs. 6 und 7) steht nur für Ver-
luste zu, die in inländischen Betriebsstätten entstanden sind, die der Er-
zielung von Einkünften im Sinne von § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 dienen. Er 
kann nur insoweit berücksichtigt werden, als er die nicht der beschränk-
ten Steuerpflicht unterliegenden Einkünfte überstiegen hat. 

(3) Die Einkommensteuer ist bei beschränkt Steuerpflichtigen gemäß § 33 
Abs. 1 zu berechnen; beim Steuerabzug vom Arbeitslohn angesetzte Absetzbe-
träge sind zu berücksichtigen. 

(3) Die Einkommensteuer ist bei beschränkt Steuerpflichtigen gemäß § 33 
Abs. 1 mit der Maßgabe zu berechnen, dass dem Einkommen ein Betrag von 
8.000 Euro hinzuzurechnen ist. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn angesetzte 
Absetzbeträge sind zu berücksichtigen. 



 

 

(4) Die Einkommensteuer für Einkünfte, die dem Steuerabzug unterliegen, 
gilt bei beschränkt Steuerpflichtigen außer in den Fällen des Abs. 1 Z 2 und 3 als 
durch den Steuerabzug abgegolten. Steuerabzugspflichtige Einkünfte im Sinne 
des § 97 Abs. 1 und 2 gelten bei natürlichen Personen jedenfalls als durch den 
Steuerabzug abgegolten. 

entfällt 

§ 108. (1) bis (4)… § 108. (1) bis (4)… 
(5) Die pauschale Erstattung erfolgt durch die Bausparkasse, bei welcher der 

Bausparvertrag abgeschlossen worden ist. Diese fordert den zu erstattenden Steu-
erbetrag bei der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgen-
land an. Die Finanzlandesdirektion überweist der Bausparkasse den Betrag zu-
gunsten des Bausparkontos des Steuerpflichtigen. Voraussetzung für diese Über-
weisung ist, daß die Bausparkasse die im Antrag und der Erklärung nach Abs. 3 
angegebenen Daten im Wege des Datenträgeraustausches oder der automations-
unterstützten Datenübermittlung meldet. Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, den Inhalt der Meldung und das Verfahren des Datenträgeraustau-
sches und der automationsunterstützten Datenübermittlung mit Verordnung fest-
zulegen. In der Verordnung kann vorgesehen werden, daß sich die Bausparkasse 
einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Über-
mittlungsstelle zu bedienen hat. 

(5) Die pauschale Erstattung erfolgt durch die Bausparkasse, bei welcher der 
Bausparvertrag abgeschlossen worden ist. Diese fordert den zu erstattenden Steu-
erbetrag beim Finanzamt Wien 1/23 an. Das Finanzamt überweist der 
Bausparkasse den Betrag zugunsten des Bausparkontos des Steuerpflichtigen. 
Voraussetzung für diese Überweisung ist, daß die Bausparkasse die im Antrag 
und der Erklärung nach Abs. 3 angegebenen Daten im Wege des Datenträgeraus-
tausches oder der automationsunterstützten Datenübermittlung meldet. Der Bun-
desminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt der Meldung und das Ver-
fahren des Datenträgeraustausches und der automationsunterstützten Datenüber-
mittlung mit Verordnung festzulegen. In der Verordnung kann vorgesehen wer-
den, daß sich die Bausparkasse einer bestimmten geeigneten öffentlich-
rechtlichen oder privatrechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

(6) …  (6) …  
 (7) 1. die Bausparkasse den zurückzufordernden Betrag mit Zustimmung des 

Steuerpflichtigen an die Finanzlandesdirektion für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland abführt, 

 (7) 1. die Bausparkasse den zurückzufordernden Betrag mit Zustimmung des 
Steuerpflichtigen an das Finanzamt Wien 1/23 abführt, 

 2.   2.  ... 

(8) bis (10)… (8) bis (10)… 
§ 108a. (1) bis (3)… § 108a. (1) bis (3)… 
(4) Die pauschale Erstattung erfolgt durch jenen Rechtsträger, bei dem der 

Antrag im Sinne des Abs. 3 abzugeben ist. Dieser Rechtsträger fordert den zu 
erstattenden Steuerbetrag bei der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland an. Die Finanzlandesdirektion überweist den jeweiligen 
Rechtsträgern die pauschalen Erstattungsbeträge. Voraussetzung für diese Über-
weisung ist, daß die Rechtsträger die im Antrag und der Erklärung nach Abs. 3 
angegebenen Daten im Wege des Datenträgeraustausches oder der automations-
unterstützten Datenübermittlung melden. Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, den Inhalt der Meldung und das Verfahren des Datenträgeraustau-

(4) Die pauschale Erstattung erfolgt durch jenen Rechtsträger, bei dem der 
Antrag im Sinne des Abs. 3 abzugeben ist. Dieser Rechtsträger fordert den zu 
erstattenden Steuerbetrag beim Finanzamt Wien 1/23 an. Die Anforderung hat bis 
spätestens Ende Februar im Wege des Datenträgeraustausches oder der automati-
onsunterstützten Datenübermittlung zu erfolgen und die im Antrag und der Erklä-
rung nach Abs. 3 angegebenen Daten zu enthalten. Das Finanzamt überweist den 
jeweiligen Rechtsträgern die pauschalen Erstattungsbeträge. Der Bundesminister 
für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt der Meldung und das Verfahren des 
Datenträgeraustausches und der automationsunterstützten Datenübermittlung mit 



 

 

sches und der automationsunterstützten Datenübermittlung mit Verordnung fest-
zulegen. In der Verordnung kann vorgesehen werden, daß sich der Rechtsträger 
einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Über-
mittlungsstelle zu bedienen hat. 

Verordnung festzulegen. In der Verordnung kann vorgesehen werden, daß sich 
der Rechtsträger einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privat-
rechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

(5) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer (Lohnsteuer) ist vom Steuer-
pflichtigen rückzufordern. Als zu Unrecht erstattet gelten auch Erstattungsbeträ-
ge, wenn es bei prämienbegünstigten Beiträgen zu Pensionskassen oder bei Pen-
sionszusatzversicherungen (§ 108b Abs. 1) zu einer Kapitalabfindung kommt. 
Weiters gelten als zu Unrecht erstattet Erstattungsbeträge, wenn der unwiderruf-
liche Auszahlungsplan gemäß § 108b Abs. 2 Z 2 nicht erfüllt wird, es sei denn, 
an die Stelle des nicht erfüllten Auszahlungsplanes tritt nachweislich ein anderer 
Auszahlungsplan im Sinne des § 23g Abs. 2 des Investmentfondsgesetzes 1993. 
Die zurückzufordernden Beträge sind durch den Rechtsträger einzubehalten. Der 
Rechtsträger hat die rückzufordernden Beträge spätestens am 15. Tag nach Ab-
lauf des Kalendermonates, in dem die Rückforderung zu erfolgen hat, an die 
Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgenland abzuführen. 

(5) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer (Lohnsteuer) ist vom Steuer-
pflichtigen rückzufordern. Als zu Unrecht erstattet gelten auch Erstattungsbeträ-
ge, wenn es bei prämienbegünstigten Beiträgen zu Pensionskassen oder bei Pen-
sionszusatzversicherungen (§ 108b Abs. 1) zu einer Kapitalabfindung kommt. 
Weiters gelten als zu Unrecht erstattet Erstattungsbeträge, wenn der unwiderruf-
liche Auszahlungsplan gemäß § 108b Abs. 2 Z 2 nicht erfüllt wird, es sei denn, 
an die Stelle des nicht erfüllten Auszahlungsplanes tritt nachweislich ein anderer 
Auszahlungsplan im Sinne des § 23g Abs. 2 des Investmentfondsgesetzes 1993. 
Die zurückzufordernden Beträge sind durch den Rechtsträger einzubehalten. Der 
Rechtsträger hat die rückzufordernden Beträge spätestens am 15. Tag nach Ab-
lauf des Kalendermonates, in dem die Rückforderung zu erfolgen hat, an das 
Finanzamt Wien 1/23 abzuführen. 

(6) bis (7)… (6) bis (7)… 
§ 108g. (1) bis (3)… § 108g. (1) bis (3)… 
(4) Die pauschale Erstattung erfolgt durch jenen Rechtsträger, bei dem der 

Antrag im Sinne des Abs. 3 abzugeben ist. Dieser Rechtsträger fordert den zu 
erstattenden Steuerbetrag bei der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland an. Die Finanzlandesdirektion überweist den jeweiligen 
Rechtsträgern die pauschalen Erstattungsbeträge. Voraussetzung für diese Über-
weisung ist, dass die Rechtsträger die im Antrag und der Erklärung nach Abs. 3 
angegebenen Daten im Wege des Datenträgeraustausches oder der automations-
unterstützten Datenübermittlung melden. Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, den Inhalt der Meldung und das Verfahren des Datenträgeraustau-
sches und der automationsunterstützten Datenübermittlung mit Verordnung fest-
zulegen. In der Verordnung kann vorgesehen werden, dass sich der Rechtsträger 
einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Über-
mittlungsstelle zu bedienen hat. 

(4) Die pauschale Erstattung erfolgt durch jenen Rechtsträger, bei dem der 
Antrag im Sinne des Abs. 3 abzugeben ist. Dieser Rechtsträger fordert den zu 
erstattenden Steuerbetrag beim Finanzamt Wien 1/23 an. Die Anforderung hat bis 
spätestens Ende Februar im Wege des Datenträgeraustausches oder der automati-
onsunterstützten Datenübermittlung zu erfolgen und die im Antrag und der Erklä-
rung nach Abs. 3 angegebenen Daten zu enthalten. Das Finanzamt überweist den 
jeweiligen Rechtsträgern die pauschalen Erstattungsbeträge. Der Bundesminister 
für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt der Meldung und das Verfahren des 
Datenträgeraustausches und der automationsunterstützten Datenübermittlung mit 
Verordnung festzulegen. In der Verordnung kann vorgesehen werden, dass sich 
der Rechtsträger einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privat-
rechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

(5) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer (Lohnsteuer) ist vom Steuer-
pflichtigen rückzufordern. Als zu Unrecht erstattet gelten auch Erstattungsbeträ-
ge, wenn der Steuerpflichtige nach Ablauf eines Zeitraumes von mindestens zehn 
Jahren eine Verfügung im Sinne des § 108i Abs. 1 Z 1 trifft. Ist aus diesem 
Grund zu Unrecht erstattete Steuer rückzufordern, so reduziert sich der zurückzu-

(5) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer (Lohnsteuer) ist vom Steuer-
pflichtigen rückzufordern. Als zu Unrecht erstattet gelten auch Erstattungsbeträ-
ge, wenn der Steuerpflichtige nach Ablauf eines Zeitraumes von mindestens zehn 
Jahren eine Verfügung im Sinne des § 108i Abs. 1 Z 1 trifft. Ist aus diesem 
Grund zu Unrecht erstattete Steuer rückzufordern, so reduziert sich der zurückzu-



 

 

fordernde Betrag auf die Hälfte. Gleichzeitig damit ist eine Nachversteuerung, 
der auf den Steuerpflichtigen im Rahmen der Zukunftsvorsorgeeinrichtung ent-
fallenden Kapitalerträge unter Zugrundelegung eines Steuersatzes von 25% vor-
zunehmen. Die zurückzufordernden und nachzuversteuernden Beträge sind durch 
den Rechtsträger einzubehalten. Der Rechtsträger hat die einbehaltenen Beträge 
spätestens am 15. Tag des auf die Rückforderung (Nachversteuerung) zweitfol-
genden Kalendermonates an die Finanzlandesdirektion für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland abzuführen. 

fordernde Betrag auf die Hälfte. Gleichzeitig damit ist eine Nachversteuerung, 
der auf den Steuerpflichtigen im Rahmen der Zukunftsvorsorgeeinrichtung ent-
fallenden Kapitalerträge unter Zugrundelegung eines Steuersatzes von 25% vor-
zunehmen. Die zurückzufordernden und nachzuversteuernden Beträge sind durch 
den Rechtsträger einzubehalten. Der Rechtsträger hat die einbehaltenen Beträge 
spätestens am 15. Tag des auf die Rückforderung (Nachversteuerung) zweitfol-
genden Kalendermonates an das Finanzamt Wien 1/23 abzuführen. 

(6) bis (7)… (6) bis (7)… 

Artikel II 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988 

§ 6a. (1) ... § 6a. (1) ... 
(2) Auf Antrag der Bauvereinigung hat die zuständige Finanzlandesdirektion 

die unbeschränkte Steuerpflicht bescheidmäßig auf geplante Geschäfte im Sinne 
des Abs. 1 unter der Auflage zu beschränken, daß für diese Geschäfte insgesamt 
ein gesonderter Rechnungskreis geführt wird. Der Antrag ist von der Bauvereini-
gung vor der Aufnahme der Geschäfte im Sinne des Abs. 1 zu stellen. Ein aus 
diesen Geschäften insgesamt entstehender Verlust ist nicht ausgleichsfähig. Das 
Antragsrecht der Finanzlandesdirektion nach § 35 des Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetzes bleibt unberührt. 

(2) Auf Antrag der Bauvereinigung hat das zuständige Finanzamt die unbe-
schränkte Steuerpflicht bescheidmäßig auf geplante Geschäfte im Sinne des 
Abs. 1 unter der Auflage zu beschränken, daß für diese Geschäfte insgesamt ein 
gesonderter Rechnungskreis geführt wird. Der Antrag ist von der Bauvereinigung 
vor der Aufnahme der Geschäfte im Sinne des Abs. 1 zu stellen. Ein aus diesen 
Geschäften insgesamt entstehender Verlust ist nicht ausgleichsfähig. Das An-
tragsrecht des zuständigen Finanzamtes  nach § 35 des Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetzes bleibt unberührt. 

(3) Auf Antrag der Bauvereinigung hat die zuständige Finanzlandesdirektion 
im Zweifelsfall bescheidmäßig festzustellen, ob ein geplantes Geschäft unter § 7 
Abs. 1 bis 3 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes fällt oder nicht. Der Antrag 
ist von der Bauvereinigung vor der Aufnahme des Geschäftes zu stellen. Der 
Antrag kann mit einem Antrag nach Abs. 2 verbunden werden. 

(3) Auf Antrag der Bauvereinigung hat das zuständige Finanzamt im Zwei-
felsfall bescheidmäßig festzustellen, ob ein geplantes Geschäft unter § 7 Abs. 1 
bis 3 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes fällt oder nicht. Der Antrag ist 
von der Bauvereinigung vor der Aufnahme des Geschäftes zu stellen. Der Antrag 
kann mit einem Antrag nach Abs. 2 verbunden werden. 

(4) bis (5) ... (4) bis (5) ... 
 (6) Zuständiges Finanzamt im Sinne der Abs. 2 und 3 ist das Finanzamt 

Wien 1/23 für den örtlichen Wirkungsbereich der Länder Wien, Niederösterreich 
und Burgenland sowie die Finanzämter Linz, Salzburg-Stadt, Graz-Stadt, Klagen-
furt, Innsbruck und Feldkirch für den örtlichen Wirkungsbereich jenes Landes, in 
dem die Bauvereinigungen ihren Sitz haben. 

§ 6b. (1) bis (3) ... § 6b. (1) bis (3) ... 
(4) Verletzt eine Aktiengesellschaft nachhaltig die genannten Voraussetzun- (4) Verletzt eine Aktiengesellschaft nachhaltig die genannten Voraussetzun-



 

 

gen, hat sie den Bruttobetrag aller Ausschüttungen für von der Verletzung der 
Voraussetzungen betroffene Geschäftsjahre, die bei den Aktionären eine Steuer-
befreiung gemäß § 27 Abs. 3 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1988 vermitteln 
können, gemäß § 22 Abs. 2 neben ihrem Einkommen zu versteuern. 

gen, hat sie den Bruttobetrag aller Ausschüttungen für von der Verletzung der 
Voraussetzungen betroffene Geschäftsjahre, die bei den Aktionären eine Steuer-
befreiung gemäß § 27 Abs. 3 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1988 vermitteln 
können, gemäß § 22 Abs. 1 neben ihrem Einkommen zu versteuern. 

§ 9. (1) Abweichend von § 7 können finanziell verbundene Körperschaften 
(Abs. 2 bis 5) nach Maßgabe des Abs. 8 eine Unternehmensgruppe bilden. Dabei 
wird das steuerlich maßgebende Ergebnis des jeweiligen Gruppenmitglieds (Abs. 
6 und Abs. 7) dem steuerlich maßgebenden Ergebnis des beteiligten Gruppenmit-
glieds bzw. Gruppenträgers jenes Wirtschaftsjahres zugerechnet, in das der Bi-
lanzstichtag des Wirtschaftsjahres des Gruppenmitgliedes fällt. 

§ 9. (1) Abweichend von § 7 können finanziell verbundene Körperschaften 
(Abs. 2 bis 5) nach Maßgabe des Abs. 8 eine Unternehmensgruppe bilden. Dabei 
wird das steuerlich maßgebende Ergebnis des jeweiligen Gruppenmitglieds 
(Abs. 6 und Abs. 7) dem Einkommen des beteiligten Gruppenmitglieds bzw. 
Gruppenträgers jenes Wirtschaftsjahres zugerechnet, in das der Bilanzstichtag des 
Wirtschaftsjahres des Gruppenmitglieds fällt. 

(2) ... (2) ... 
(3) Gruppenträger können sein (3) Gruppenträger können sein 

 - unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften,  - unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften, 
 - unbeschränkt steuerpflichtige Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf-

ten, 
 - unbeschränkt steuerpflichtige Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf-

ten, 
 - unbeschränkt steuerpflichtige Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 

im Sinne des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 
 - unbeschränkt steuerpflichtige Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 

im Sinne des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 
 - unbeschränkt steuerpflichtige Kreditinstitute im Sinne des Bankwesen-

gesetzes, 
 - unbeschränkt steuerpflichtige Kreditinstitute im Sinne des Bankwesen-

gesetzes, 
 - beschränkt steuerpflichtige  - beschränkt steuerpflichtige 
 - in der Anlage 2 zum Einkommensteuergesetz 1988 in der jeweils gelten-

den Fassung genannte Gesellschaften und 
 - in der Anlage 2 zum Einkommensteuergesetz 1988 in der jeweils gelten-

den Fassung genannte Gesellschaften und 
 - den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaften, die den Ort der 

Geschäftsleitung in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschafts-
raumes haben, wenn sie mit einer Zweigniederlassung im Firmenbuch 
eingetragen sind und die Beteiligung an den Gruppenmitgliedern (Abs. 
2) der Zweigniederlassung zuzurechnen ist, und 

 - den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaften, die den Ort der 
Geschäftsleitung in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschafts-
raumes haben, wenn sie mit einer Zweigniederlassung im Firmenbuch 
eingetragen sind und die Beteiligung an den Gruppenmitgliedern (Abs. 
2) der Zweigniederlassung zuzurechnen ist, und 

 - Beteiligungsgemeinschaften (als Personengesellschaft, Beteiligungssyn-
dikat oder im Wege gemeinsamer Kontrolle), wenn sie ausschließlich 
aus den in den Vorpunkten genannten Steuerpflichtigen gebildet werden, 
nach Maßgabe des Abs. 4. Als Beteiligungsgemeinschaft gelten jeden-
falls Personen, die die Beteiligungskörperschaft gemeinsam im Sinne des 
Art. 3 der Fusionskontrollverordnung, (EWG) Nr. 139/2004 in der je-
weils geltenden Fassung, kontrollieren oder an der gemeinsamen Kon-
trolle mitwirken. 

 - Beteiligungsgemeinschaften (als Personengesellschaft, Beteiligungssyn-
dikat oder im Wege gemeinsamer Kontrolle), wenn sie ausschließlich 
aus den in den Vorpunkten genannten Steuerpflichtigen gebildet werden, 
nach Maßgabe des Abs. 4. Als Beteiligungsgemeinschaft gelten jeden-
falls Personen, die die Beteiligungskörperschaft gemeinsam im Sinne des 
Art. 3 der Fusionskontrollverordnung, (EWG) Nr. 139/2004 in der je-
weils geltenden Fassung, kontrollieren oder an der gemeinsamen Kon-
trolle mitwirken. 



 

 

 Ist eine Körperschaft in mehreren Staaten unbeschränkt steuerpflichtig, kann sie 
nur dann Gruppenträger sein, wenn sie im Inland mit einer Zweigniederlassung 
im Firmenbuch eingetragen ist und die Beteiligung an den Gruppenmitgliedern 
der Zweigniederlassung zuzurechnen ist. 

(4) Als finanziell verbundene Körperschaften gelten solche, bei denen (4) Als finanziell verbundene Körperschaften gelten solche, bei denen 
 - die beteiligte Körperschaft unmittelbar mehr als 50% des Grund-, 

Stamm- oder Genossenschaftskapitals und der Stimmrechte der Beteili-
gungskörperschaft besitzt, 

 - die beteiligte Körperschaft unmittelbar mehr als 50% des Grund-, 
Stamm- oder Genossenschaftskapitals und der Stimmrechte der Beteili-
gungskörperschaft besitzt, 

 - die beteiligte Körperschaft mittelbar über eine Personengesellschaft oder 
zusammen mit einer unmittelbar gehaltenen Beteiligung in einem Aus-
maß beteiligt ist, dass sie unter Berücksichtigung der an der Personenge-
sellschaft bestehenden Beteiligungsquote mehr als 50% des Grund-, 
Stamm- oder Genossenschaftskapitals und der Stimmrechte der Beteili-
gungskörperschaft besitzt, 

 - die beteiligte Körperschaft mittelbar über eine Personengesellschaft oder 
zusammen mit einer unmittelbar gehaltenen Beteiligung in einem Aus-
maß beteiligt ist, dass sie unter Berücksichtigung der an der Personenge-
sellschaft bestehenden Beteiligungsquote mehr als 50% des Grund-, 
Stamm- oder Genossenschaftskapitals und der Stimmrechte der Beteili-
gungskörperschaft besitzt, 

 - die beteiligte Körperschaft zum Teil unmittelbar und zum Teil mittelbar 
über eine unmittelbar gehaltene Beteiligung an einem Gruppenmitglied, 
das für sich nicht im Sinne des ersten Teilstriches an der Beteiligungs-
körperschaft beteiligt ist, insgesamt eine Beteiligung von mehr als 50% 
des Grund-, Stamm- oder Genossenschaftskapitals und der Stimmrechte 
der Beteiligungskörperschaft besitzt, 

 - die beteiligte Körperschaft zum Teil unmittelbar und zum Teil mittelbar 
über eine unmittelbar gehaltene Beteiligung an einem Gruppenmitglied, 
das für sich nicht im Sinne des ersten Teilstriches an der Beteiligungs-
körperschaft beteiligt ist, insgesamt eine Beteiligung von mehr als 50% 
des Grund-, Stamm- oder Genossenschaftskapitals und der Stimmrechte 
der Beteiligungskörperschaft besitzt, 

 - die Beteiligungsgemeinschaft insgesamt unmittelbar mehr als 50% des 
Grund-, Stamm- oder Genossenschaftskapitals und der Stimmrechte an 
einer Beteiligungskörperschaft besitzt und zumindest ein Mitbeteiligter 
der Gemeinschaft eine Beteiligung am Grund-, Stamm- oder Genossen-
schaftskapital und an den Stimmrechten von mindestens 40% der Betei-
ligungskörperschaft und jeder weitere Mitbeteiligte eine solche von min-
destens 15% besitzt. 

 - die Beteiligungsgemeinschaft insgesamt unmittelbar oder mittelbar über 
eine Personengesellschaft mehr als 50% des Grund-, Stamm- oder Ge-
nossenschaftskapitals und der Stimmrechte an einer Beteiligungskörper-
schaft besitzt und zumindest ein Mitbeteiligter der Gemeinschaft eine 
Beteiligung am Grund-, Stamm- oder Genossenschaftskapital und an den 
Stimmrechten von mindestens 40% der Beteiligungskörperschaft und je-
der weitere Mitbeteiligte eine solche von mindestens 15% besitzt. 

(5) ... (5) ... 
(6) Bei Ermittlung des zuzurechnenden steuerlich maßgebenden Ergebnisses 

ist Folgendes zu beachten: 
(6) Bei Ermittlung des zuzurechnenden steuerlich maßgebenden Ergebnisses 

ist Folgendes zu beachten: 
 1. Als Ergebnis eines unbeschränkt steuerpflichtigen Gruppenmitglieds gilt 

der nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 1988 und die-
ses Bundesgesetzes ermittelte Gewinn oder Verlust aus Einkunftsquellen 
des jeweiligen Wirtschaftsjahres. 

 1. Als Ergebnis eines unbeschränkt steuerpflichtigen Gruppenmitglieds gilt 
der nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 1988 und die-
ses Bundesgesetzes ermittelte Gewinn oder Verlust aus Einkunftsquellen 
des jeweiligen Wirtschaftsjahres. 

 2. Das Ergebnis im Sinne der Z 1 ist dem am Gruppenmitglied nach Abs. 4 
entsprechend unmittelbar oder mittelbar beteiligten Gruppenmitglied 

 2. Das Ergebnis im Sinne der Z 1 ist dem am Gruppenmitglied nach Abs. 4 
entsprechend unmittelbar oder mittelbar beteiligten Gruppenmitglied 



 

 

bzw. Gruppenträger zuzurechnen. Beim Gruppenträger ist auf das zu-
sammengefasste Ergebnis § 7 Abs. 2 anzuwenden. 

bzw. Gruppenträger zuzurechnen. Beim Gruppenträger ist auf das zu-
sammengefasste Ergebnis § 7 Abs. 2 anzuwenden. 

 3. Bei Beteiligungsgemeinschaften ist das Ergebnis des Gruppenmitglieds 
im Sinne der Z 1 und 2, an dem die Beteiligung besteht, den Mitbeteilig-
ten im Ausmaß ihrer Beteiligung an der Beteiligungsgemeinschaft zuzu-
rechnen. 

 3. Bei Beteiligungsgemeinschaften ist das Ergebnis des Gruppenmitglieds 
im Sinne der Z 1 und 2, an dem die Beteiligung besteht, den Mitbeteilig-
ten im Ausmaß ihrer Beteiligung an der Beteiligungsgemeinschaft zuzu-
rechnen. 

 4.  ...  4.  ... 
 5. Steuerumlagen zum Zwecke des Ausgleichs der steuerlichen Wirkungen, 

die sich aus der Zurechnung der steuerlichen Ergebnisse der Gruppen-
mitglieder zum Gruppenträger ergeben, sind steuerneutral. 

 5. Steuerumlagen zum Zwecke des Ausgleichs der steuerlichen Wirkungen, 
die sich aus der Zurechnung der steuerlichen Ergebnisse der Gruppen-
mitglieder zum Gruppenträger ergeben, sind steuerneutral. 

 6. Bei nicht unbeschränkt steuerpflichtigen ausländischen Gruppenmitglie-
dern sind nur die nach § 5 Abs. 1 und den übrigen Vorschriften des Ein-
kommensteuergesetzes 1988 und dieses Bundesgesetzes ermittelten Ver-
luste aus Einkunftsquellen des jeweiligen Wirtschaftsjahres dem unmit-
telbar beteiligten Gruppenmitglied bzw. Gruppenträger im Ausmaß der 
Beteiligungen aller beteiligter Gruppenmitglieder einschließlich eines 
beteiligten Gruppenträgers zuzurechnen. In Jahren, in denen der auslän-
dische Verlust mit einem ausländischen Gewinn verrechnet wird oder 
verrechnet werden könnte, ist ein Betrag in diesem Ausmaß beim betei-
ligten inländischen Gruppenmitglied bzw. Gruppenträger, dem der Ver-
lust zugerechnet wurde, als Gewinn zuzurechnen. Scheidet das nicht un-
beschränkt steuerpflichtige ausländische Gruppenmitglied aus der Unter-
nehmensgruppe aus, ist im Jahr des Ausscheidens, ausgenommen in den 
Fällen der Liquidation oder der Insolvenz, ein Betrag im Ausmaß aller 
zugerechneten im Ausland noch nicht verrechneten Verluste beim Grup-
penmitglied bzw. Gruppenträger als Gewinn zuzurechnen. 

 6. Bei nicht unbeschränkt steuerpflichtigen ausländischen Gruppenmitglie-
dern sind nur die nach § 5 Abs. 1 und den übrigen Vorschriften des Ein-
kommensteuergesetzes 1988 und dieses Bundesgesetzes ermittelten Ver-
luste aus Einkunftsquellen des jeweiligen Wirtschaftsjahres dem unmit-
telbar beteiligten Gruppenmitglied bzw. Gruppenträger im Ausmaß der 
Beteiligungen aller beteiligter Gruppenmitglieder einschließlich eines 
beteiligten Gruppenträgers zuzurechnen. In Jahren, in denen der auslän-
dische Verlust mit einem ausländischen Gewinn verrechnet wird oder 
verrechnet werden könnte, ist ein Betrag in diesem Ausmaß beim betei-
ligten inländischen Gruppenmitglied bzw. Gruppenträger, dem der Ver-
lust zugerechnet wurde, als Gewinn zuzurechnen. Scheidet das nicht un-
beschränkt steuerpflichtige ausländische Gruppenmitglied aus der Unter-
nehmensgruppe aus, ist im Jahr des Ausscheidens, ausgenommen im Fal-
le der Insolvenz, ein Betrag im Ausmaß aller zugerechneten im Ausland 
nicht verrechneten Verluste beim Gruppenmitglied bzw. beim Gruppen-
träger als Gewinn zuzurechnen. 

(7) Bei der Gewinnermittlung sind Abschreibungen auf den niedrigeren 
Teilwert (§ 6 Z 2 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988) auf Beteiligungen an 
Gruppenmitgliedern nicht abzugsfähig. Im Falle der Anschaffung einer Beteili-
gung (Abs. 4) durch ein Gruppenmitglied bzw. den Gruppenträger oder eine für 
eine Gruppenbildung geeignete Körperschaft an einer betriebsführenden unbe-
schränkt steuerpflichtigen Beteiligungskörperschaft (Abs. 2), ausgenommen 
direkt oder indirekt von einem konzernzugehörigen Unternehmen, ist ab Zugehö-
rigkeit dieser Körperschaft zur Unternehmensgruppe beim unmittelbar beteiligten 
Gruppenmitglied bzw. Gruppenträger eine Firmenwertabschreibung in folgender 
Weise vorzunehmen: 

(7) Bei der Gewinnermittlung sind Abschreibungen auf den niedrigeren 
Teilwert (§ 6 Z 2 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988) und Veräußerungs-
verluste hinsichtlich von Beteiligungen an Gruppenmitgliedern nicht abzugsfä-
hig. Im Falle der Anschaffung einer Beteiligung (Abs. 4) durch ein Gruppenmit-
glied bzw. den Gruppenträger oder eine für eine Gruppenbildung geeignete Kör-
perschaft an einer betriebsführenden unbeschränkt steuerpflichtigen Beteili-
gungskörperschaft (Abs. 2), ausgenommen direkt oder indirekt von einem kon-
zernzugehörigen Unternehmen, ist ab Zugehörigkeit dieser Körperschaft zur 
Unternehmensgruppe beim unmittelbar beteiligten Gruppenmitglied bzw. Grup-
penträger eine Firmenwertabschreibung in folgender Weise vorzunehmen: 

 - Als Firmenwert gilt der dem Beteiligungsausmaß entsprechende Unter-  - Als Firmenwert gilt der dem Beteiligungsausmaß entsprechende Unter-



 

 

schiedsbetrag zwischen dem handelsrechtlichen Eigenkapital der Beteili-
gungskörperschaft zuzüglich stiller Reserven im nicht abnutzbaren An-
lagevermögen und den steuerlich maßgebenden Anschaffungskosten, 
höchstens aber 50% dieser Anschaffungskosten. Der abzugsfähige Fir-
menwert ist gleichmäßig auf 15 Jahre verteilt abzusetzen. 

schiedsbetrag zwischen dem handelsrechtlichen Eigenkapital der Beteili-
gungskörperschaft zuzüglich stiller Reserven im nicht abnutzbaren An-
lagevermögen und den steuerlich maßgebenden Anschaffungskosten, 
höchstens aber 50% dieser Anschaffungskosten. Der abzugsfähige Fir-
menwert ist gleichmäßig auf 15 Jahre verteilt abzusetzen. 

 - Insoweit von den Anschaffungskosten einer Beteiligung steuerwirksame 
Abschreibungen auf den niedrigeren Teilwert (§ 6 Z 2 lit. a des Ein-
kommensteuergesetzes 1988) vorgenommen worden sind, ist der Fir-
menwert im ersten Jahr der Zugehörigkeit zur Unternehmensgruppe um 
den vollen Betrag der Teilwertabschreibung, saldiert mit erfolgten Zu-
schreibungen, zu kürzen. Offene Teilbeträge der Teilwertabschreibung 
sind unabhängig davon gem. § 12 Abs. 3 Z 2 weiter zu berücksichtigen. 

 - Insoweit von den Anschaffungskosten einer Beteiligung steuerwirksame 
Abschreibungen auf den niedrigeren Teilwert (§ 6 Z 2 lit. a des Ein-
kommensteuergesetzes 1988) vorgenommen worden sind, ist der Fir-
menwert im ersten Jahr der Zugehörigkeit zur Unternehmensgruppe um 
den vollen Betrag der Teilwertabschreibung, saldiert mit erfolgten Zu-
schreibungen, zu kürzen. Offene Teilbeträge der Teilwertabschreibung 
sind unabhängig davon gem. § 12 Abs. 3 Z 2 weiter zu berücksichtigen. 

 - Findet die Gruppenbildung erst nach dem Anschaffungsjahr statt, können 
jene Fünfzehntel abgesetzt werden, die ab dem Jahr des Wirksamwer-
dens der Unternehmensgruppe offen sind. Die Firmenwertabschreibung 
ist auf die Dauer der Zugehörigkeit der beteiligten Körperschaft und der 
Beteiligungskörperschaft zur Unternehmensgruppe begrenzt. 

 - Findet die Gruppenbildung erst nach dem Anschaffungsjahr statt, können 
jene Fünfzehntel abgesetzt werden, die ab dem Jahr des Wirksamwer-
dens der Unternehmensgruppe offen sind. Die Firmenwertabschreibung 
ist auf die Dauer der Zugehörigkeit der beteiligten Körperschaft und der 
betriebsführenden Beteiligungskörperschaft zur Unternehmensgruppe 
beschränkt. 

 - Ergibt sich auf Grund der Anschaffung der Beteiligung ein negativer 
Firmenwert, ist dieser im Sinne der vorstehenden Sätze gewinnerhöhend 
anzusetzen. 

 - Ergibt sich auf Grund der Anschaffung der Beteiligung ein negativer 
Firmenwert, ist dieser im Sinne der vorstehenden Sätze gewinnerhöhend 
anzusetzen. 

 - Die um die steuerlich berücksichtigten Fünfzehntelbeträge verminderten 
oder erhöhten steuerlich maßgebenden Anschaffungskosten gelten als 
der jeweils steuerlich maßgebende Buchwert der Beteiligung. 

 - Die steuerlich berücksichtigten Fünfzehntelbeträge vermindern oder 
erhöhen den steuerlich maßgeblichen Buchwert. 

(8) Die Gruppenbesteuerung erstreckt sich auf den Gruppenträger und die 
Gruppenmitglieder, die in einem schriftlichen Gruppenantrag genannt sind. Dabei 
gilt Folgendes: 

(8) Die Gruppenbesteuerung erstreckt sich auf den Gruppenträger und die 
Gruppenmitglieder, die in einem schriftlichen Gruppenantrag genannt sind. Dabei 
gilt Folgendes: 

 - Der Gruppenantrag ist von den gesetzlichen Vertretern des Gruppenträ-
gers und aller einzubeziehenden inländischen Körperschaften zu unter-
fertigen. 

 - Der Gruppenantrag ist von den gesetzlichen Vertretern des Gruppenträ-
gers und aller einzubeziehenden inländischen Körperschaften zu unter-
fertigen. 

 - Der Gruppenantrag muss nachweislich vor dem Ablauf jenes Wirt-
schaftsjahres jeder einzubeziehenden inländischen Körperschaft unterfer-
tigt werden, für das die Zurechnung des steuerlich maßgebenden Ergeb-
nisses erstmalig wirksam sein soll. 

 - Der Gruppenantrag muss nachweislich vor dem Ablauf jenes Wirt-
schaftsjahres jeder einzubeziehenden inländischen Körperschaft unterfer-
tigt werden, für das die Zurechnung des steuerlich maßgebenden Ergeb-
nisses erstmalig wirksam sein soll. 

 - Im Gruppenantrag ist zu erklären, dass zwischen den finanziell verbun-
denen inländischen Körperschaften jeweils eine Regelung über den 
Steuerausgleich vereinbart worden ist. 

 - Im Gruppenantrag ist zu erklären, dass zwischen den finanziell verbun-
denen inländischen Körperschaften jeweils eine Regelung über den Steu-
erausgleich vereinbart worden ist. 



 

 

 - Im Gruppenantrag sind die Beteiligungsverhältnisse sowie die Wirt-
schaftsjahre aller einzubeziehenden Körperschaften anzugeben. 

 - Im Gruppenantrag sind die Beteiligungs- und Stimmrechtsverhältnisse-
sowie die Wirtschaftsjahre aller einzubeziehenden Körperschaften an-
zugeben. 

 - Der Gruppenantrag ist vom Gruppenträger, bei Vorliegen einer Beteili-
gungsgemeinschaft vom Hauptbeteiligten oder im Zweifel von einem 
von dieser bestimmten Mitbeteiligten bei dem für den Antragsteller für 
die Erhebung der Körperschaftsteuer zuständigen Finanzamt innerhalb 
eines Kalendermonats nach der Unterfertigung des letzten gesetzlichen 
Vertreters zu stellen. Alle übrigen einzubeziehenden inländischen Kör-
perschaften haben dem jeweils für jede Körperschaft zuständigen Fi-
nanzamt die Tatsache einer Antragstellung anzuzeigen. 

 - Der Gruppenantrag ist vom Gruppenträger, bei Vorliegen einer Beteili-
gungsgemeinschaft vom Hauptbeteiligten oder im Zweifel von einem 
von dieser bestimmten Mitbeteiligten bei dem für den Antragsteller für 
die Erhebung der Körperschaftsteuer zuständigen Finanzamt innerhalb 
eines Kalendermonats nach der Unterfertigung des letzten gesetzlichen 
Vertreters zu stellen. Alle übrigen einzubeziehenden inländischen Kör-
perschaften haben dem jeweils für jede Körperschaft zuständigen Fi-
nanzamt die Tatsache einer Antragstellung anzuzeigen. 

 - Das für die Erhebung der Körperschaftsteuer des Antragstellers zustän-
dige Finanzamt hat das Vorliegen der Voraussetzungen für das Bestehen 
der Unternehmensgruppe gegenüber allen den Antrag unterfertigten 
Körperschaften bescheidmäßig festzustellen. 

 - Das für die Erhebung der Körperschaftsteuer des Antragstellers zustän-
dige Finanzamt hat das Vorliegen der Voraussetzungen für das Bestehen 
der Unternehmensgruppe gegenüber allen den Antrag unterfertigten 
Körperschaften bescheidmäßig festzustellen. 

(9) Für Änderungen einer bestehenden Unternehmensgruppe gilt Folgendes: (9) Für Änderungen einer bestehenden Unternehmensgruppe gilt Folgendes: 
 - Jede Änderung ist vom betroffenen Gruppenmitglied bzw. vom betroffe-

nen Gruppenträger dem für die Erhebung der Körperschaftsteuer des An-
tragstellers und des betreffenden Gruppenmitglieds zuständigen Finanz-
amt (Abs. 8) innerhalb eines Monats anzuzeigen. 

 - Jede Änderung ist vom betroffenen Gruppenmitglied bzw. vom betroffe-
nen Gruppenträger dem für die Erhebung der Körperschaftsteuer des An-
tragstellers zuständigen Finanzamt (Abs. 8) innerhalb eines Monats an-
zuzeigen. 

 - Jedes Gruppenmitglied kann dem für den Antragsteller zuständigen Fi-
nanzamt (Abs. 8) gegenüber sein Ausscheiden aus der Unternehmens-
gruppe erklären. Erklärt der Gruppenträger sein Ausscheiden aus der Un-
ternehmensgruppe, ist die Unternehmensgruppe beendet. 

 - Jedes Gruppenmitglied kann dem für den Antragsteller zuständigen Fi-
nanzamt (Abs. 8) gegenüber sein Ausscheiden aus der Unternehmens-
gruppe erklären. Erklärt der Gruppenträger sein Ausscheiden aus der Un-
ternehmensgruppe, ist die Unternehmensgruppe beendet. 

 - Im Falle des nachträglichen Eintritts einer Körperschaft (Abs. 2) gilt 
Abs. 8 für den Gruppenträger und die eintretende Körperschaft sinnge-
mäß. 

 - Im Falle des nachträglichen Eintritts einer Körperschaft (Abs. 2) gilt 
Abs. 8 für den Gruppenträger und die eintretende Körperschaft sinnge-
mäß. 

 - Der Feststellungsbescheid (Abs. 8) ist in allen Fällen der Änderung ge-
genüber dem Gruppenträger und allen Gruppenmitgliedern der Unter-
nehmensgruppe abzuändern. 

 - Der Feststellungsbescheid (Abs. 8) ist in allen Fällen der Änderung ge-
genüber dem Gruppenträger und allen Gruppenmitgliedern der Unter-
nehmensgruppe abzuändern. 

§ 12. (1) ... § 12. (1) ... 
 1. bis 6. ...  1. bis 6. ... 
 7. Die Hälfte der Vergütungen jeder Art, die an Mitglieder des Aufsichtsra-

tes, Verwaltungsrates oder andere mit der Überwachung der Geschäfts-
führung beauftragte Personen für diese Funktion gewährt werden. Dies 
gilt auch für Reisekostenersätze, soweit sie die im § 26 Z 4 des Einkom-

 7. Die Hälfte der Vergütungen jeder Art, die an Mitglieder des Aufsichtsra-
tes, Verwaltungsrates oder andere mit der Überwachung der Geschäfts-
führung beauftragte Personen für diese Funktion gewährt werden. Dies 
gilt auch für Reisekostenersätze, soweit sie die im § 26 Z 4 des Einkom-



 

 

mensteuergesetzes 1988 angeführten Sätze übersteigen. mensteuergesetzes 1988 angeführten Sätze übersteigen. Ein Viertel der 
Vergütungen jeder Art, die an nicht ausschließlich mit geschäftsleitenden 
Funktionen betraute Verwaltungsräte im monistischen System gewährt 
werden. Die ersten beiden Sätze gelten auch für Reisekostenersätze, so-
weit sie die in § 26 Z 4 des Einkommensteuergesetzes 1988 angeführten 
Sätze übersteigen. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) ... 
§ 13. (1) Bei der Einkommensermittlung von Privatstiftungen, deren Stifter 

unmittelbar oder über eine dem zuständigen Finanzamt aufgedeckte Treuhand-
schaft auftreten und deren Stiftungsurkunden und Stiftungszusatzurkunde in der 
jeweils geltenden Fassung dem zuständigen Finanzamt vorliegen, gilt folgendes: 

§ 13. (1) Bei der Einkommensermittlung von Privatstiftungen, deren Stifter 
unmittelbar oder über eine dem zuständigen Finanzamt aufgedeckte Treuhand-
schaft auftreten und deren Stiftungsurkunden und Stiftungszusatzurkunde in der 
jeweils geltenden Fassung dem zuständigen Finanzamt vorliegen, gilt folgendes: 

 1. § 7 Abs. 3 ist nicht anzuwenden. Dies gilt nicht für Privatstiftungen, die 
unter § 4 Abs. 11 Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988 fallen. Bei den 
unter § 4 Abs. 11 Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988 fallenden Pri-
vatstiftungen können Zuwendungen auf das Zuwendungsjahr und die 
folgenden neun Wirtschaftsjahre gleichmäßig verteilt als Betriebsein-
nahmen angesetzt werden, es sei denn, aus dem Zweck der Zuwendung 
ergibt sich ein anderer Zeitraum. Zuwendungen an unter § 4 Abs. 11 Z 1 
lit. c des Einkommensteuergesetzes 1988 fallende Privatstiftungen sind 
bei der Privatstiftung insoweit steuerfrei, als sich diese Zuwendungen auf 
den Zugang (Erwerb) der Beteiligungen oder den für die Anschaffung 
der Beteiligungen notwendigen Geldbetrag beschränken und für jeden 
Begünstigten pro Kalenderjahr den Betrag von 1 460 Euro nicht über-
steigen. 

 1. § 7 Abs. 3 ist nicht anzuwenden. Dies gilt nicht für Privatstiftungen, die 
unter § 4 Abs. 11 Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988 fallen. Bei den 
unter § 4 Abs. 11 Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988 fallenden Pri-
vatstiftungen können Zuwendungen auf das Zuwendungsjahr und die 
folgenden neun Wirtschaftsjahre gleichmäßig verteilt als Betriebsein-
nahmen angesetzt werden, es sei denn, aus dem Zweck der Zuwendung 
ergibt sich ein kürzerer Zeitraum. Zuwendungen an unter § 4 Abs. 11 Z 1 
lit. c des Einkommensteuergesetzes 1988 fallende Privatstiftungen sind 
bei der Privatstiftung insoweit steuerfrei, als sich diese Zuwendungen auf 
den Zugang (Erwerb) der Beteiligungen oder den für die Anschaffung 
der Beteiligungen notwendigen Geldbetrag beschränken und für jeden 
Begünstigten pro Kalenderjahr den Betrag von 1 460 Euro nicht über-
steigen. 

 2.  bis 3 ...  2.  bis 3 ... 
(3) Bei Privatstiftungen, die nicht unter § 5 Z 6 oder 7 oder unter § 7 Abs. 3 

fallen, sind weder bei den Einkünften noch beim Einkommen zu berücksichtigen, 
sondern nach Maßgabe des § 22 Abs. 2 gesondert zu versteuern: 

(3) Bei Privatstiftungen, die nicht unter § 5 Z 6 oder 7 oder unter § 7 Abs. 3 
fallen, sind weder bei den Einkünften noch beim Einkommen zu berücksichtigen, 
sondern nach Maßgabe des § 22 Abs. 2 gesondert zu versteuern: 

 1. In- und ausländische Kapitalerträge aus   1. In- und ausländische Kapitalerträge aus  
 - Geldeinlagen und sonstigen Forderungen bei Kreditinstituten (§ 93 

Abs. 2 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1988), 
 - Geldeinlagen und sonstigen Forderungen bei Kreditinstituten (§ 93 

Abs. 2 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1988), 
 - Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 des Ein-

kommensteuergesetzes 1988, wenn sie bei ihrer Begebung sowohl in 
rechtlicher als auch in tatsächlicher Hinsicht einem unbestimmten 
Personenkreis angeboten werden, 

 - Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 des Ein-
kommensteuergesetzes 1988, wenn sie bei ihrer Begebung sowohl in 
rechtlicher als auch in tatsächlicher Hinsicht einem unbestimmten 
Personenkreis angeboten werden, 

 - Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 4 und 5 des Ein-  - Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 4 und 5 des Ein-



 

 

kommensteuergesetzes 1988, einschließlich der aus Zinsen oder Sub-
stanzgewinnen bestehenden gemäß § 40 Abs. 1 Z 1 des Investment-
fondsgesetzes als ausgeschüttet geltenden Beträge, 

kommensteuergesetzes 1988, einschließlich der aus Zinsen oder Sub-
stanzgewinnen bestehenden gemäß § 40 Abs. 1 Z 1 des Investment-
fondsgesetzes als ausgeschüttet geltenden Beträge, 

 - Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 6 des Einkom-
mensteuergesetzes 1988 einschließlich der § 40 Abs. 2 Z 1 des Immo-
bilien-Investmentfondsgesetzes als ausgeschüttet geltenden Beträge, 
wenn diese Forderungswertpapiere sowohl in rechtlicher Hinsicht als 
auch in tatsächlicher Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis an-
geboten werden, jedenfalls aber soweit sie aus Kapitalerträgen gemäß 
§ 93 Abs. 2 Z 3 und § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 jeweils des Einkommens-
teuergesetzes 1988 bestehen, 

 - Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 6 des Einkom-
mensteuergesetzes 1988 einschließlich der § 40 Abs. 2 Z 1 des Immo-
bilien-Investmentfondsgesetzes als ausgeschüttet geltenden Beträge, 
wenn diese Forderungswertpapiere sowohl in rechtlicher Hinsicht als 
auch in tatsächlicher Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis an-
geboten werden, jedenfalls aber soweit sie aus Kapitalerträgen gemäß 
§ 93 Abs. 2 Z 3 und § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 jeweils des Einkommens-
teuergesetzes 1988 bestehen, 

 - Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 7 des Einkom-
mensteuergesetzes 1988, mit Ausnahme von durchgeleiteten Einkünf-
ten im Sinne des § 10 und von durchgeleiteten Erträgen nicht öffent-
lich angebotener Immobilienfonds im Sinne des Immobilien-
Investmentfondsgesetzes, 

 - Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 7 des Einkom-
mensteuergesetzes 1988, mit Ausnahme von durchgeleiteten Einkünf-
ten im Sinne des § 10 und von durchgeleiteten Erträgen nicht öffent-
lich angebotener Immobilienfonds im Sinne des Immobilien-
Investmentfondsgesetzes, 

 - Forderungswertpapieren im Sinne des § 97 Abs. 2 des Einkommens-
teuergesetzes 1988,  

 - Forderungswertpapieren im Sinne des § 97 Abs. 2 des Einkommens-
teuergesetzes 1988, 

soweit diese zu den Einkünften aus Kapitalvermögen im Sinne des § 27 
des Einkommensteuergesetzes 1988 gehören, oder Substanzgewinne im 
Sinne des § 40 Abs. 1 des Investmentfondsgesetzes 1993 vorliegen, die 
als Einkünfte gemäß § 30 des Einkommensteuergesetzes 1988 gelten. 

soweit diese zu den Einkünften aus Kapitalvermögen im Sinne des § 27 
des Einkommensteuergesetzes 1988 gehören, oder Substanzgewinne im 
Sinne des § 40 Abs. 1 des Investmentfondsgesetzes 1993 vorliegen, die 
als Einkünfte gemäß § 30 des Einkommensteuergesetzes 1988 gelten. 
Diese Kapitalerträge sind ohne jeden Abzug anzusetzen. 

 2. Einkünfte aus der Veräußerung von Beteiligungen im Sinne des § 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, soweit nicht Abs. 4 angewendet wird. 
Die Besteuerung (§ 22 Abs. 3) von Kapitalerträgen und Einkünften aus 
der Veräußerung von Beteiligungen unterbleibt insoweit, als im Veran-
lagungszeitraum Zuwendungen im Sinne des § 27 Abs. 1 Z 7 des Ein-
kommensteuergesetzes 1988 getätigt worden sind und davon Kapitaler-
tragsteuer einbehalten worden ist sowie keine Entlastung von der Kapi-
talertragsteuer auf Grund eines Doppelbesteuerungsabkommens erfolgt. 

 2. Einkünfte aus der Veräußerung von Beteiligungen im Sinne des § 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, soweit nicht Abs. 4 angewendet wird; 
die Berücksichtigung von Werbungskosten ist ausgeschlossen. 

§ 21. (1) und (2) ... § 21. (1) und (2) ... 
 1. bis 5.  ...  1. bis 5.  ... 
 6. für Kapitalerträge im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 1 lit. d des Einkommens-

teuergesetzes 1988, wenn die Einkünfte gemäß § 3 des Einkommensteu-
ergesetzes 1988 befreit sind. 

 6. für Kapitalerträge auf Grund von Zuwendungen im Sinne des § 93 
Abs. 2 Z 1 lit. d des Einkommensteuergesetzes 1988, wenn die Einkünfte 
gemäß § 3 des Einkommensteuergesetzes 1988 befreit sind oder der 
Empfänger unter § 4 Abs. 4 Z 5 oder 6 des Einkommensteuergesetzes 



 

 

1988 fällt. 
(3) ... (3) ... 
§ 24. (1) bis (4) ... § 24. (1) bis (4) ... 

 1. bis 3 ...  1. bis 3 ... 
 4. Die Mindeststeuer ist in dem Umfang, in dem sie die tatsächliche Kör-

perschaftsteuerschuld übersteigt, wie eine Vorauszahlung im Sinne des § 
45 des Einkommensteuergesetzes 1988 anzurechnen. Die Anrechnung ist 
mit jenem Betrag begrenzt, mit dem die im Veranlagungsjahr oder in den 
folgenden Veranlagungszeiträumen entstehende tatsächliche Körper-
schaftsteuerschuld den sich aus den Z 1 bis 3 für diesen Veranlagungs-
zeitraum ergebenden Betrag übersteigt. 

 4. In der Unternehmensgruppe gemäß § 9 gilt hinsichtlich der Mindeststeu-
er Folgendes: 

  a)  Eine Mindeststeuer ist für jedes mindeststeuerpflichtige Gruppenmit-
glied und den Gruppenträger zu berechnen und vom Gruppenträger zu 
entrichten, wenn das Gesamteinkommen in der Unternehmensgruppe 
nicht ausreichend positiv ist. Das Gesamteinkommen in der Unter-
nehmensgruppe ist dann nicht ausreichend positiv, wenn es unter dem 
Betrag liegt, der sich für alle mindeststeuerpflichtigen Gruppenmit-
glieder und den mindeststeuerpflichtigen Gruppenträger nach den Z 1 
bis 3 zusammengezählt ergibt.“ 

  b) Mindeststeuern aus Zeiträumen vor dem Wirksamwerden der Unter-
nehmensgruppe sind dem finanziell ausreichend beteiligten Grup-
penmitglied bzw. dem Gruppenträger in jener Höhe zuzurechnen, die 
auf das vom Gruppenmitglied weitergeleitete eigene Einkommen an-
rechenbar wäre. Das beteiligte Gruppenmitglied leitet die erhaltene 
Mindeststeuer in jener Höhe weiter, die auf das vom beteiligten Grup-
penmitglied weitergeleitete Einkommen anrechenbar wäre. 

  5. Die Mindeststeuer ist in dem Umfang, in dem sie die tatsächliche Kör-
perschaftsteuerschuld übersteigt, wie eine Vorauszahlung im Sinne des § 
45 des Einkommensteuergesetzes 1988 anzurechnen. Die Anrechnung ist 
mit jenem Betrag begrenzt, mit dem die im Veranlagungsjahr oder in den 
folgenden Veranlagungszeiträumen entstehende tatsächliche Körper-
schaftsteuerschuld den sich aus den Z 1 bis 3 für diesen Veranlagungs-
zeitraum ergebenden Betrag übersteigt. 

(5) ... (5) ... 
 1.  ...  1.  ... 
 2. Die Privatstiftung tätigt Zuwendungen im Sinne des § 27 Abs. 1 Z 7 des  2. Die Privatstiftung tätigt Zuwendungen im Sinne des § 27 Abs. 1 Z 7 des 



 

 

Einkommensteuergesetzes 1988, die nicht zu einem Unterbleiben der 
Besteuerung gemäß § 13 Abs. 3 letzter Satz geführt haben. 

Einkommensteuergesetzes 1988, für die Kapitalertragsteuer abgeführt 
wurde. 

 3. Die Gutschrift beträgt 12,5% der für Zwecke der Einbehaltung der Kapi-
talertragsteuer maßgeblichen Bemessungsgrundlage der Zuwendungen. 

 3. Die Gutschrift beträgt 12,5% des Unterschiedsbetrages zwischen der für 
Zwecke der Einbehaltung der Kapitalertragsteuer maßgeblichen Bemes-
sungsgrundlage der Zuwendungen und der Summe der gemäß § 13 
Abs. 3 gesondert zu versteuernden Erträge und Einkünfte. 

 4. Die Privatstiftung führt ein Evidenzkonto, in dem die jährlich entrichtete 
Körperschaftsteuer, die gutgeschriebenen Beträge und der jeweils für ei-
ne Gutschrift in Betracht kommende Restbetrag fortlaufend aufgezeich-
net werden. 

 4. Erfolgt nach Abfuhr der Kapitalertragsteuer eine Entlastung auf Grund 
eines Doppelbesteuerungsabkommens, gilt die Gutschrift im Sinne der 
Z 3 als zu Unrecht erfolgt. 

 5. Im Falle der Auflösung der Privatstiftung ist der im Zeitpunkt der Auflö-
sung für eine Gutschrift in Betracht kommende Betrag zur Gänze gutzu-
schreiben. 

 5. Die Privatstiftung führt ein Evidenzkonto, in dem die jährlich entrichtete 
Körperschaftsteuer, die gutgeschriebenen Beträge und der jeweils für ei-
ne Gutschrift in Betracht kommende Restbetrag fortlaufend aufgezeich-
net werden. 

  6. Im Falle der Auflösung der Privatstiftung ist der im Zeitpunkt der Auflö-
sung für eine Gutschrift in Betracht kommende Betrag zur Gänze gutzu-
schreiben. 

(6) ... (6) ... 
§ 26c. ... § 26c. ... 

 1.  ...  1.  ... 
 2. a)  ...  2. a)  ... 
 b) Sinngemäß ist der angefallene Gewinn des Organträgers bzw. der 

Organgesellschaften zu ermitteln. 
 b) Sinngemäß ist der angefallene Gewinn des Gruppenträgers bzw. der 

Gruppenmitglieder zu ermitteln. Für Wirtschaftsjahre von Gruppen-
mitgliedern, die vor dem 1. Jänner 2005 beginnen und auf die Z 2 
zweiter Satz nicht zur Anwendung kommt, ist § 22 Abs. 1 in der Fas-
sung vor dem Bundesgesetz BGBl. Nr. 57/2004 anzuwenden. Dies 
gilt für Veranlagungen ab dem Kalenderjahr 2005. 

 3. § 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 57/2004 ist erstmals 
bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 2005 anzuwenden. Die Fir-
menwertabschreibung im Sinne des § 9 Abs. 7 ist auf Beteiligungen an-
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 2004 angeschafft worden sind. 
Bestehende Organschaften im Sinne des § 9 in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 57/2004 gelten unabhängig davon, ob der Er-
gebnisabführungsvertrag aufgehoben wird oder nicht, und unabhängig 
vom Ende des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaften als Unterneh-
mensgruppe, wenn der Antrag im Sinne des § 9 Abs. 8 bis 31. Dezember 

 3. § 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 57/2004 ist erstmals 
bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 2005 anzuwenden. Die Fir-
menwertabschreibung im Sinne des § 9 Abs. 7 ist auf Beteiligungen an-
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 2004 angeschafft worden sind. 
Bestehende Organschaften im Sinne des § 9 in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 57/2004 gelten unabhängig davon, ob der Er-
gebnisabführungsvertrag aufgehoben wird oder nicht, und unabhängig 
vom Ende des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaften als Unterneh-
mensgruppe, wenn der Antrag im Sinne des § 9 Abs. 8 bis 31. Dezember 



 

 

2005 dem zuständigen Finanzamt übermittelt wird. Die Jahre der Zuge-
hörigkeit zum Organkreis sind beim Übergang in die Gruppe in die Min-
destbestandsfrist des § 9 Abs. 9 in der Fassung dieses Bundesgesetzes 
einzurechnen. 

2005 dem zuständigen Finanzamt übermittelt wird. Die Jahre der Zuge-
hörigkeit zum Organkreis sind beim Übergang in die Gruppe in die Min-
destbestandsfrist des § 9 Abs. 10 in der Fassung dieses Bundesgesetzes 
einzurechnen. 

 4.  bis 5 ...  4.  bis 5 ... 

Artikel III 
Änderung des des Umgründungssteuergesetzes 

§ 1. (1) Verschmelzungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind § 1. (1) Verschmelzungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 
 1. Verschmelzungen auf Grund handelsrechtlicher Vorschriften,  1.  Verschmelzungen auf Grund handelsrechtlicher Vorschriften, 
 2. Verschmelzungen im Sinne handelsrechtlicher Vorschriften auf Grund 

anderer Gesetze, 
 2. Verschmelzungen im Sinne handelsrechtlicher Vorschriften auf Grund 

anderer Gesetze, 
 3. Vermögensübertragungen im Sinne des § 236 des Aktiengesetzes und 

des § 60 des Versicherungsaufsichtsgesetzes und 
 3. Vermögensübertragungen im Sinne des § 236 des Aktiengesetzes und 

des § 60 des Versicherungsaufsichtsgesetzes und 
 4. Verschmelzungen ausländischer Körperschaften im Ausland auf Grund 

vergleichbarer Vorschriften, soweit das Besteuerungsrecht der Republik 
Österreich hinsichtlich der stillen Reserven einschließlich eines allfälli-
gen Firmenwertes bei der übernehmenden Körperschaft nicht einge-
schränkt wird. 

 4. Verschmelzungen ausländischer Körperschaften im Ausland auf Grund 
vergleichbarer Vorschriften. 

(2) Auf Verschmelzungen sind die §§ 2 bis 6 anzuwenden. (2) Die Z 1 bis 4 finden nur insoweit Anwendung, als das Besteuerungsrecht 
der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Reserven einschließlich eines 
allfälligen Firmenwertes bei der übernehmenden Körperschaft nicht einge-
schränkt wird. Soweit bei der Verschmelzung auf eine übernehmende 

  - in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedsstaates der Europäi-
schen Union oder 

  - den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines Mitgliedstaa-
tes des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine umfassende 
Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, 

 die den Ort der Geschäftsleitung in dem betreffenden Mitgliedstaat hat, eine 
Steuerpflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entsteht, ist die 
Steuerschuld auf Antrag bis zur tatsächlichen Veräußerung oder einem sonstigen 
Ausscheiden des Vermögens(teiles) aus der übernehmenden Gesellschaft nicht 
festzusetzen. Die verschmelzungbedingte Einschränkung des Besteuerungsrech-
tes gilt als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der Bundesabgabenord-
nung. Zwischen Verschmelzung und Veräußerung (Ausscheiden) eingetretene 



 

 

Wertminderungen sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage zum 
Verschmelzungsstichtag zu berücksichtigen. § 205 der Bundesabgabenordnung 
ist nicht anzuwenden. 

 (3) Auf Verschmelzungen sind die §§ 2 bis 6 anzuwenden. 
§ 3. (1) Die übernehmende Körperschaft hat die zum Verschmelzungsstich-

tag steuerlich maßgebenden Buchwerte im Sinne des § 2 fortzuführen. § 2 Abs. 3 
gilt für die übernehmende Körperschaft mit dem Beginn des auf den Verschmel-
zungsstichtag folgenden Tages. 

§ 3. (1) Die übernehmende Körperschaft hat die zum Verschmelzungsstich-
tag steuerlich maßgebenden Buchwerte im Sinne des § 2 fortzuführen. § 2 Abs. 3 
gilt für die übernehmende Körperschaft mit dem Beginn des auf den Verschmel-
zungsstichtag folgenden Tages. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Ös-
terreich hinsichtlich des übernommenen ausländischen Vermögens entsteht, ist es 
mit dem gemeinen Wert anzusetzen. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
§ 5. (1) Der Austausch von Anteilen an der übertragendenKörperschaft auf 

Grund der Verschmelzung gilt nicht als Tausch. Zuzahlungen auf Grund handels-
rechtlicher Vorschriften kürzen die Anschaffungskosten oder Buchwerte. 

§ 5. (1) Der Austausch von Anteilen an der übertragendenKörperschaft auf 
Grund der Verschmelzung gilt nicht als Tausch. Soweit das Besteuerungsrecht 
der Republik Österreich auf Grund der Verschmelzung auf eine in § 1 Abs. 2 
zweiter Satz genannte Gesellschaft eingeschränkt wird, gilt dies auch für Anteils-
inhaber, die in einem in § 1 Abs. 2 zweiter Satz genannten Staat ansässig sind. 
Zuzahlungen auf Grund handelsrechtlicher Vorschriften kürzen die Anschaf-
fungskosten oder Buchwerte. 

(2) bis (7) ... (2) bis (7) ... 
§ 7. (1) Umwandlungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind § 7. (1) Umwandlungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

 1. errichtende Umwandlungen nach dem Bundesgesetz über die Umwand-
lung von Handelsgesellschaften, BGBl. Nr. 304/1996, wenn am Um-
wandlungsstichtag und am Tag des Umwandlungsbeschlusses ein Be-
trieb vorhanden ist, 

 1. errichtende Umwandlungen nach dem Bundesgesetz über die Umwand-
lung von Handelsgesellschaften, BGBl. Nr. 304/1996, wenn am Um-
wandlungsstichtag und am Tag des Umwandlungsbeschlusses ein Be-
trieb vorhanden ist, 

 2. verschmelzende Umwandlungen nach dem Bundesgesetz über die Um-
wandlung von Handelsgesellschaften, BGBl. Nr. 304/1996, wenn 

 2. verschmelzende Umwandlungen nach dem Bundesgesetz über die Um-
wandlung von Handelsgesellschaften, BGBl. Nr. 304/1996, wenn 

 - am Umwandlungsstichtag und am Tag des Umwandlungsbeschlusses 
ein Betrieb vorhanden ist oder 

 - am Umwandlungsstichtag und am Tag des Umwandlungsbeschlusses 
ein Betrieb vorhanden ist oder 

 - Hauptgesellschafter eine unter § 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuerge-
setzes 1988 fallende Körperschaft oder eine ausländische Gesellschaft 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, die die in der Anlage 
zu diesem Bundesgesetz vorgesehenen Voraussetzungen des Artikels 
3 der Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 (ABl. 
EG Nr. L 225 S 1) in der jeweils geltenden Fassung erfüllt, ist; inlän-
disches Vermögen ist dabei stets wie Betriebsvermögen eines proto-

 - Hauptgesellschafter eine unter § 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuerge-
setzes 1988 fallende Körperschaft oder eine ausländische Gesellschaft 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, die die in der Anlage 
zu diesem Bundesgesetz vorgesehenen Voraussetzungen des Artikels 
3 der Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 (ABl. 
EG Nr. L 225 S 1) in der jeweils geltenden Fassung erfüllt, ist; inlän-
disches Vermögen ist dabei stets wie Betriebsvermögen eines proto-



 

 

kollierten Gewerbetreibenden zu behandeln, kollierten Gewerbetreibenden zu behandeln, 
 3. vergleichbare Umwandlungen ausländischer Körperschaften im Ausland.  3. vergleichbare Umwandlungen ausländischer Körperschaften im Ausland. 
Die Z 1 bis 3 finden nur insoweit Anwendung, als das Besteuerungsrecht der 
Republik Österreich hinsichtlich der stillen Reserven einschließlich eines allfälli-
gen Firmenwertes beim Rechtsnachfolger nicht eingeschränkt wird, es sei denn, 
der Rechtsnachfolger ist eine ausländische Gesellschaft eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union, die die in der Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgesehe-
nen Voraussetzungen des Artikels 3 der Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates 
vom 23. Juli 1990 (ABl. EG Nr. L 225 S 1) in der Fassung des Vertrages über 
den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union erfüllt. 

 

(2) Rechtsnachfolger sind der Hauptgesellschafter (§ 2 Abs. 1 UmwG), be-
ziehungsweise dessen Gesellschafter (Mitunternehmer), oder die Gesellschafter 
(Mitunternehmer) der errichteten Personengesellschaft (§ 5 Abs. 1 UmwG). 

(2) Die Z 1 bis 3 finden nur insoweit Anwendung, als das Besteuerungsrecht 
der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Reserven einschließlich eines 
allfälligen Firmenwertes beim Rechtsnachfolger nicht eingeschränkt wird. Soweit 
bei der Umwandlung auf eine übernehmende 

  - in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedsstaates der Europäi-
schen Union oder 

  - den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines Mitgliedstaa-
tes des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine umfassende 
Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, 

 die den Ort der Geschäftsleitung in dem betreffenden Mitgliedstaat hat, eine 
Steuerpflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entsteht, ist die 
Steuerschuld auf Antrag bis zur tatsächlichen Veräußerung oder einem sonstigen 
Ausscheiden des Vermögens(teiles) aus der übernehmenden Gesellschaft nicht 
festzusetzen. Die umwandlungsbedingte Einschränkung des Besteuerungsrechtes 
gilt als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. 
Zwischen Umwandlung und Veräußerung (Ausscheiden) eingetretene Wertmin-
derungen sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage zum Umwand-
lungsstichtag zu berücksichtigen. § 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht 
anzuwenden. 

(3) Auf Umwandlungen sind die §§ 8 bis 11 anzuwenden. (3) Rechtsnachfolger sind der Hauptgesellschafter (§ 2 Abs. 1 UmwG), be-
ziehungsweise dessen Gesellschafter (Mitunternehmer), oder die Gesellschafter 
(Mitunternehmer) der errichteten Personengesellschaft (§ 5 Abs. 1 UmwG). 

 (4) Auf Umwandlungen sind die §§ 8 bis 11 anzuwenden. 
§ 9. (1) ... § 9. (1) ... 
(2) Auf Buchgewinne und Buchverluste ist § 3 Abs. 2 und 3 anzuwenden. (2) Auf Buchgewinne und Buchverluste ist § 3 Abs. 2 und 3 anzuwenden. 



 

 

Dies gilt sinngemäß auch für Umwandlungsgewinne und Umwandlungsverluste 
in Bezug auf die Anschaffungskosten von außerbetrieblich gehaltenen Anteilen 
an der übertragenen Körperschaft. 

(3) bis (9) ... (3) bis (9) ... 
§ 16. (1) ... § 16. (1) ... 
(2) Für Personen, bei denen das Besteuerungsrecht der Republik Österrreich 

(Anm.: richtig: Österreich) im Verhältnis zu anderen Staaten hinsichtlich der in 
Kapitalanteilen enthaltenen stillen Reserven eingeschränkt ist, gilt folgendes: 

(2) Für Personen, bei denen das Besteuerungsrecht der Republik Österrreich 
(Anm.: richtig: Österreich) im Verhältnis zu anderen Staaten hinsichtlich der in 
Kapitalanteilen enthaltenen stillen Reserven eingeschränkt ist, gilt folgendes: 

 1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union eingeschränkt, sind auf das inländische und das 
ausländische Vermögen die Abs. 1 und 3 anzuwenden. 

 1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder zu anderen Mitgliedstaaten des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes, mit denen eine umfassende Amts- und Voll-
streckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, eingeschränkt, sind 
auf das inländische und das ausländische Vermögen die Abs. 1 und 3 an-
zuwenden. 

 2.  ...  2.  ... 
(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
 4. Wirtschaftsgüter können im verbleibenden Betrieb des Einbringenden 

zurückbehalten oder aus demselben zugeführt werden. Diese Vorgänge 
gelten durch die Nichtaufnahme bzw. Einbeziehung in die Einbrin-
gungsbilanz als mit Ablauf des Einbringungsstichtages getätigt. Für Ein-
bringende unter § 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 fallende 
Körperschaften gilt weiters:. 

 4. Wirtschaftsgüter einschließlich dem damit unmittelbar zusammenhän-
gendes Fremdkapital können im verbleibenden Betrieb des Einbringen-
den zurückbehalten oder aus demselben zugeführt werden. Diese Vor-
gänge gelten durch die Nichtaufnahme bzw. Einbeziehung in die Ein-
bringungsbilanz als mit Ablauf des Einbringungsstichtages getätigt. Für 
Einbringende unter § 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 fal-
lende Körperschaften gilt weiters: 

 - Wirtschaftsgüter können auch dann zurückbehalten werden, wenn ein 
Betrieb nicht verbleibt. 

 - Wirtschaftsgüter können auch dann zurückbehalten werden, wenn ein 
Betrieb nicht verbleibt. 

 - Z 2 kann bei handelsrechtlicher Zulässigkeit des Ausweises der Pas-
sivpost sinngemäß angewendet werden 

 - Z 2 kann bei handelsrechtlicher Zulässigkeit des Ausweises der Pas-
sivpost sinngemäß angewendet werden. 

 5.  ...  5.  ... 
Bewertung der nicht zu einem Betriebsvermögen gehörenden Kapitalanteile Bewertung der nicht zu einem inländischen Betriebsvermögen gehörenden 

Kapitalanteile 
§ 17. (1) ... § 17. (1) ... 
(2) Abweichend von Abs. 1 sind Kapitalanteile, bei denen am Einbringungs-

stichtag ein Besteuerungsrecht der Republik Österreich im Verhältnis zu anderen 
(2) Abweichend von Abs. 1 sind Kapitalanteile, bei denen am Einbringungs-

stichtag ein Besteuerungsrecht der Republik Österreich im Verhältnis zu anderen 



 

 

Staaten oder auf Grund einer Ausnahme von der unbeschränkten Körperschafts-
teuerpflicht nicht besteht, auf Antrag mit dem höheren gemeinen Wert anzuset-
zen. 

Staaten oder auf Grund einer Ausnahme von der unbeschränkten Körperschafts-
teuerpflicht nicht besteht, mit dem höheren gemeinen Wert anzusetzen. 

§ 18 (1) bis (2) ... § 18 (1) bis (2) ... 
(3) Abweichend von Abs. 2 sind Rechtsbeziehungen des Einbringenden zur 

übernehmenden Körperschaft im Zusammenhang mit der Beschäftigung, der 
Kreditgewährung und der Nutzungsüberlassung, soweit sie sich auf das einge-
brachte Vermögen beziehen, ab Vertragsabschluß, frühestens jedoch für Zeiträu-
me steuerwirksam, die nach dem Abschluß des Einbringungsvertrages beginnen. 
Dies gilt im Falle der Einbringung durch eine Gesellschaft, bei der die Gesell-
schafter als Mitunternehmer anzusehen sind, auch für die Mitunternehmer. Aus-
genommen von den vorangehenden Sätzen sind Entgelte, die sich auf eine Ver-
bindlichkeit auf Grund einer Entnahme im Sinne des § 16 Abs. 5 Z 2 und auf die 
Überlassung von Anlagevermögen im Sinne des § 16 Abs. 5 Z 3 beziehen, wenn 
die Entgeltvereinbarung am Tage des Abschlusses des Einbringungsvertrages 
(Sacheinlagevertrages) getroffen wird. 

(3) Abweichend von Abs. 2 sind Rechtsbeziehungen des Einbringenden zur 
übernehmenden Körperschaft im Zusammenhang mit der Beschäftigung, der 
Kreditgewährung und der Nutzungsüberlassung, soweit sie sich auf das einge-
brachte Vermögen beziehen, ab Vertragsabschluß, frühestens jedoch für Zeiträu-
me steuerwirksam, die nach dem Abschluß des Einbringungsvertrages beginnen. 
Dies gilt im Falle der Einbringung durch eine Gesellschaft, bei der die Gesell-
schafter als Mitunternehmer anzusehen sind, auch für die Mitunternehmer. Aus-
genommen von den vorangehenden Sätzen sind Entgelte, die sich auf eine Ver-
bindlichkeit auf Grund einer Maßnahme nach § 16 Abs. 5 Z 2 bis 4 beziehen, 
wenn die Entgeltvereinbarung am Tage des Abschlusses des Einbringungsvertra-
ges (Sacheinlagevertrages) getroffen wird. 

(4) bis (5) ... (4) bis (5) ... 
§ 25. (1) bis (3) ... § 25. (1) bis (3) ... 
 (4) § 9 Abs. 9 ist sinngemäß anzuwenden. 
§ 26. (1) ... § 26. (1) ... 

 1.  ...  1.  ... 
 2. § 22 Abs. 2 hinsichtlich der Umsatzsteuer.  2. § 22 Abs. 3 hinsichtlich der Umsatzsteuer. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
§ 31. (1) ... § 31. (1) 1 ... 

 1.  ...  1.  ... 
 2. § 22 Abs. 2 hinsichtlich der Umsatzsteuer.  2. § 22 Abs. 3 hinsichtlich der Umsatzsteuer. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) ... 

Artikel IV 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

§ 3. (1) bis (12) ... § 3. (1) bis (12) ... 
 (13) Wird Gas über das Erdgasverteilungsnetz oder Elektrizität an einen Un-



 

 

ternehmer geliefert, dessen Haupttätigkeit in Bezug auf den Erwerb dieser Ge-
genstände in deren Weiterlieferung besteht und dessen eigener Verbrauch dieser 
Gegenstände von untergeordneter Bedeutung ist, so gilt die Lieferung dort ausge-
führt, wo der Abnehmer sein Unternehmen betreibt. Wird die Lieferung jedoch 
an die Betriebsstätte des Unternehmers ausgeführt, so ist stattdessen der Ort der 
Betriebsstätte maßgebend. 

 (14) Fällt die Lieferung von Gas über das Erdgasverteilungsnetz oder von 
Elektrizität nicht unter Abs. 13, so gilt die Lieferung dort ausgeführt, wo der 
Abnehmer die Gegenstände tatsächlich nutzt und verbraucht.  

 Soweit die Gegenstände von diesem Abnehmer nicht tatsächlich verbraucht wer-
den, gelten sie an dem Ort genutzt oder verbraucht, wo der Abnehmer den Sitz 
seiner wirtschaftlichen Tätigkeit oder eine Betriebsstätte hat, an die die Gegens-
tände geliefert werden, in Ermangelung eines solchen Sitzes oder einer solchen 
Betriebsstätte gelten sie an seinem Wohnsitz oder seinem gewöhnlichen Aufent-
halt genutzt oder verbraucht. 

§ 3a. (1) bis (10)  § 3a. (1) bis (10)  
 1. bis 15. ...  1. bis 15. ... 
  16. die Gewährung des Zugangs zu Erdgas- und Elektrizitätsverteilungsnet-

zen und die Fernleitung oder die Übertragung über diese Netze sowie die 
Erbringung anderer unmittelbar damit verbundener Dienstleistungen. 

§ 6. (1) bis (2)  § 6. (1) bis (2)  
letzter Unterabsatz letzter Unterabsatz 

 Der Verzicht auf die Steuerbefreiung gemäß § 6 Abs. 1 Z 9 lit. a ist bei der Liefe-
rung von Grundstücken im Zwangsversteigerungsverfahren durch den Verpflich-
teten an den Ersteher (§ 19 Abs. 1b lit. b) bis zur Aufforderung zum Bieten im 
Versteigerungstermin zulässig. 

(3) bis (4) ... (3) bis (4) ... 
 1.  bis 3. ...  1.  bis 3. ... 
  3a. von Gas über das Erdgasverteilungsnetz oder von Elektrizität; 

§ 12. (1) ... § 12. (1) ... 
(2) Lieferungen und sonstige Leistungen sowie die Einfuhr von Gegenstän-

den gelten als für das Unternehmen ausgeführt, wenn sie für Zwecke des Unter-
nehmens erfolgen. Nicht als für das Unternehmen ausgeführt gelten Lieferungen, 
sonstige Leistungen und Einfuhren, die nicht zu mindestens 10% unternehmeri-
schen Zwecken dienen. Hievon bestehen folgende Ausnahmen, die sinngemäß 

 



 

 

auch für die Einfuhr von Gegenständen gelten: 
 1. a) Lieferungen und sonstige Leistungen sowie die Einfuhr von Gegens-

tänden gelten als für das Unternehmen ausgeführt, wenn sie für Zwe-
cke des Unternehmens erfolgen. 

 1. a) Lieferungen und sonstige Leistungen sowie die Einfuhr von Gegens-
tänden gelten als für das Unternehmen ausgeführt, wenn sie für Zwe-
cke des Unternehmens erfolgen und wenn sie zu mindestens 10% un-
ternehmerischen Zwecken dienen. 

 b) Abweichend von lit. a gelten Lieferungen, sonstige Leistungen und 
Einfuhren, die nicht im Zusammenhang mit der Anschaffung, Errich-
tung oder Erhaltung von Gebäuden stehen, nur dann als für das Un-
ternehmen ausgeführt, wenn sie zu mindestens 10% unternehmeri-
schen Zwecken dienen. 

 

 c) Der Unternehmer kann Lieferungen oder sonstige Leistungen sowie 
Einfuhren nur insoweit als für das Unternehmen ausgeführt behan-
deln, als sie unternehmerischen Zwecken dienen. In den Fällen der 
lit. b müssen sie mindestens 10% unternehmerischen Zwecken dienen. 

 b) Der Unternehmer kann Lieferungen oder sonstige Leistungen sowie 
Einfuhren nur insoweit als für das Unternehmen ausgeführt behan-
deln, als sie tatsächlich unternehmerischen Zwecken dienen, sofern 
sie mindestens 10% unternehmerischen Zwecken dienen. 

Diese Zuordnung hat der Unternehmer bis zum Ablauf des Veranla-
gungszeitraumes dem Finanzamt schriftlich mitzuteilen. 

Diese Zuordnung hat der Unternehmer bis zum Ablauf des Veranla-
gungszeitraumes dem Finanzamt schriftlich mitzuteilen. 

§ 19. (1) ... § 19. (1) ... 
Zweiter Unterabsatz: Zweiter Unterabsatz: 

Bei sonstigen Leistungen und bei Werklieferungen wird die Steuer vom Empfän-
ger der Leistung geschuldet, wenn 

Bei sonstigen Leistungen (ausgenommen die entgeltliche Duldung der Benützung 
von Bundesstraßen) und bei Werklieferungen wird die Steuer vom Empfänger 
der Leistung geschuldet, wenn 

 - der leistende Unternehmer im Inland weder einen Wohnsitz (Sitz) noch 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder eine Betriebsstätte hat und 

 - der leistende Unternehmer im Inland weder einen Wohnsitz (Sitz) noch 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder eine Betriebsstätte hat und 

 - der Leistungsempfänger Unternehmer oder eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts ist. 

 - der Leistungsempfänger Unternehmer oder eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts ist. 

(1a) bis (1b) ... (1a) bis (1b) ... 
 a)  bis b) ...  a) bis b) ... 
 c) und bei der Lieferung von Grundstücken im 

Zwangsversteigerungsverfahren durch den Verpflichteten an den 
Ersteher 

 c) und bei der Lieferung von Grundstücken und von Gebäuden auf fremden 
Boden im Zwangsversteigerungsverfahren durch den Verpflichteten an 
den Ersteher 

 (1c) Bei der Lieferung von Gas über das Erdgasverteilungsnetz oder Elektri-
zität, wenn sich der Ort dieser Lieferung nach § 3 Abs. 13 oder 14 bestimmt und 
der liefernde Unternehmer im Inland weder Wohnsitz (Sitz) noch seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt oder eine Betriebsstätte hat, wird die Steuer vom Empfänger 
der Lieferung geschuldet, wenn er im Inland für Zwecke der Mehrwertsteuer 



 

 

erfasst ist. 
 Der liefernde Unternehmer haftet für diese Steuer. 

§ 21. (1) bis (4) ... § 21. (1) bis (4) ... 
Letzter Unterabsatz Letzter Unterabsatz 

 Unternehmer, die im Inland keine Umsätze ausgeführt haben oder nur Umsätze, 
für die der Leistungsempfänger die Steuer schuldet, und die ausschließlich eine 
Steuer gemäß § 19 Abs. 1 zweiter Satz oder Abs. 1a schulden, hinsichtlich der sie 
zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt sind, werden nur dann zur dann zur Steuer 
veranlagt, wenn sie dies ausdrücklich schriftlich beantragen. 

(5) bis (9) ... (5) bis (9) ... 
 (10) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gelten auch für juristische Perso-

nen, die ausschließlich eine Steuer gemäß § 19 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 1a und 
Abs. 1b schulden. 

Art. 1. (1) bis (3) ... Art. 1. (1) bis (3) ... 
 1. a) bis g) ...  1. a) bis g) ... 
  h) zur Ausführung einer Lieferung von Gas über das Erdgasverteilungs-

netz oder von Elektrizität, wenn sich der Ort dieser Lieferungen nach 
§ 3 Abs. 13 oder 14 bestimmt. 

Art. 3. (1) ... Art. 3. (1) ... 
 1. a) bis g) ...  1. a) bis g) ... 
  h) zur Ausführung einer Lieferung von Gas über das Erdgasverteilungs-

netz oder von Elektrizität, wenn sich der Ort dieser Lieferungen nach 
§ 3 Abs. 13 oder 13 bestimmt. 

Art. 11. (1) bis (3) ... Art. 11. (1) bis (3) ... 
(4) Führt der Unternehmer Leistungen im Sinne des Art. 19 Abs. 1 Z 3 aus, 

für die der Leistungsempfänger die Steuer schuldet, ist in den Rechnungen auf 
die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers hinzuweisen. Die Vorschrift 
über den gesonderten Steuerausweis in einer Rechnung (§ 11 Abs. 1) findet keine 
Anwendung. 

(4) entfällt 

Art. 18. (1) Art. 18. (1) 
Erster Unterabsatz Erster Unterabsatz 
(1) Aus den Aufzeichnungen müssen die Bemessungsgrundlagen (1) Aus den Aufzeichnungen müssen die Bemessungsgrundlagen 

 - für den innergemeinschaftlichen Erwerb von Gegenständen und  - für den innergemeinschaftlichen Erwerb von Gegenständen und 



 

 

 - für die Lieferungen und sonstigen Leistungen, für die die Steuer gemäß 
Art. 19 Abs. 1 Z 3 und Art. 25 Abs. 5 geschuldet wird, 

 - für die Lieferungen, für die die Steuer gemäß Art. 25 Abs. 5 geschuldet 
wird, 

jeweils getrennt nach Steuersätzen, sowie die hierauf entfallenden Steuerbeträge 
zu ersehen sein. 

jeweils getrennt nach Steuersätzen, sowie die hierauf entfallenden Steuerbeträge 
zu ersehen sein. 

Artikel V 
Änderung des Gesundheits- und Sozialbereich-Beihilfengesetzes 

§ 2. (1) Kranken- und Kuranstalten einschließlich der eigenen Kranken- und 
Kuranstalten der Sozialversicherungsträger und der Krankenfürsorgeeinrichtun-
gen, die nach § 6 Abs. 1 Z 18 und 25 UStG 1994 befreite Umsätze bewirken, 
haben einen Anspruch auf eine Beihilfe in Höhe der im Zusammenhang mit den 
befreiten Umsätzen stehenden, nach § 12 Abs. 3 UStG 1994 nicht abziehbaren 
Vorsteuern, abzüglich 10% der Entgelte für nach § 6 Abs. 1 Z 18 oder 25 UStG 
1994 befreite Umsätze, soweit sie nicht aus öffentlichen Mitteln stammen (Klas-
segelder, Entgelte für Privatpatienten). Die Beihilfe gilt in Fällen, in denen die 
Sachleistungskosten mit einem Landesfonds oder mit einem inländischen Sozial-
versicherungsträger verrechnet werden, als Teil der Mittel des jeweiligen Landes-
fonds oder inländischen Sozialversicherungsträgers. 

§ 2. (1) Kranken- und Kuranstalten einschließlich der eigenen Kranken- und 
Kuranstalten der Sozialversicherungsträger und der Krankenfürsorgeeinrichtun-
gen, die nach § 6 Abs. 1 Z 18 und 25 UStG 1994 befreite Umsätze bewirken, 
haben einen Anspruch auf eine Beihilfe in Höhe der im Zusammenhang mit den 
befreiten Umsätzen stehenden, nach § 12 Abs. 3 UStG 1994 nicht abziehbaren 
Vorsteuern, abzüglich 10% der Entgelte für nach § 6 Abs. 1 Z 18 oder 25 UStG 
1994 befreite Umsätze, soweit sie nicht aus öffentlichen Mitteln stammen (Klas-
segelder, Entgelte für Privatpatienten). Eine Kürzung der Beihilfe im Ausmaß 
von 10% der nicht aus öffentlichen Mitteln stammenden Entgelte ist auch bei 
anderen befreiten Umsätzen vorzunehmen, für die zuvor nicht abzugsfähige Vor-
steuern als Beihilfe in Anspruch genommen worden sind. Die Beihilfe gilt in 
Fällen, in denen die Sachleistungskosten mit einem Landesfonds oder mit einem 
inländischen Sozialversicherungsträger verrechnet werden, als Teil der Mittel des 
jeweiligen Landesfonds oder inländischen Sozialversicherungsträgers. 

(2) Die Regelung des Abs. 1 gilt bis zum 31. Dezember 2004 auch für Un-
ternehmer, die Lieferungen von menschlichem Blut (§ 6 Abs. 1 Z 21 UStG 1994) 
oder Umsätze gemäß § 6 Abs. 1 Z 22 UStG 1994 bewirken, wobei Umsätze an 
Unternehmer, die nach § 6 Abs. 1 Z 18 und 25 UStG befreite Umsätze bewirken, 
nicht unter die Kürzungsbestimmungen des Abs. 1 fallen. 

(2) Die Regelung des Abs. 1 gilt bis zum 31. Dezember 2008 auch für Un-
ternehmer, die Lieferungen von menschlichem Blut (§ 6 Abs. 1 Z 21 UStG 1994) 
oder Umsätze gemäß § 6 Abs. 1 Z 22 UStG 1994 bewirken, wobei Umsätze an 
Unternehmer, die nach § 6 Abs. 1 Z 18 und 25 UStG befreite Umsätze bewirken, 
nicht unter die Kürzungsbestimmungen des Abs. 1 fallen. 

(3) bis (4) ... (3) bis (4) ... 

Artikel VI 
Änderung des Internationalen Steuervergütungsgesetzes 

§ 2. (1) Vergütbar sind jener Umsatzsteuerbeträge, die in einer an den Ver-
gütungsberechtigten ausgestellten Rechnung eines Unternehmers gesondert aus-
gewiesen sind und vom Vergütungsberechtigten getragen werden. Zu diesem 
Zweck sind die Vergütungsberechtigten berechtigt, vom leistenden Unternehmer 

§ 2. (1) Vergütbar sind jener Umsatzsteuerbeträge, die in einer an den Ver-
gütungsberechtigten ausgestellten Rechnung eines Unternehmers gesondert aus-
gewiesen sind und vom Vergütungsberechtigten getragen werden. Zu diesem 
Zweck sind die Vergütungsberechtigten berechtigt, vom leistenden Unternehmer 



 

 

die Ausstellung einer Rechnung mit gesondertem Steuerausweis zu verlangen. 
§ 11 UStG 1994 gilt sinngemäß. 

die Ausstellung einer Rechnung mit gesondertem Steuerausweis zu verlangen. 
§ 11 UStG 1994 gilt sinngemäß. 

(2) Ein Anspruch auf Umsatzsteuervergütung besteht nur hinsichtlich jener 
Lieferungen und sonstigen Leistungen, deren Entgelt zuzüglich der Umsatzsteuer 
mindestens 73 Euro beträgt. Werden von einem Unternehmer mehrere Leistun-
gen gemeinsam erbracht und wird hierüber nach den üblichen Regeln des Ge-
schäftsverkehrs eine einheitliche Rechnung im Sinn des § 11 UStG 1994 ausge-
stellt, so ist das Gesamtentgelt der Rechnung zuzüglich Umsatzsteuer maßge-
bend. In den Fällen des § 6 Abs. 1 Z 6 lit. d UStG 1994 besteht kein Anspruch 
auf Umsatzsteuervergütung. 

(2) Ein Anspruch auf Umsatzsteuervergütung besteht nur hinsichtlich jener 
Lieferungen und sonstigen Leistungen, deren Entgelt zuzüglich der Umsatzsteuer 
mindestens 73 Euro beträgt. Werden von einem Unternehmer mehrere Leistun-
gen gemeinsam erbracht und wird hierüber nach den üblichen Regeln des Ge-
schäftsverkehrs eine einheitliche Rechnung im Sinn des § 11 UStG 1994 ausge-
stellt, so ist das Gesamtentgelt der Rechnung zuzüglich Umsatzsteuer maßge-
bend. In den Fällen des § 6 Abs. 1 Z 6 lit. d UStG 1994 besteht kein Anspruch 
auf Umsatzsteuervergütung. 

(3) Der Vergütungsberechtigte ist verpflichtet, jene Rechnungen, hinsicht-
lich derer er Umsatzsteuervergütung geltend macht, samt Zahlungsbeleg sieben 
Jahre ab dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Umsatzsteuervergütung 
geltend gemacht wurde, aufzubewahren und der zuständigen Behörde über deren 
Ersuchen zur Einsichtnahme in geordneter Form vorzulegen. 

(3) Der Vergütungsberechtigte ist verpflichtet, jene Rechnungen, hinsicht-
lich derer er Umsatzsteuervergütung geltend macht, samt Zahlungsbeleg sieben 
Jahre ab dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Umsatzsteuervergütung 
geltend gemacht wurde, aufzubewahren und der zuständigen Behörde über deren 
Ersuchen zur Einsichtnahme in geordneter Form vorzulegen. 

 (4) Hinsichtlich der Vergütungsberechtigten im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 2 gilt 
weiters, dass die Vergütung für den einzelnen Vergütungsberechtigten den Ge-
samtbetrag von 2 900 Euro pro Kalenderjahr nicht übersteigen darf. 

§ 3. Hinsichtlich der Vergütungsberechtigten im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 2 gilt 
weiters: 

§ 3. Anstelle einer Steuervergütung auf Basis der einzelnen Lieferungen und 
sonstigen Leistungen gemäß der §§ 2, 10 und 11 können Vergütungsberechtigte 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 eine einheitliche pauschale Vergütung in Höhe von 
110 Euro je angefangenem oder vollem Kalendermonat, in dem die Vorausset-
zungen für die Vergütung der Umsatzsteuer erfüllt sind, in Anspruch nehmen. 
Die Vergütungsberechtigten haben in diesem Fall die Inanspruchnahme der Pau-
schalvergütung jeweils in ihrem ersten für ein Kalenderjahr eingereichten Vergü-
tungsantrag zu erklären und sind daran für dieses Kalenderjahr gebunden. Eine 
gesonderte Inanspruchnahme der pauschalen Vergütung für Umsatzsteuer, Elekt-
rizitätsabgabe oder Erdgasabgabe ist nicht zulässig. 

 1. Die Vergütung darf für den einzelnen Vergütungsberechtigten den Ge-
samtbetrag von 2 900 Euro pro Kalenderjahr nicht übersteigen. 

 

 2. Anstelle einer Vergütung für die Umsatzsteuer aus den einzelnen Liefe-
rungen und sonstigen Leistungen können Vergütungsberechtigte eine 
pauschale Vergütung in Höhe von 100 Euro je angefangenem oder vol-
lem Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen für die Vergütung der 
Umsatzsteuer erfüllt sind, in Anspruch nehmen. Die Vergütungsberech-
tigten haben in diesem Fall die Inanspruchnahme der Pauschalvergütung 

 



 

 

jeweils in ihrem ersten für ein Kalenderjahr eingereichten Vergütungsan-
trag zu erklären und sind daran für dieses Kalenderjahr gebunden. 

 3. Personen, die im Sinn des Artikels 38 des Wiener Übereinkommens über 
diplomatische Beziehungen, BGBl. Nr. 66/1966, Angehörige der Repu-
blik Österreich oder in ihr ständig ansässig sind, haben keinen Vergü-
tungsanspruch. 

 

Elektrizitätsabgabe Elektrizitätsabgabe 
§ 10. (1) Vergütungsberechtigte im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 1 haben in sinn-

gemäßer Anwendung der für die Vergütung der Umsatzsteuer nach diesem Bun-
desgesetz maßgebenden Bestimmungen Anspruch auf Vergütung der Elektrizi-
tätsabgabe. 

§ 10. (1) Vergütungsberechtigte im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 1 haben in sinn-
gemäßer Anwendung der für die Vergütung der Umsatzsteuer nach diesem Bun-
desgesetz maßgebenden Bestimmungen Anspruch auf Vergütung der Elektrizi-
tätsabgabe. 

(2) Vergütungsberechtigte im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 2 haben in sinngemäßer 
Anwendung der für die Vergütung der Umsatzsteuer nach diesem Bundesgesetz 
maßgebenden Bestimmungen und nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
Anspruch auf Vergütung der Elektrizitätsabgabe: 

(2) Vergütungsberechtigte im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 2 haben in sinngemäßer 
Anwendung der für die Vergütung der Umsatzsteuer nach diesem Bundesgesetz 
maßgebenden Bestimmungen und nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
Anspruch auf Vergütung der Elektrizitätsabgabe: 

 1. Die Vergütung darf für den einzelnen Vergütungsberechtigten den Ge-
samtbetrag von 180 Euro pro Kalenderjahr nicht übersteigen. 

 1. Die Vergütung darf für den einzelnen Vergütungsberechtigten den Ge-
samtbetrag von 180 Euro pro Kalenderjahr nicht übersteigen. 

 2. Anstelle einer Vergütung gemäß Z 1 können Vergütungsberechtigte eine 
pauschale Vergütung in Höhe von 5 Euro je angefangenem oder vollem 
Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen für die Vergütung der E-
lektrizitätsabgabe erfüllt sind, in Anspruch nehmen. Die pauschale Ver-
gütung ist überdies nur zulässig, wenn 

 2. Voraussetzung ist weiters, dass die ausländische Vertretungsbehörde (die 
internationale Organisation), durch welche gemäß § 4 Abs. 2 die Einrei-
chung des Vergütungsantrages zu erfolgen hat, auf dem Vergütungsan-
trag bestätigt, dass sie selbst für das betreffende Kalenderjahr keine Ver-
gütung der diesbezüglichen Elektrizitätsabgabe beantragt. 

 - die ausländische Vertretungsbehörde (die internationale Organisati-
on), durch welche gemäß § 4 Abs. 2 die Einreichung des Vergütungs-
antrages zu erfolgen hat, auf dem Vergütungsantrag bestätigt, dass sie 
selbst für das betreffende Kalenderjahr keine Vergütung der solcherart 
pauschal vergüteten Elektrizitätsabgabe beantragt, und 

 

 - der Vergütungsberechtigte für das betreffende Kalenderjahr keine 
Vergütung der Umsatzsteuer in Anspruch nimmt. 

 

 3. Die in Z 1 und 2 genannten Beträge verdoppeln sich bei Vergütungsbe-
rechtigten, die für das betreffende Kalenderjahr keine Vergütung von 
Erdgasabgabe in Anspruch nehmen. Voraussetzung ist weiters, dass die 
ausländische Vertretungsbehörde (die internationale Organisation), durch 
welche gemäß § 4 Abs. 2 die Einreichung des Vergütungsantrages zu er-
folgen hat, auf dem Vergütungsantrag bestätigt, dass sie selbst für das 
betreffende Kalenderjahr keine Vergütung der diesbezüglichen Erdgas-

 3. Der in Z 1 genannte Betrag verdoppelt sich bei Vergütungsberechtigten, 
die für das betreffende Kalenderjahr keine Vergütung von Erdgasabgabe 
in Anspruch nehmen 



 

 

abgabe beantragt. 
Erdgasabgabe Erdgasabgabe 

§ 11. (1) Vergütungsberechtigte im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 1 haben in sinn-
gemäßer Anwendung der für die Vergütung der Umsatzsteuer nach diesem Bun-
desgesetz maßgebenden Bestimmungen Anspruch auf Vergütung der Erdgasab-
gabe. 

§ 11. (1) Vergütungsberechtigte im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 1 haben in sinn-
gemäßer Anwendung der für die Vergütung der Umsatzsteuer nach diesem Bun-
desgesetz maßgebenden Bestimmungen Anspruch auf Vergütung der Erdgasab-
gabe. 

(2) Vergütungsberechtigte im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 2 haben in sinngemäßer 
Anwendung der für die Vergütung der Umsatzsteuer nach diesem Bundesgesetz 
maßgebenden Bestimmungen und nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
Anspruch auf Vergütung der Erdgasabgabe: 

(2) Vergütungsberechtigte im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 2 haben in sinngemäßer 
Anwendung der für die Vergütung der Umsatzsteuer nach diesem Bundesgesetz 
maßgebenden Bestimmungen und nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
Anspruch auf Vergütung der Erdgasabgabe: 

 1. Die Vergütung darf für den einzelnen Vergütungsberechtigten den Ge-
samtbetrag von 180 Euro pro Kalenderjahr nicht übersteigen. 

 1. Die Vergütung darf für den einzelnen Vergütungsberechtigten den Ge-
samtbetrag von 180 Euro pro Kalenderjahr nicht übersteigen. 

 2. Anstelle einer Vergütung gemäß Z 1 können Vergütungsberechtigte eine 
pauschale Vergütung in Höhe von 5 Euro je angefangenem oder vollem 
Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen für die Vergütung der E-
lektrizitätsabgabe erfüllt sind, in Anspruch nehmen. Die pauschale Ver-
gütung ist überdies nur zulässig, wenn 

 2. Voraussetzung ist weiters, dass die ausländische Vertretungsbehörde (die 
internationale Organisation), durch welche gemäß § 4 Abs. 2 die Einrei-
chung des Vergütungsantrages zu erfolgen hat, auf dem Vergütungsan-
trag bestätigt, dass sie selbst für das betreffende Kalenderjahr keine Ver-
gütung der diesbezüglichen Erdgasabgabe beantragt. 

 - die ausländische Vertretungsbehörde (die internationale Organisati-
on), durch welche gemäß § 4 Abs. 2 die Einreichung des Vergütungs-
antrages zu erfolgen hat, auf dem Vergütungsantrag bestätigt, dass sie 
selbst für das betreffende Kalenderjahr keine Vergütung der solcherart 
pauschal vergüteten Elektrizitätsabgabe beantragt, und 

 

 - der Vergütungsberechtigte für das betreffende Kalenderjahr keine 
Vergütung der Umsatzsteuer in Anspruch nimmt. 

 

 3. Die in Z 1 und 2 genannten Beträge verdoppeln sich bei Vergütungsbe-
rechtigten, die für das betreffende Kalenderjahr keine Vergütung von E-
lektrizitätsabgabe in Anspruch nehmen. Voraussetzung ist weiters, dass 
die ausländische Vertretungsbehörde (die internationale Organisation), 
durch welche gemäß § 4 Abs. 2 die Einreichung des Vergütungsantrages 
zu erfolgen hat, auf dem Vergütungsantrag bestätigt, dass sie selbst für 
das betreffende Kalenderjahr keine Vergütung der diesbezüglichen E-
lektrizitätsabgabe beantragt. 

 3. Der in Z 1 genannte Betrag verdoppelt sich bei Vergütungsberechtigten, 
die für das betreffende Kalenderjahr keine Vergütung von Elektrizitäts-
abgabe in Anspruch nehmen. 



 

 

Artikel VII 
Änderung des Gebührengesetzes 1957 

§ 14. Tarifpost 1 bis 8 (4) ... § 14. Tarifpost 1 bis 8 (4) ... 
(5) Erteilung eines Aufenthaltstitels durch eine Behörde mit dem Sitz im In-

land 
(5) Erteilung und Ausfolgung eines Aufenthaltstitels durch eine Behörde mit 

dem Sitz im Inland 
 1. befristeter Aufenthaltstitel .............................................................. 75 Euro  1. befristeter Aufenthaltstitel .............................................................  75 Euro 
 2. unbefristeter Aufenthaltstitel ........................................................ 130 Euro  2. unbefristeter Aufenthaltstitel ........................................................  130 Euro 

§ 37. (1) bis (12) ... § 37. (1) bis (12) 
 (13) § 14 Tarifpost 8 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2004 tritt mit 1. März 2005 in Kraft und ist auf alle Sachverhalte anzu-
wenden, für welche die Gebührenschuld nach dem 28. Februar 2005 entsteht. 
§ 14 Tarifpost 8 Abs. 5 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. xxx/2004, ist letztmalig auf Sachverhalte anzuwenden, für welche die Gebüh-
renschuld vor dem 1. März 2005 entsteht. 

Artikel VIII 
Änderung des Konsulargebührengesetzes 1992 

Tarifpost 7 Abs. 4 in der Anlage zu § 1 Tarifpost 7 Abs. 4 in der Anlage zu § 1 
(4) Gebührenfrei ist der Antrag auf und die Erteilung eines Aufenthaltstitels 

für Lehrer, Vortragende und Gastforscher für einen Aufenthalt bis zu sechs Mo-
naten, wenn die Lehr-, Vortrags- oder Forschungstätigkeit von einem Rechtsträ-
ger im Sinne des § 1 Absatz 1 des Amtshaftungsgesetzes, BGBl. Nr. 20/1949, in 
der geltenden Fassung entgolten wird. 

(4) Ausfolgung eines durch eine Behörde mit Sitz im Inland erteilten Auf-
enthaltstitels 

  1. befristeter Aufenthaltstitel .............................................................  75 Euro 

  2. unbefristeter Aufenthaltstitel .......................................................  130 Euro 

Tarifpost 7 Abs. 5 in der Anlage zu § 1 
 (5) Gebührenfrei ist der Antrag auf und die Erteilung eines Aufenthaltstitels 

für Lehrer, Vortragende und Gastforscher für einen Aufenthalt bis zu sechs Mo-
naten, wenn die Lehr-, Vortrags- oder Forschungstätigkeit von einem Rechtsträ-
ger im Sinne des § 1 Absatz 1 des Amtshaftungsgesetzes, BGBl. Nr. 20/1949, in 



 

 

der geltenden Fassung entgolten wird. 
§ 17. (1) bis (5) ... § 17. (1) bis (5) ... 
 (6) Tarifpost 7 Abs. 4 und 5 in der Anlage zu § 1 in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. I  Nr. xxx/xxxx treten mit 1. März 2005 in Kraft. Tarifpost 7 
Abs. 4 in der Anlage zu § 1 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. xxx/xxxx ist noch auf alle Vorgänge anzuwenden, für die der Abgabenan-
spruch vor dem 1. März 2005 entstanden ist. 

Artikel IX 
Änderung des Investmentfondsgesetzes 1993 

§ 40. (1) ... § 40. (1) ... 
 (2) 1. Spätestens vier Monate nach Ende des Geschäftsjahres gelten die nach 

Abzug der dafür anfallenden Kosten vereinnahmten Zinsen, Dividenden, 
ausschüttungsgleiche Erträge von im Fondsvermögen befindlichen An-
teilen an anderen in- oder ausländischen Kapitalanlagefonds, Substanz-
gewinne bei nicht in einem Betriebsvermögen gehaltenen Anteilschei-
nen, und sonstige Erträge an die Anteilinhaber in dem aus dem Anteils-
recht sich ergebenden Ausmaß als ausgeschüttet (ausschüttungsgleiche 
Erträge). Dabei können bei den nach Abs. 1 mit einem Fünftel zu erfas-
senden Wertpapieren die Substanzverluste bis zur Höhe der Substanzge-
winne des laufenden oder eines späteren Geschäftsjahres abgezogen 
werden. Werden nachweislich diese Erträge später tatsächlich ausge-
schüttet, so sind sie steuerfrei. In den Fällen des § 13 dritter und vierter 
Satz gelten die nicht ausgeschütteten Jahreserträge für Zwecke der Kapi-
talertragsteuer als ausgeschüttet. Wird vor diesen Zeitpunkten oder wäh-
rend des Geschäftsjahres das Anteilsrecht veräußert, so ist für Zwecke 
der Kapitalertragsteuer mit Ausnahme der Kapitalertragsteuer auf Sub-
stanzgewinne im Sinne des Abs. 1 zweiter Satz die Ausschüttung mit 
dem Veräußerungszeitpunkt anzunehmen. Die Bestimmungen des § 20 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 und des § 12 Abs. 2 des Kör-
perschaftsteuergesetzes 1988 sind auf Abschreibungen auf den niedrige-
ren Teilwert und auf Verluste aus der Veräußerung der Anteilscheine an-
zuwenden. 

 (2) 1. Insoweit eine tatsächliche Ausschüttung des Jahresgewinnes unterbleibt, 
gelten mit der Auszahlung der Kapitalertragsteuer (§ 13 dritter Satz) 
sämtliche im abgelaufenen Geschäftsjahr angefallenen, nicht ausgeschüt-
teten Zinsen, Dividenden, ausschüttungsgleiche Erträge von im Fonds-
vermögen befindlichen Anteilen an anderen in- oder ausländischen Kapi-
talanlagefonds, Substanzgewinne bei nicht in einem Betriebsvermögen 
gehaltenen Anteilscheinen, und sonstige Erträge an die Anteilinhaber in 
dem aus dem Anteilsrecht sich ergebenem Ausmaß als ausgeschüttet 
(ausschüttungsgleiche Erträge). Wird diese Auszahlung nicht innerhalb 
von vier Monaten nach Ende des Geschäftsjahres vorgenommen, gelten 
die nicht ausgeschütteten Jahresgewinne nach Ablauf dieser Frist als 
ausgeschüttet. Dabei können bei den nach Abs. 1 mit einem Fünftel zu 
erfassenden Wertpapieren die Substanzverluste bis zur Höhe der Sub-
stanzgewinne des laufenden oder eines späteren Geschäftsjahres abgezo-
gen werden. Werden nachweislich diese Erträge später tatsächlich ausge-
schüttet, so sind sie steuerfrei. In den Fällen des § 13 dritter und vierter 
Satz gelten die nicht ausgeschütteten Jahreserträge für Zwecke der Kapi-
talertragsteuer als ausgeschüttet. Wird vor diesen Zeitpunkten oder wäh-
rend des Geschäftsjahres das Anteilsrecht veräußert, so ist für Zwecke 
der Kapitalertragsteuer mit Ausnahme der Kapitalertragsteuer auf Sub-
stanzgewinne im Sinne des Abs. 1 zweiter Satz die Ausschüttung mit 
dem Veräußerungszeitpunkt anzunehmen. Die Bestimmungen des § 20 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 und des § 12 Abs. 2 des Kör-
perschaftsteuergesetzes 1988 sind auf Abschreibungen auf den niedrige-
ren Teilwert und auf Verluste aus der Veräußerung der Anteilscheine an-



 

 

zuwenden. 
 2. Die ausschüttungsgleichen Ertäge (Anm.: richtig: Erträge) sind durch 

einen steuerlichen Vertreter den Abgabenbehörden unter Anschluß der 
notwendigen Unterlagen nachzuweisen. Als steuerlicher Vertreter kön-
nen inländische Kreditinstitute oder inländische Wirtschaftstreuhänder 
bestellt werden. Das Erfordernis des steuerlichen Vertreters entfällt bei 
Nachweis durch ein inländisches Kreditinstitut für einen von ihm selbst 
verwalteten inländischen Kapitalanlagefonds. Der Bundesminister für 
Finanzen kann durch Verordnung festlegen, daß die für den Nachweis 
erforderlichen Daten innerhalb einer bestimmten Frist im Wege des Da-
tenaustausches oder der automationsgestützten Datenübertragung be-
kanntgegeben werden. Es kann dabei auch die Mitübermittlung anderer 
im Rechenschaftsbericht enthaltener oder daraus ableitbarer abgaben-
rechtliche relevanter Umstände angeordnet werden. In der Verordnung 
kann vorgesehen werden, sich einer bestimmten geeigneten privaten oder 
öffentlich-rechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen. 

 2. Die ausschüttungsgleichen Erträge sind unter Anschluss der notwendi-
gen Unterlagen nachzuweisen. Der Nachweis ist im Wege eines steuerli-
chen Vertreters, das ist ein inländisches Kreditinstitut oder ein inländi-
scher Wirtschaftstreuhänder, zu erbringen. Erfolgt der Nachweis nicht 
durch den steuerlichen Vertreter, kann der Anteilinhaber den Nachweis 
in gleichartiger Form selbst erbringen.Das Erfordernis des steuerlichen 
Vertreters entfällt bei Nachweis durch ein inländisches Kreditinstitut für 
einen von ihm selbst verwalteten inländischen Kapitalanlagefonds. Der 
Bundesminister für Finanzen kann durch Verordnung festlegen, daß die 
für den Nachweis erforderlichen Daten innerhalb einer bestimmten Frist 
im Wege des Datenaustausches oder der automationsgestützten Daten-
übertragung bekanntgegeben werden. Es kann dabei auch die Mitüber-
mittlung anderer im Rechenschaftsbericht enthaltener oder daraus ableit-
barer abgabenrechtliche relevanter Umstände angeordnet werden. In der 
Verordnung kann vorgesehen werden, sich einer bestimmten geeigneten 
privaten oder öffentlich-rechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen. 

(3) ... (3) ... 
§ 42. (1) ... § 42. (1) ... 
(2) Unterbleibt für ausländische Kapitalanlagefonds ein Nachweis, so wird 

der ausschüttungsgleiche Ertrag mit 90% des Unterschiedsbetrages zwischen dem 
ersten und letzten im Kalenderjahr festgesetzten Rücknahmepreis, mindestens 
aber mit 10% des letzten im Kalenderjahr festgesetzten Rücknahmepreises ange-
nommen. Bei Veräußerung eines Anteilrechtes ist der Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem bei der Veräußerung und dem letzten im abgeschlossenen Kalender-
jahr festgesetzten Rücknahmepreis, mindestens aber 0,8% des bei der Veräuße-
rung festgesetzten Rücknahmepreises für jeden angefangenen Monat des im 
Zeitpunkt der Veräußerung laufenden Kalenderjahres anzusetzen. Dies gilt sinn-
gemäß auch beim Erwerb eines Anteilrechtes. Anstelle des Rücknahmepreises 
kann auch der veröffentlichte Rechenwert sowie bei börsenotierten Anteilen der 
Börsenkurs herangezogen werden. 

(2) Unterbleibt für ausländische Kapitalanlagefonds ein Nachweis, so wird 
der ausschüttungsgleiche Ertrag mit 90% des Unterschiedsbetrages zwischen dem 
ersten und letzten im Kalenderjahr festgesetzten Rücknahmepreis, mindestens 
aber mit 10% des letzten im Kalenderjahr festgesetzten Rücknahmepreises ange-
nommen. Bei Veräußerung eines Anteilrechtes ist der Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem bei der Veräußerung und dem letzten im abgeschlossenen Kalender-
jahr festgesetzten Rücknahmepreis, mindestens aber 0,8% des bei der Veräuße-
rung festgesetzten Rücknahmepreises für jeden angefangenen Monat des im 
Zeitpunkt der Veräußerung laufenden Kalenderjahres anzusetzen. Dies gilt sinn-
gemäß auch beim Erwerb eines Anteilrechtes. Anstelle des Rücknahmepreises 
kann auch der veröffentlichte Rechenwert sowie bei börsenotierten Anteilen der 
Börsenkurs herangezogen werden. Vom so ermittelten Betrag sind tatsächliche 
Ausschüttungen mit der Maßgabe abzuziehen, dass kein negativer ausschüttungs-
gleicher Ertrag entstehen kann. Werden nachweislich die ausschüttungsgleichen 
Erträge später tatsächlich ausgeschüttet, sind sie steuerfrei. 

(3) ... (3) ... 
(4) Tritt ein Kreditinstitut im Sinne des Depotgesetzes als Verwalter oder (4) Tritt ein Kreditinstitut im Sinne des Depotgesetzes als Verwalter oder 



 

 

Verwahrer von Anteilen an ausländischen Kapitalanlagefonds auf, gilt für Zwe-
cke der  Kapitalertragsteuer Folgendes: Als Kapitalertrag gilt zugeflossen, wenn 

Verwahrer von Anteilen an ausländischen Kapitalanlagefonds auf, gilt für Zwe-
cke der  Kapitalertragsteuer Folgendes: Als Kapitalertrag gilt zugeflossen, wenn 

 - der Anteil dem Steuerpflichtigen das gesamte Jahr zuzurechnen ist, zum 
31. Dezember eines jeden Jahres ein Betrag von 6% des letzten im Ka-
lenderjahr festgesetzten Rücknahmepreises; 

 - der Anteil dem Steuerpflichtigen das gesamte Jahr zuzurechnen ist, zum 
31. Dezember eines jeden Jahres ein Betrag von 6% des letzten im Ka-
lenderjahr festgesetzten Rücknahmepreises; 

 - wenn der Anteil während des Jahres veräußert oder ins Ausland ver-
bracht wird, zum Zeitpunkt der Veräußerung oder der Verbringung ein 
Betrag von 0,5% des vor Veräußerung oder      Verbringung zuletzt fest-
gesetzten Rücknahmepreises für jeden angefangenen Monat des im Ver-
äußerungszeitpunkt laufenden Kalenderjahres. 

 - wenn der Anteil während des Jahres veräußert oder ins Ausland ver-
bracht wird, zum Zeitpunkt der Veräußerung oder der Verbringung ein 
Betrag von 0,5% des vor Veräußerung oder      Verbringung zuletzt fest-
gesetzten Rücknahmepreises für jeden angefangenen Monat des im Ver-
äußerungszeitpunkt laufenden Kalenderjahres. 

Abs. 2 letzter Satz gilt sinngemäß. Der Abzug unterbleibt, wenn der Steuerpflich-
tige dem Kreditinstitut eine Bestätigung der Abgabenbehörde vorlegt, dass er 
seiner Offenlegungspflicht in Bezug auf den Anteil nachgekommen ist. Soweit 
von solchen als zugeflossen geltenden Kapitalerträgen Kapitalertragsteuer einbe-
halten wurde, erfolgt keine Steuerabgeltung im Sinne des § 97 Abs.1 des Ein-
kommensteuergesetzes 1988. 

Abs. 2 letzter Satz gilt sinngemäß. Der Abzug unterbleibt, wenn der Anteilinha-
ber dem Kreditinstitut eine Bestätigung der Abgabenbehörde vorlegt, dass er 
seiner Offenlegungspflicht in Bezug auf seinen Anteil nachgekommen ist, oder 
ein unwiderruflicher Auftrag gemäß § 93 Abs. 3a des Einkommensteuergeset-
zes 1988 erteilt worden ist. Soweit von solchen als zugeflossen geltenden Kapi-
talerträgen Kapitalertragsteuer einbehalten wurde, erfolgt keine Steuerabgeltung 
im Sinne des § 97 Abs.1 des Einkommensteuergesetzes 1988. 

  

Artikel X 
Änderung des EU-Quellensteuergesetzes 

Anlage gemäß § 12 Anlage gemäß § 12 
Für die Zwecke des § 12 sind folgende Einrichtungen als „mit der Regierung 

verbundene Einrichtungen, die als Behörde handeln oder deren Funktion durch 
einen internationalen Vertrag anerkannt ist“, zu betrachten: 

Für die Zwecke des § 12 sind folgende Einrichtungen als „mit der Regierung 
verbundene Einrichtungen, die als Behörde handeln oder deren Funktion durch 
einen internationalen Vertrag anerkannt ist“, zu betrachten: 

Einrichtungen innerhalb der Europäischen Union: Einrichtungen innerhalb der Europäischen Union: 
Belgien Région flamande (Vlaams Gewest) (Flämische Region) Belgien Région flamande (Vlaams Gewest) (Flämische Region) 
 Région wallonne (Wallonische Region)  Région wallonne (Wallonische Region) 
 Région bruxelloise (Brussels Gewest) (Region Brüssel-

Hauptstadt) 
 Région bruxelloise (Brussels Gewest) (Region Brüssel-

Hauptstadt) 
 Communauté française (Französische Gemeinschaft)  Communauté française (Französische Gemeinschaft) 
 Communauté flamande (Vlaamse Gemeenschap) (Flämi-

sche Gemeinschaft) 
 Communauté flamande (Vlaamse Gemeenschap) (Flämi-

sche Gemeinschaft) 
 Communauté germanophone (Deutschsprachige Gemein-

schaft) 
 Communauté germanophone (Deutschsprachige Gemein-

schaft) 



 

 

Spanien Xunta de Galicia (Regierung der autonomen Gemein-
schaft Galicien) 

Spanien Xunta de Galicia (Regierung der autonomen Gemein-
schaft Galicien) 

 Junta de Andalucía (Regierung der autonomen Gemein-
schaft Andalusien) 

 Junta de Andalucía (Regierung der autonomen Gemein-
schaft Andalusien) 

 Junta de Extremadura (Regierung der autonomen Ge-
meinschaft Extremadura) 

 Junta de Extremadura (Regierung der autonomen Ge-
meinschaft Extremadura) 

 Junta de Castilla - La Mancha (Regierung der autonomen 
Gemeinschaft Kastilien-La Mancha) 

 Junta de Castilla - La Mancha (Regierung der autonomen 
Gemeinschaft Kastilien-La Mancha) 

 Junta de Castilla - León (Regierung der autonomen Ge-
meinschaft Kastilien und León) 

 Junta de Castilla - León (Regierung der autonomen Ge-
meinschaft Kastilien und León) 

 Gobierno Foral de Navarra (Regierung der autonomen 
Gemeinschaft Navarra) 

 Gobierno Foral de Navarra (Regierung der autonomen 
Gemeinschaft Navarra) 

 Govern de les Illes Balears (Regierung der autonomen 
Gemeinschaft Balearen) 

 Govern de les Illes Balears (Regierung der autonomen 
Gemeinschaft Balearen) 

 Generalitat de Catalunya (Regierung der autonomen 
Gemeinschaft Katalonien) 

 Generalitat de Catalunya (Regierung der autonomen 
Gemeinschaft Katalonien) 

 Generalitat de Valencia (Regierung der autonomen Ge-
meinschaft Valencia) 

 Generalitat de Valencia (Regierung der autonomen Ge-
meinschaft Valencia) 

 Diputación General de Aragón (Regierung der autono-
men Gemeinschaft Aragón) 

 Diputación General de Aragón (Regierung der autono-
men Gemeinschaft Aragón) 

 Gobierno de la Islas Canarias (Regierung der autonomen 
Gemeinschaft Kanarische Inseln) 

 Gobierno de la Islas Canarias (Regierung der autonomen 
Gemeinschaft Kanarische Inseln) 

 Gobierno de Murcia (Regierung der autonomen Gemein-
schaft Murcia) 

 Gobierno de Murcia (Regierung der autonomen Gemein-
schaft Murcia) 

 Gobierno de Madrid (Regierung der autonomen Gemein-
schaft Madrid) 

 Gobierno de Madrid (Regierung der autonomen Gemein-
schaft Madrid) 

 Gobierno de la Comunidad Autónoma del País Vas-
co/Euzkadi (Regierung der autonomen Gemeinschaft 
Baskenland) 

 Gobierno de la Comunidad Autónoma del País Vas-
co/Euzkadi (Regierung der autonomen Gemeinschaft 
Baskenland) 

 Diputación Foral de Guipúzcoa (Provinzrat von Guipúz-
coa) 

 Diputación Foral de Guipúzcoa (Provinzrat von Guipúz-
coa) 

 Diputación Foral de Vizcaya/Biskaia (Provinzrat von 
Biskaya) 

 Diputación Foral de Vizcaya/Biskaia (Provinzrat von 
Biskaya) 

 Diputación Foral de Alava (Provinzrat von Àlava)  Diputación Foral de Alava (Provinzrat von Àlava) 
 Ayuntamiento de Madrid (Stadt Madrid)  Ayuntamiento de Madrid (Stadt Madrid) 
 Ayuntamiento de Barcelona (Stadt Barcelona)  Ayuntamiento de Barcelona (Stadt Barcelona) 
 Cabildo Insular de Gran Canaria (Inselrat Gran Canaria)  Cabildo Insular de Gran Canaria (Inselrat Gran Canaria) 
 Cabildo Insular de Tenerife (Inselrat Teneriffa)  Cabildo Insular de Tenerife (Inselrat Teneriffa) 



 

 

 Instituto de Crédito Oficial (Amtliches Kreditinstitut)  Instituto de Crédito Oficial (Amtliches Kreditinstitut) 
 Instituto Catalán de Finanzas (Katalanisches Finanzinsti-

tut) 
 Instituto Catalán de Finanzas (Katalanisches Finanzinsti-

tut) 
 Instituto Valenciano de Finanzas (Valencianisches Finan-

zinstitut) 
 Instituto Valenciano de Finanzas (Valencianisches Finan-

zinstitut) 
Griechenland Griechische Telekommunikationsanstalt Griechenland Griechische Telekommunikationsanstalt 
 Griechisches Eisenbahnennetz  Griechisches Eisenbahnennetz 
 Staatliche Elektrizitätswerke  Staatliche Elekrtizitätswerke 
Frankreich La Caisse d'amortissement de la dette sociale (CADES) 

(Schuldenfinanzierungskasse der Sozialversicherung) 
Frankreich La Caisse d'amortissement de la dette sociale (CADES) 

(Schuldenfinanzierungskasse der Sozialversicherung) 
 L'Agence française de développement (AFD) (Französi-

sche Agentur für Entwicklung) 
 L'Agence française de développement (AFD) (Französi-

sche Agentur für Entwicklung) 
 Réseau Ferré de France (RFF) (Eigentums- und Verwal-

tungsgesellschaft des französischen Eisenbahnnetzes) 
 Réseau Ferré de France (RFF) (Eigentums- und Verwal-

tungsgesellschaft des französischen Eisenbahnnetzes) 
 Caisse Nationale des Autoroutes (CNA) (Staatliche Fi-

nanzierungskasse der Autobahnen) 
 Caisse Nationale des Autoroutes (CNA) (Staatliche Fi-

nanzierungskasse der Autobahnen) 
 Assistance publique Hôpitaux de Paris (APHP) (Verbund 

der öffentlichen Krankenhäuser des Großraums Paris) 
 Assistance publique Hôpitaux de Paris (APHP) (Verbund 

der öffentlichen Krankenhäuser des Großraums Paris) 
 Charbonnages de France (CDF) (Zentralverwaltung der 

staatlichen französischen Steinkohleförderunternehmen) 
 Charbonnages de France (CDF) (Zentralverwaltung der 

staatlichen französischen Steinkohleförderunternehmen) 
 Entreprise minière et chimique (EMC) (Staatliche Berg-

bau- und Chemieholdinggesellschaft) 
 Entreprise minière et chimique (EMC) (Staatliche Berg-

bau- und Chemieholdinggesellschaft) 
Italien Regionen Italien Regionen 
 Provinzen  Provinzen 
 Städte und Gemeinden  Städte und Gemeinden 
Portugal Cassa Depositi e Prestiti (Spar- und Kreditkasse)  Cassa Depositi e Prestiti (Spar- und Kreditkasse) 
 Região autónoma da Madeira (Autonome Region Madei-

ra) 
Lettland Pašvaldÿbas (Lokalregierungen) 

 Região autónoma dos Açores (Autonome Region Azoren) Polen gminy (Kommunen) 
 Städte und Gemeinden  powiaty (Distrikte) 
Internationale Einrichtungen:  województwa (Provinzen) 
Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung  związki gmin (Kommunalverbände) 
Europäische Investitionsbank  związki powiatów (Distriktverband) 
Asiatische Entwicklungsbank  związki województw (Provinzverband) 
Afrikanische Entwicklungsbank  miasto stoÿeczne Warszawa (Hauptstadt Warschau) 
Weltbank / IBRD / IWF  Agencja Restrukturyzacji i Modernizacji Rolnictwa (A-

gentur für die 
Internationale Finanzkorporation  Umstrukturierung und Modernisierung der Landwirt-



 

 

schaft) 
Interamerikanische Entwicklungsbank  Agencja Nieruchomoÿci Rolnych (Agentur für landwirt-

schaftliches Eigentum) 
Sozialentwicklungsfonds des Europarats Portugal Região autónoma da Madeira (Autonome Region Madei-

ra) 
EURATOM  Região autónoma dos Açores (Autonome Region Azoren) 
Europäische Gemeinschaft  Städte und Gemeinden 
Corporación Andina de Fomento (CAF) (Anden-Entwicklungsgesellschaft) Slowakei mestá a obce (Gemeinden) 
Eurofima  ÿeleznice Slovenskej republiky (Slowakische Eisenbahn-

gesellschaft) 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl  Štátny fond cestného hospodárstva (Fonds für die Ver-

waltung von Staatsstraßen) 
Nordische Investitionsbank  Slovenské elektrárne (Slowakische Kraftwerke) 
Karibische Entwicklungsbank  Vodohospodárska výstavba (Gesellschaft für Wasserwirt-

schaft) 
 Internationale Einrichtungen: 
 Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
 Europäische Investitionsbank 
 Asiatische Entwicklungsbank 
 Afrikanische Entwicklungsbank 
 Weltbank / IBRD / IWF 
 Internationale Finanzkorporation 
 Interamerikanische Entwicklungsbank 
 Sozialentwicklungsfonds des Europarats 
 EURATOM 
 Europäische Gemeinschaft 
 Corporación Andina de Fomento (CAF) (Anden-Entwicklungsgesellschaft) 
 Eurofima 
 Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
 Nordische Investitionsbank 
 Karibische Entwicklungsbank 
Die Bestimmungen des § 12 gelten unbeschadet internationaler Verpflichtungen, 
die Österreich in Bezug auf die oben aufgeführten internationalen Einrichtungen 
eingegangen ist. 

Die Bestimmungen des § 12 gelten unbeschadet internationaler Verpflichtungen, 
die Österreich in Bezug auf die oben aufgeführten internationalen Einrichtungen 
eingegangen ist. 

Einrichtungen in Drittländern: Einrichtungen in Drittländern: 
Einrichtungen, die folgende Kriterien erfüllen: Einrichtungen, die folgende Kriterien erfüllen: 
 1. Die Einrichtung gilt nach nationalen Kriterien eindeutig als öffentliche  1. Die Einrichtung gilt nach nationalen Kriterien eindeutig als öffentliche 



 

 

Körperschaft. Körperschaft. 
 2. Sie ist eine von der Regierung kontrollierte Einrichtung, die gemeinwirt-

schaftliche Aktivitäten verwaltet und finanziert, wozu in erster Linie die 
Bereitstellung von gemeinwirtschaftlichen (nicht marktbestimmten) Gü-
tern und Dienstleistungen zum Nutzen der Allgemeinheit gehört. 

 2. Sie ist eine von der Regierung kontrollierte Einrichtung, die gemeinwirt-
schaftliche Aktivitäten verwaltet und finanziert, wozu in erster Linie die 
Bereitstellung von gemeinwirtschaftlichen (nicht marktbestimmten) Gü-
tern und Dienstleistungen zum Nutzen der Allgemeinheit gehört. 

 3. Sie legt regelmäßig in großem Umfang Anleihen auf.  3. Sie legt regelmäßig in großem Umfang Anleihen auf. 
 4. Der betreffende Staat kann gewährleisten, dass die betreffende Einrich-

tung im Falle von Bruttozinsklauseln keine vorzeitige Tilgung vorneh-
men wird 

 4. Der betreffende Staat kann gewährleisten, dass die betreffende Einrich-
tung im Falle von Bruttozinsklauseln keine vorzeitige Tilgung vornehmen 
wird. 

Artikel XI 
Änderung des EG-Amtshilfegesetzes 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz findet Anwendung auf die Amtshilfe, die sich 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union gegenseitig 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz findet Anwendung auf die Amtshilfe, die sich 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union gegenseitig 

 1. bei der Erhebung der Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen,  1. bei der Erhebung der Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen, 
 2. bei der Erhebung der Versicherungssteuern und  2. bei der Erhebung der Versicherungssteuern und 
 3. bei der Erhebung der Verbrauchsteuer auf Mineralöl, Alkohol, alkoholi-

sche Getränke und auf Tabakwaren, soweit diese jeweils nicht als Ein-
gangsabgaben erhoben werden, 

 3. bei der Erhebung der Verbrauchsteuer auf Mineralöl, Alkohol, alkoholi-
sche Getränke und auf Tabakwaren, soweit diese jeweils nicht als Ein-
gangsabgaben erhoben werden, 

zur Durchführung der EG-Amtshilferichtlinie (Richtlinie Nr. 77/799/EWG des 
Rates vom 19. Dezember 1977 über die gegenseitige Amtshilfe zwischen den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten im Bereich der direkten Steuern, be-
stimmter Verbrauchsteuern und der Steuern auf Versicherungsprämien, ABl. EG 
Nr. L 336 vom 27.12.1977, S. 15, in der Fassung der Beitrittsakte Griechenlands, 
ABl. EG Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17, der Richtlinie Nr. 79/1070/EWG des 
Rates vom 6. Dezember 1979, ABl. EG Nr. L 331 vom 27.12.1979, S. 8, der 
Beitrittsakte Spaniens und Portugals, ABl. EG Nr. L 302 vom 15.11.1985, S. 23, 
der Richtlinie Nr. 92/12/EWG des Rates vom 25. Februar 1992, ABl. EG 
Nr. L 76 vom 23.3.1992, S. 1, der Beitrittsakte Österreichs, Finnlands und 
Schwedens, ABl. EG Nr. C 241 vom 29.8.1994, S. 21, und der Richtlinie 
Nr. 2003/93/EG des Rates vom 7. Oktober 2003, ABl. EG Nr. L 264 vom 
15.10.2003, S. 23) durch den Austausch von Auskünften zwischen den hiefür 
zuständigen Behörden leisten. 

zur Durchführung der EG-Amtshilferichtlinie (Richtlinie Nr. 77/799/EWG des 
Rates vom 19. Dezember 1977 über die gegenseitige Amtshilfe zwischen den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten im Bereich der direkten Steuern, be-
stimmter Verbrauchsteuern und der Steuern auf Versicherungsprämien, ABl. EG 
Nr. L 336 vom 27.12.1977, S. 15, in der Fassung der Beitrittsakte Griechenlands, 
ABl. EG Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 17, der Richtlinie Nr. 79/1070/EWG des 
Rates vom 6. Dezember 1979, ABl. EG Nr. L 331 vom 27.12.1979, S. 8, der 
Beitrittsakte Spaniens und Portugals, ABl. EG Nr. L 302 vom 15.11.1985, S. 23, 
der Richtlinie Nr. 92/12/EWG des Rates vom 25. Februar 1992, ABl. EG 
Nr. L 76 vom 23.3.1992, S. 1, der Beitrittsakte Österreichs, Finnlands und 
Schwedens, ABl. EG Nr. C 241 vom 29.8.1994, S. 21, der Richtlinie 
Nr. 2003/93/EG des Rates vom 7. Oktober 2003, ABl. EG Nr. L 264 vom 
15.10.2003, S. 23, der Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechi-
schen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lett-
land, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu-
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die 



 

 

Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge, ABl. EG 
Nr. L 236 vom 23.9.2003, S. 33, und der Richtlinie 2004/56/EG des Rates vom 
21. April 2004, ABl. EG Nr. L 127 vom 29.4.2004, S. 70, durch den Austausch 
von Auskünften zwischen den hiefür zuständigen Behörden leisten. 

§ 2. (1) Die gemäß § 1 Abs. 2 zuständige Behörde hat die gemäß § 1 Abs. 1 
in den sachlichen Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes fallenden Auskünf-
te der zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaats zu erteilen, wenn die 
zuständige Behörde eines Mitgliedstaats im Einzelfall darum ersucht. Werden 
solche Auskünfte für die Erhebung österreichischer Steuern benötigt, kann nur 
die gemäß § 1 Abs. 2 zuständige Behörde ein Auskunftsersuchen an die zuständi-
ge Behörde des jeweils in Betracht kommenden Mitgliedstaats richten 

§ 2. (1) Die gemäß § 1 Abs. 2 zuständige Behörde hat die gemäß § 1 Abs. 1 
in den sachlichen Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes fallenden Auskünf-
te der zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaats zu erteilen, wenn die 
zuständige Behörde eines Mitgliedstaats im Einzelfall darum ersucht. Zur Be-
schaffung der erbetenen Auskünfte verfährt die ersuchte zuständige Behörde oder 
die von ihr befasste Verwaltungsbehörde so, als ob sie in Erfüllung eigener Auf-
gaben oder auf Ersuchen einer anderen inländischen Behörde handelte. Werden 
solche Auskünfte für die Erhebung österreichischer Steuern benötigt, kann nur 
die gemäß § 1 Abs. 2 zuständige Behörde ein Auskunftsersuchen an die zuständi-
ge Behörde des jeweils in Betracht kommenden Mitgliedstaats richten. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) ... 
§ 5. (1) ... § 5. (1) ... 
(2) Die Auskünfte dürfen in öffentlichen Gerichtsverhandlungen (einschließ-

lich öffentlicher Verhandlungen der Spruch- und Berufungssenate) oder bei der 
öffentlichen Verkündung von Urteilen und Erkenntnissen nur bekannt gegeben 
werden, wenn die zuständige Behörde des anderen Mitgliedstaats nichts dagegen 
einwendet. 

(2) Die Auskünfte dürfen in öffentlichen Gerichtsverhandlungen (einschließ-
lich öffentlicher Verhandlungen der Spruch- und Berufungssenate) oder bei der 
öffentlichen Verkündung von Urteilen und Erkenntnissen nur bekannt gegeben 
werden, wenn die zuständige Behörde des Auskunft gebenden Mitgliedstaats bei 
der erstmaligen Übermittlung der Auskünfte nichts dagegen einwendet. 

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 
 § 5a. (1) Auf Antrag der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats veran-

lasst die gemäß § 1 Abs. 2 zuständige Behörde nach Maßgabe der inländischen 
Rechtsvorschriften über die Zustellung ausländischer Schriftstücke die Zustellung 
aller von Verwaltungsbehörden des ersuchenden Mitgliedstaats ausgehenden 
Verfügungen und Entscheidungen an einen inländischen Empfänger, die mit der 
Anwendung der Rechtsvorschriften über die unter diese Richtlinie fallenden 
Steuern in dessen Gebiet zusammenhängen. 

 (2) Ungeachtet des Absatzes 1 kann jeder Mitgliedstaat einer Person im In-
land die in Abs. 1 genannten Schriftstücke durch die Post unmittelbar zusenden. 

 (3) Die gemäß § 1 Abs. 2 zuständige Behörde kann für Zwecke der Erhe-
bung österreichischer Steuern Zustellersuchen im Sinne des Absatzes 1 an die 
zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaats richten. Abs. 2 ist sinngemäß 
anzuwenden. 



 

 

 § 5b. (1) Ist die steuerliche Lage eines oder mehrerer Abgabepflichtiger für 
zwei oder mehr Mitgliedstaaten von gemeinsamem oder ergänzendem Interesse, 
so kann die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaats mit der zuständigen 
Behörde gemäß § 1 Abs. 2 vereinbaren, jeweils in ihrem Hoheitsgebiet gleichzei-
tige abgabenbehördliche Prüfungen durchzuführen. 

 (2) Die zuständige Behörde des ersuchenden Mitgliedstaats bestimmt, wel-
che Abgabepflichtigen für eine gleichzeitige gemeinsame abgabenbehördliche 
Prüfung vorgeschlagen werden und teilt die hiefür in Betracht kommenden Fälle 
der zuständige Behörde gemäß § 1 Abs. 2 unter Angabe der für diese Entschei-
dung maßgeblichen Gründe sowie des beabsichtigten Prüfungszeitraums mit. 

 (3) Die zuständige Behörde gemäß § 1 Abs. 2 entscheidet, ob sie an der 
gleichzeitigen Prüfung teilnehmen will. Sie teilt der ersuchenden zuständigen 
Behörde des anderen Mitgliedstaats nach Erhalt eines Vorschlages zur gleichzei-
tigen Prüfung gegebenenfalls ihr Einverständnis oder ihre begründete Ablehnung 
mit. Im Falle des Einverständnisses benennt sie gleichzeitig einen für die Beauf-
sichtigung und Koordinierung der Prüfung verantwortlichen Vertreter. 

 (4) Soweit dies für Zwecke eines inländischen Abgabenverfahrens erforder-
lich ist, kann die zuständige Behörde gemäß § 1 Abs. 2 ein entsprechendes Ersu-
chen um Vornahme einer gleichzeitigen abgabenbehördlichen Prüfung an die 
zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaats unter sinngemäßer Berücksich-
tigung der in den vorstehenden Absätzen enthaltenen Grundsätze richten 

Artikel XIII 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1995 

§ 2. (1) Mineralöl im Sinne dieses Bundesgesetzes sind: § 2. (1) Mineralöl im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die Waren  
 1. die Waren der Position 2706 der Kombinierten Nomenklatur;  1. der Positionen 2705 bis 2712 und 2715 der Kombinierten Nomenklatur, 

ausgenommen Erdgas der Unterposition 2711 21 00 der Kombinierten 
Nomenklatur; 

 2. die Waren der Unterpositionen 2707 10, 2707 20, 2707 30, 2707 50, 
2707 91 00, 2707 99 11 und 2707 99 19 der Kombinierten Nomenklatur; 

 2. der Positionen 2901 und 2902 der Kombinierten Nomenklatur; 

 3. die Waren der Position 2709 der Kombinierten Nomenklatur;  3. der Positionen 3403, 3811 und 3817 der Kombinierten Nomenklatur; 
 4. die Waren der Position 2710 der Kombinierten Nomenklatur;  4. der folgenden Positionen und Unterpositionen der Kombinierten Nomen-

klatur, die als Treibstoffe, als Zusatz oder Verlängerungsmittel von Treib-
stoffen oder zum Verheizen dienen  



 

 

  a) Positionen 1507 bis 1518, 
  b) Unterposition 3824 90 99, 
  c) Unterposition 2905 11 00 von nicht synthetischer Herkunft. 
 5. die Waren der Positionen 2711 und 2901 der Kombinierten Nomenklatur, 

einschließlich chemisch reines Methan und Propan, ausgenommen Erd-
gas; 

 

 6. die Waren der Unterpositionen 2712 10, 2712 20 00, 2712 90 31, 
2712 90 33, 2712 90 39 und 2712 90 90 der Kombinierten Nomenklatur; 

 

 7. die Waren der Position 2715 der Kombinierten Nomenklatur;  
 8. die Waren der Unterpositionen 2902 11, 2902 19 91, 2902 19 99, 

2902 20, 2902 30, 2902 41 00, 2902 42 00, 2902 43 00 und 2902 44 der 
Kombinierten Nomenklatur; 

 

 9. die Waren der Unterpositionen 3403 11 00 und 3403 19 der Kombinier-
ten Nomenklatur; 

 

 10. die Waren der Position 3811 der Kombinierten Nomenklatur;  
 11. die Waren der Position 3817 der Kombinierten Nomenklatur.  

(2) Kraftstoffe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle im Abs. 1 nicht an-
geführten Waren, ausgenommen Erdgas, die als Treibstoff oder als Zusatz oder 
Verlängerungsmittel von Treibstoffen dienen. 

(2) Kraftstoffe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle im Abs. 1 nicht an-
geführten Waren , die als Treibstoff oder als Zusatz oder Verlängerungsmittel von 
Treibstoffen dienen mit Ausnahme von Waren, die dem Erdgasabgabegesetz, 
BGBl. Nr. 201/1996, oder dem Kohleabgabegesetz, BGBl. I Nr. 71/2003, unterlie-
gen. 

(3) Heizstoffe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle im Abs. 1 nicht an-
geführten sonstigen Kohlenwasserstoffe, ausgenommen Kohle, Petrolkoks der 
Position 2713 der Kombinierten Nomenklatur, Torf oder andere vergleichbare 
feste Kohlenwasserstoffe oder Erdgas, die zum Verheizen dienen. 

(3) Heizstoffe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle im Abs. 1 nicht ange-
führten sonstigen Kohlenwasserstoffe, die zum Verheizen dienen, mit Ausnahme 
von Torf und Waren, die dem Erdgasabgabegesetz, BGBl. Nr. 201/1996, oder dem 
Kohleabgabegesetz, BGBl. I Nr. 71/2003, unterliegen.“ 

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 
(6) Kombinierte Nomenklatur im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Wa-

rennomenklatur nach Art. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 
23. Juli 1987 (ABl. EG Nr. L 256 S. 1) in der Fassung des Anhangs der Verord-
nung (EG) Nr. 3009/95 der Kommission vom 22. Dezember 1995 (ABl. EG 
Nr. L 319 S. 1) und die zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften. 

(6) Kombinierte Nomenklatur im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Waren-
nomenklatur nach Art. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 
23. Juli 1987 (ABl. EG Nr. L 256 S. 1) in der Fassung des Anhangs der Verord-
nung (EG) Nr. 2031/2001 der Kommission vom 6. August 2001 (ABl. EG 
Nr. L 279 S. 1) und die zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften. 

(7) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der 
Kombinierten Nomenklatur geändert, ohne daß dies Auswirkungen auf den Steu-
ergegenstand hat, beispielsweise durch Einführung zusätzlicher Untergliederun-

(7) Werden den Steuergegenstand bestimmende Untergliederungen der Kom-
binierten Nomenklatur geändert, ohne dass dies Auswirkungen auf den Steuerge-
genstand hat, beispielsweise durch Einführung zusätzlicher Untergliederungen, 



 

 

gen, so hat der Bundesminister für Finanzen die dadurch bewirkten Änderungen 
der Bezeichnung des Steuergegenstandes durch Aufnahme in den Gebrauchszoll-
tarif (§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchführungsgesetz) in Wirksamkeit zu setzen. Der 
Gebrauchszolltarif ist insoweit verbindlich. 

oder im Falle einer Entscheidung über Aktualisierungen von Positionen der Kom-
binierten Nomenklatur nach Artikel 2 Abs. 5 der Richtlinie 2003/96/EG des Rates 
vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvor-
schriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (ABl. 
EU Nr. L 283 S. 51), so hat der Bundesminister für Finanzen die dadurch bewirk-
ten Änderungen der Bezeichnung des Steuergegenstandes durch Aufnahme in den 
Gebrauchszolltarif (§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchführungsgesetz) in Wirksamkeit 
zu setzen. Der Gebrauchszolltarif ist insoweit verbindlich. 

(8) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, finden die 
Mineralöl betreffenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nur auf die unter 
Z 1 bis 4 angeführten und diesen nach Abs. 9 gleichgestellten Waren Anwendung. 
Auf anderes Mineralöl sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über Kraft-
stoffe und Heizstoffe anzuwenden. Mineralöl im Sinne des ersten Satzes sind: 

(8) So weit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, finden die 
Mineralöl betreffenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nur auf die unter Z1 
bis 5 angeführten und diesen nach Abs. 9 gleichgestellten Waren Anwendung. Auf 
anderes Mineralöl sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über Kraftstoffe 
und Heizstoffe anzuwenden. Mineralöl im Sinne des ersten Satzes sind die Waren: 

 1. die Waren der Unterpositionen 2707 10, 2707 20, 2707 30 und 2707 50 
der Kombinierten Nomenklatur; 

 1.  der Unterpositionen 2707 10, 2707 20, 2707 30 und 2707 50 der Kombi-
nierten Nomenklatur; 

 2. die Waren der Unterpositionen 2710 00 11 bis 2710 00 78, ausgenommen 
Waren der Unterpositionen 2710 00 21, 2710 00 25 und 2710 00 59 der 
Kombinierten Nomenklatur, wenn diese in Gebinden abgefüllt sind; 

 2. der Unterpositionen 2710 11 11 bis 2710 19 69, ausgenommen Waren der 
Unterpositionen 2710 11 21, 2710 11 25 und 2710 19 29 der Kombinier-
ten Nomenklatur, wenn diese in Gebinden abgefüllt sind; 

 3. die Waren der Position 2711, ausgenommen Waren der Unterpositionen 
2711 11 00 und 2711 21 00 der Kombinierten Nomenklatur; 

 3. der Position 2711 der Kombinierten Nomenklatur, ausgenommen Waren 
der Unterpositionen 2711 11 00, 2711 21 00 und 2711 29 00 der Kombi-
nierten Nomenklatur; 

 4. die Waren der Unterpositionen 2901 10, 2902 20, 2902 30, 2902 41 00, 
2902 42 00, 2902 43 00 und 2902 44 der Kombinierten Nomenklatur. 

 4. der Unterpositionen 2901 10, 2902 20 00, 2902 30 00, 2902 41 00, 
2902 42 00, 2902 43 00 und 2902 44 00 der Kombinierten Nomenklatur; 

  5. der folgenden Positionen und Unterpositionen der Kombinierten Nomen-
klatur, die als Treibstoffe, als Zusatz oder Verlängerungsmittel von Treib-
stoffen oder zum Verheizen dienen 

  a) Positionen 1507 bis 1518, 
  b) Unterposition 3824 90 99, 
  c) Unterposition 2905 11 00 von nicht synthetischer Herkunft 
 sowie Gemische dieser Waren mit anderen Mineralölen. 

(9) Der Bundesminister für Finanzen hat durch Verordnung für andere als die 
im Abs. 8 Z 1 bis 4 angeführten Mineralöle die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes für Mineralöl vorzusehen, wenn eine derartige Maßnahme 
durch die Europäische Gemeinschaft nach dem Verfahren des Artikels 24 der im 
§ 1 Abs. 3 angeführten Richtlinie beschlossen wird. 

(9) Der Bundesminister für Finanzen hat durch Verordnung für andere als die 
im Abs. 8 Z 1 bis 5 angeführten Mineralöle die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes für Mineralöl vorzusehen, wenn eine derartige Maßnahme 
durch die Europäische Gemeinschaft nach dem Verfahren des Artikels 24 der im 
§ 1 Abs. 3 angeführten Richtlinie beschlossen wird. 



 

 

(10) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, mit anderen Mit-
gliedstaaten bilaterale Vereinbarungen zu schließen, durch die für Mineralöl 

(10) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, mit anderen Mitglied-
staaten bilaterale Vereinbarungen zu schließen, durch die für Mineralöl 

 1. der im Abs. 8 Z 1 bezeichneten Art,  1. der im Abs. 8 Z 1 bezeichneten Art, 
 2. der im Abs. 8 Z 2 bezeichneten Art, ausgenommen die im § 3 Abs. 1 Z 1 

bis 4 und Z 7 genannten Mineralöle, und 
 2. der im Abs. 8 Z 2 bezeichneten Art, ausgenommen die im § 3 Abs. 1 Z 1 

bis 4 und Z 7 genannten Mineralöle, und 
 3. der im Abs. 8 Z 4 bezeichneten Art   3. der im Abs. 8 Z 4 und 5 bezeichneten Art 
ein zusätzlicher Verzicht auf die Anwendung der Mineralöl betreffenden Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes vorgesehen wird, wenn durch diese Vereinbarung 
die Gegenseitigkeit gewährleistet und eine Beeinträchtigung steuerlicher Interes-
sen der Republik Österreich nicht zu befürchten ist. Auf solche Mineralöle sind 
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über Kraftstoffe und Heizstoffe 
anzuwenden. 

ein zusätzlicher Verzicht auf die Anwendung der Mineralöl betreffenden Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes vorgesehen wird, wenn durch diese Vereinbarung 
die Gegenseitigkeit gewährleistet und eine Beeinträchtigung steuerlicher Interessen 
der Republik Österreich nicht zu befürchten ist. Auf solche Mineralöle sind die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über Kraftstoffe und Heizstoffe anzuwen-
den. 

§ 3. (1) Die Mineralölsteuer beträgt: § 3. (1) Die Mineralölsteuer beträgt: 
 1. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 00 27, 2710 00 29 und 

2710 00 32 der Kombinierten Nomenklatur mit einem Schwefelgehalt 
von 

 1. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31 (soweit der Bleigehalt 
0,013 g je Liter nicht übersteigt), 2710 11 41, 2710 11 45 und 2710 11 49 
der Kombinierten Nomenklatur mit einem Schwefelgehalt von 

 a) höchstens 10 mg/kg 417 €,  a) höchstens 10 mg/kg 417 €, 
 b) mehr als 10 mg/kg 432 €;  b) mehr als 10 mg/kg 432 €; 
 2. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 00 26, 2710 00 34 und 

2710 00 36 der Kombinierten Nomenklatur mit einem Schwefelgehalt 
von 

 2. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31, 2710 11 51 und 
2710 11 59 der Kombinierten Nomenklatur mit einem Schwefelgehalt von 

 a) höchstens 10 mg/kg 489 €,  a) höchstens 10 mg/kg 489 €, 
 b) mehr als 10 mg/kg 504 €;  b) mehr als 10 mg/kg 504 €; 
 3. für 1 000 l mittelschwere Öle der Unterpositionen 2710 00 51 und 

2710 00 55 der Kombinierten Nomenklatur 317 €; 
 3. für 1 000 l mittelschwere Öle der Unterpositionen 2710 19 21 und 

2710 19 25 der Kombinierten Nomenklatur 317 €; 
 4. für 1 000 l Gasöle der Unterposition 2710 00 69 der Kombinierten No-

menklatur, ausgenommen gekennzeichnetes Gasöl, mit einem Schwefel-
gehalt von 

 4. für 1 000 l Gasöle der Unterposition 2710 19 41 bis 2710 19 49 der Kom-
binierten Nomenklatur, ausgenommen gekennzeichnetes Gasöl, mit einem 
Schwefelgehalt von 

 a) höchstens 10 mg/kg 302 €,  a) höchstens 10 mg/kg 302 €, 
 b) mehr als 10 mg/kg 317 €;  b) mehr als 10 mg/kg 317 €; 
 5. für 1 000 l gekennzeichnetes Gasöl (§ 9) 98 €;  5. für 1 000 l gekennzeichnetes Gasöl (§ 9) 98 €; 
 6. für 1 000 kg gasförmige Kohlenwasserstoffe nach § 2 Abs. 1 Z 5, die als 

Treibstoff verwendet werden, 261 €; 
 6. für 1 000 kg gasförmige Kohlenwasserstoffe nach § 2 Abs. 1 Z 5, die als 

Treibstoff verwendet werden, 261 €; 
 7. für Heizöle der Unterpositionen 2710 00 74, 2710 00 76, 2710 00 77 und  7. für Heizöle der Unterpositionen 2710 19 61 bis 2710 19 69 der Kombi-



 

 

2710 00 78 der Kombinierten Nomenklatur, nierten Nomenklatur, 
 a) wenn sie zum Verheizen oder zu einem nach § 4 Z 9 lit. a begünstigten 

Zweck verwendet werden, für 1 000 kg 60 €, 
 a) wenn sie zum Verheizen oder zu einem nach § 4 Z 9 lit. a begünstigten 

Zweck verwendet werden, für 1 000 kg 60 €, 
 b) ansonsten für 1 000 l  b) ansonsten für 1 000 l 
 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 302 €,  aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 302 €, 
 bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 317 €;  bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 317 €; 
 8. für 1 000 kg Flüssiggase, wenn sie als Treibstoff verwendet werden, 

261 €, ansonsten 43 €; 
 8. für 1 000 kg Flüssiggase, wenn sie als Treibstoff verwendet werden, 

261 €, ansonsten 43 €; 
 9. andere als die in Z 1 bis 8 angeführten Mineralöle, einschließlich der 

Mineralöle, auf die gemäß § 2 Abs. 8 die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes über Kraftstoffe und Heizstoffe anzuwenden sind, unterliegen 
demselben Steuersatz wie jene Mineralöle, denen sie nach ihrer Beschaf-
fenheit und ihrem Verwendungszweck am nächsten stehen. 

 9. andere als die in Z 1 bis 8 angeführten Mineralöle, einschließlich der Mi-
neralöle, auf die gemäss § 2 Abs. 8 die Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes über Kraftstoffe und Heizstoffe anzuwenden sind, unterliegen dem-
selben Steuersatz wie jene Mineralöle, denen sie nach ihrer Beschaffenheit 
und ihrem Verwendungszweck am nächsten stehen. 

(2) Die Mineralölsteuer für Kraftstoffe beträgt 432 € für 1 000 l, wenn sie an-
stelle von Benzin als Treibstoff verwendet werden sollen, ansonsten 317 €. 

(2) Die Mineralölsteuer für Kraftstoffe beträgt 432 € für 1 000 l, wenn sie an-
stelle von Benzin als Treibstoff verwendet werden sollen, ansonsten 317 €. 

(3) Die Mineralölsteuer für Heizstoffe beträgt 98 € für 1 000 l. (3) Die Mineralölsteuer für Heizstoffe beträgt 98 € für 1 000 l. 
(4) Liter (l) im Sinne dieses Bundesgesetzes ist das Liter bei +15 °C. Das 

Gewicht der Umschließungen gehört nicht zum Gewicht des Mineralöls. 
(4) Liter (l) im Sinne dieses Bundesgesetzes ist das Liter bei +15 °C. Das 

Gewicht der Umschließungen gehört nicht zum Gewicht des Mineralöls. 
§ 4. (1) ... § 4. (1) ... 

 1. bis 6. ...  1. bis 6. ... 
 7. Kraftstoffe ausschließlich aus biogenen Stoffen;  7. Mineralöl, ausschließlich aus biogenen Stoffen; 
 8. bis 12. ...  8. bis 12. ... 

(2) ... (2) ... 
§ 5. (1) ... § 5. (1) ... 

 1.  ...  1.  ... 
 2. für nachweislich im Steuergebiet versteuerte Kraftstoffe oder Heizstoffe, 

die nachweislich auf andere Art als zum Antrieb von Motoren, zur Her-
stellung von Treibstoffen oder zum Verheizen im Steuergebiet verwendet 
worden sind, 

 2. für nachweislich im Steuergebiet versteuerte Mineralöle der im § 2 Abs. 8 
Z 5 lit. a bis c bezeichneten Art, Kraftstoffe oder Heizstoffe, die nachweis-
lich auf andere Art als zum Antrieb von Motoren, zur Herstellung von 
Treibstoffen oder zum Verheizen im Steuergebiet verwendet worden sind; 

 3. bis 5. ...  3. bis 5. ... 
(2) ... (2) ... 
(3) Wurde für Mineralöle, Kraftstoffe oder Heizstoffe, die nach § 4 Abs. 1 

Z 1 bis 9 steuerfrei sind, die Mineralölsteuer entrichtet, so ist sie, ausgenommen in 
(3) Wurde für Mineralöle, Kraftstoffe oder Heizstoffe, die nach § 4 Abs. 1 Z 1 

bis  9 steuerfrei sind, die Mineralölsteuer entrichtet, so ist sie, außer in den Fällen 



 

 

den Fällen des § 4 Abs. 1 Z 5, 6 und 9, auf Antrag des Steuerschuldners zu erstat-
ten. 

des § 4 Abs. 1 Z 5, 6, 7 und 9 auf Antrag des Steuerschuldners zu erstatten. 

(4) Wurde für Mineralöle, Kraftstoffe oder Heizstoffe, die nach § 4 Abs. 1 
Z 5, 6 oder 9 steuerfrei sind, die Mineralölsteuer entrichtet, so ist sie auf Antrag 
des Verwenders zu erstatten oder zu vergüten. Im Falle der nach § 4 Abs. 1 Z 5 
steuerfreien Waren hat die Inanspruchnahme durch die betreffende Vertretung 
und im Falle einer Begünstigung des Personals einer internationalen Einrichtung 
durch diese Einrichtung unter Anschluss der Belege zu erfolgen. 

(4) Wurde für Mineralöle, Kraftstoffe oder Heizstoffe, die nach § 4 Abs. 1 
Z 5, 6, 7 und 9 steuerfrei sind, die Mineralölsteuer entrichtet, so ist sie auf Antrag 
des Verwenders zu erstatten oder zu vergüten. Im Falle der nach § 4 Abs. 1 Z 5 
steuerfreien Waren hat die Inanspruchnahme durch die betreffende Vertretung und 
im Falle einer Begünstigung des Personals einer internationalen Einrichtung durch 
diese Einrichtung unter Anschluss der Belege zu erfolgen. 

(5) bis (7) ... (5) bis (7) ... 
§ 6. (1) bis (4) ... § 6. (1) bis (4) ... 
(5) Werden Kraftstoffen aus biogenen Stoffen Kleinstmengen anderer Stoffe 

zum Verbessern beigemischt, schließen derartige Beimischungen die Inanspruch-
nahme der Steuerbefreiung nach § 4 Abs. 1 Z 7 nicht aus. 

(5) Werden Mineralölen aus biogenen Stoffen Kleinstmengen anderer Stoffe 
zum Verbessern beigemischt, schließen derartige Beimischungen die Inanspruch-
nahme der Steuerbefreiung nach § 4 Abs. 1 Z 7 nicht aus. 

(6) ... (6) ... 
§ 7. (1) Für Gasöl der Unterposition 2710 00 69 der Kombinierten Nomen-

klatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 entrichtet und das von 
Eisenbahnunternehmen zum Antrieb von Schienenfahrzeugen verwendet wurde, 
ist auf Antrag des Eisenbahnunternehmens vom Zollamt Wien ein Betrag von 
0,204 € je Liter zu vergüten. Der Antrag ist nur für volle Kalendermonate zulässig 
und bei sonstigem Verlust des Anspruchs bis zum Ablauf des auf die Verwendung 
folgenden Kalenderjahres beim Zollamt Wien zu stellen. 

§ 7. (1) Für Gasöl der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der Kombi-
nierten Nomenklatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 entrichtet 
und das von Eisenbahnunternehmen zum Antrieb von Schienenfahrzeugen ver-
wendet wurde, ist auf Antrag des Eisenbahnunternehmens vom Zollamt Wien ein 
Betrag von 0,204 € je Liter zu vergüten. Der Antrag ist nur für volle Kalendermo-
nate zulässig und bei sonstigem Verlust des Anspruchs bis zum Ablauf des auf die 
Verwendung folgenden Kalenderjahres beim Zollamt Wien zu stellen. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) ... 
§ 7a. (1) Für Gasöl der Unterposition 2710 00 69 der Kombinierten Nomen-

klatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 entrichtet wurde und das 
in land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen, Maschinen und Geräten zum An-
trieb unmittelbar für land- und forstwirtschaftliche Zwecke eingesetzt wird, ist auf 
Antrag ein gemäß Abs. 3 errechneter Betrag zu vergüten. Als land- und forstwirt-
schaftliche Zwecke gelten die Tätigkeiten im Sinne des § 2 Abs. 3 der Gewerbe-
ordnung sowie land- und forstwirtschaftliche Nebengewerbe, soweit sie im Zu-
sammenhang mit Tätigkeiten im Sinne des § 2 Abs. 3 der Gewerbeordnung ste-
hen. 

§ 7a. (1) Für Gasöl der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der Kom-
binierten Nomenklatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 entrichtet 
wurde und das in land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen, Maschinen und Ge-
räten zum Antrieb unmittelbar für land- und forstwirtschaftliche Zwecke eingesetzt 
wird, ist auf Antrag ein gemäß Abs. 3 errechneter Betrag zu vergüten. Als land- 
und forstwirtschaftliche Zwecke gelten die Tätigkeiten im Sinne des § 2 Abs. 3 der 
Gewerbeordnung sowie land- und forstwirtschaftliche Nebengewerbe, soweit sie 
im Zusammenhang mit Tätigkeiten im Sinne des § 2 Abs. 3 der Gewerbeordnung 
stehen. 

(2) bis (7) ... (2) bis (7) ... 
§ 8. (1) Für Gasöl der Unterposition 2710 00 69 der Kombinierten Nomen-

klatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 entrichtet wurde und das 
zum Antrieb von Motoren begünstigter Anlagen verwendet wurde, ist von der 

§ 8. (1) Für Gasöl der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der Kombi-
nierten Nomenklatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 entrichtet 
wurde und das zum Antrieb von Motoren begünstigter Anlagen verwendet wurde, 



 

 

darauf entfallenden Mineralölsteuer auf Antrag ein Betrag von 0,204 € je Liter zu 
vergüten. 

ist von der darauf entfallenden Mineralölsteuer auf Antrag ein Betrag von 0,204 € 
je Liter zu vergüten. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
§ 9. (1) Gasöl der Unterposition 2710 00 69 der Kombinierten Nomenklatur, 

das zu dem im § 3 Abs. 1 Z 5 angeführten Steuersatz abgegeben werden soll, ist 
besonders zu kennzeichnen (gekennzeichnetes Gasöl). Im Steuergebiet darf die 
Kennzeichnung nur in einem Steuerlager erfolgen, das über eine Bewilligung 
nach Abs. 3 verfügt, andernfalls gilt das Gasöl nicht als gekennzeichnet. 

§ 9. (1) Gasöl der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der Kombinier-
ten Nomenklatur, das zu dem im § 3 Abs. 1 Z 5 angeführten Steuersatz abgegeben 
werden soll, ist besonders zu kennzeichnen (gekennzeichnetes Gasöl). Im Steuer-
gebiet darf die Kennzeichnung nur in einem Steuerlager erfolgen, das über eine 
Bewilligung nach Abs. 3 verfügt, andernfalls gilt das Gasöl nicht als gekennzeich-
net. 

(2 ) bis (10) ... (2 ) bis (10) ... 
 1.  ...  1.  ... 
 2. in jenen Fällen, in denen im grenzüberschreitenden Verkehr eine steuer-

freie Verbringung des Mineralöls in das Steuergebiet zulässig ist, es sei 
denn, das Mineralöl wird als Treibstoff für Kraftfahrzeuge verwendet. 

 2. in jenen Fällen, in denen im grenzüberschreitenden Verkehr eine steuer-
freie Verbringung des Mineralöls in das Steuergebiet zulässig ist, auch für 
Treibstoffe im Hauptbehälter (§ 41 Abs. 6) von grenzüberschreitend eing-
setzten land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen, Arbeitsmaschinen und 
Arbeitsgeräten, die im Regelfall öffentliche Straßen nur benutzen, um zu 
ihrem vorgesehenen Einsatzort zu gelangen, es sei denn das Mineralöl 
wird als Treibstoff für Kraftfahrzeuge verwendet. 

(11) ... (11) ... 
§ 23. (1) bis (3) ... § 23. (1) bis (3) ... 
(4) Der Steuerschuldner hat für jedes Steuerlager und für jeden Kraftstoff- 

und Heizstoffbetrieb eine gesonderte Anmeldung einzureichen. Die Verpflichtung 
zur Anmeldung besteht auch dann, wenn für die anzumeldenden Mengen keine 
Mineralölsteuer zu entrichten ist. 

(4) Der Steuerschuldner hat für jedes Steuerlager und für jeden Kraftstoff- 
und Heizstoffbetrieb eine gesonderte Anmeldung einzureichen. Die Verpflichtung 
zur Anmeldung besteht auch dann, wenn für die anzumeldenden Mengen keine 
Mineralölsteuer zu entrichten ist. Nach § 4 Abs. 1 Z 7 steuerfreies Mineralöl muss 
nicht angemeldet werden, wenn die biogenen Stoffe in Anlagen hergestellt wurden, 
die der Selbstversorgung landwirtschaftlicher Betriebe dienen und soweit das Mi-
neralöl ausschließlich in landwirtschaftlichen Betrieben verwendet wird. 

(5) ... (5) ... 
(6) Mineralöl-, Kraftstoff- und Heizstoffmengen, für welche die Steuerschuld 

nach § 21 Abs. 1 Z 2 bis 4 und Z 6 sowie Abs. 2 und Abs. 3 entstanden ist, hat der 
Steuerschuldner binnen einer Woche nach deren Entstehen bei dem Zollamt, in 
dessen Bereich sich der Betrieb des Steuerschuldners befindet oder in dessen 
Bereich der Verwender seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat oder in dessen Be-
reich die Verwendung stattgefunden hat, schriftlich anzumelden. Weiters hat der 
Steuerschuldner die auf die anzumeldenden Mengen entfallende Mineralölsteuer 

(6) Mineralöl-, Kraftstoff- und Heizstoffmengen, für welche die Steuerschuld 
nach § 21 Abs. 1 Z 2 bis 4 und Z 6 sowie Abs. 2 und Abs. 3 entstanden ist, hat der 
Steuerschuldner binnen einer Woche nach deren Entstehen bei dem Zollamt, in 
dessen Bereich sich der Betrieb des Steuerschuldners befindet oder in dessen Be-
reich der Verwender seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat oder in dessen Bereich 
die Verwendung stattgefunden hat, schriftlich anzumelden. Weiters hat der Steuer-
schuldner die auf die anzumeldenden Mengen entfallende Mineralölsteuer selbst 



 

 

selbst zu berechnen und den errechneten Steuerbetrag bis zum Ablauf der Anmel-
defrist zu entrichten. Nach § 4 Abs. 1 Z 7 steuerfreie Kraftstoffe müssen nicht 
angemeldet werden, wenn die biogenen Stoffe in Anlagen hergestellt wurden, die 
überwiegend der Selbstversorgung landwirtschaftlicher Betriebe dienen und so-
weit die Kraftstoffe ausschließlich in landwirtschaftlichen Betrieben verwendet 
werden. 

zu berechnen und den errechneten Steuerbetrag bis zum Ablauf der Anmeldefrist 
zu entrichten. 

(7) und (8) ... (7) und (8) ... 
§ 26. (1) bis (3) ... § 26. (1) bis (3) ... 

 1. bis 4. ...  1. bis 4. ... 
 5. ein Vorgang, bei dem außerhalb eines Steuerlagers im Steuergebiet ver-

steuertes Mineralöl der im § 3 Abs. 1 Z 1, Z 2, Z 4 und Z 7 lit. b bezeich-
neten Art mit im Steuergebiet versteuertem Mineralöl derselben Art ver-
mischt wird und bei dem infolge des Schwefelgehaltes der vermischten 
Mineralöle für diese die Mineralölsteuer nicht zu demselben Steuersatz 
entrichtet wurde. 

 5. ein Vorgang, bei dem außerhalb eines Steuerlagers im Steuergebiet ver-
steuertes Mineralöl der im § 3 Abs. 1 Z 1, Z 2, Z 4 und Z 7 lit. b bezeich-
neten Art mit im Steuergebiet versteuertem Mineralöl derselben Art ver-
mischt wird und bei dem infolge des Schwefelgehaltes der vermischten 
Mineralöle für diese die Mineralölsteuer nicht zu demselben Steuersatz 
entrichtet wurde; 

  6. die Herstellung von biogenen Stoffen in Anlagen, die der Selbstversor-
gung landwirtschaftlicher Betriebe dienen und soweit das Mineralöl aus-
schließlich in landwirtschaftlichen Betrieben im Steuergebiet verwendet 
wird. Auf derartige Betriebe finden die Bestimmungen der §§ 19 und 20 
Anwendung. 

§ 57. (1) Der Inhaber eines Kraftstoffbetriebes hat Aufzeichnungen zu füh-
ren, aus denen hervorgehen muß, 

§ 57. (1) Der Inhaber eines Kraftstoffbetriebes hat Aufzeichnungen zu führen, 
aus denen hervorgehen muß, 

 1. welche Kraftstoffe in den Betrieb aufgenommen wurden;  1. welche Kraftstoffe in den Betrieb aufgenommen wurden; 
 2. welche Waren zur Verwendung als Kraftstoff oder zur Weitergabe zu 

diesem Zweck abgegeben wurden; 
 2. welche Waren zur Verwendung als Kraftstoff oder zur Weitergabe zu 

diesem Zweck abgegeben wurden; 
 3. welche Waren im Betrieb als Kraftstoff verwendet wurden.  3. welche Waren im Betrieb als Kraftstoff verwendet wurden. 
Werden im Kraftstoffbetrieb ausschließlich biogene Stoffe verwendet, die im 
Betrieb selbst oder in Anlagen erzeugt wurden, die überwiegend der Selbstversor-
gung landwirtschaftlicher Betriebe dienen, besteht eine Aufzeichnungspflicht nur, 
wenn das Zollamt aus steuerlichen Gründen eine Aufzeichnung angeordnet hat. 

Werden im Betrieb ausschließlich biogene Stoffe verwendet, die im Betrieb selbst 
oder in Anlagen erzeugt wurden, die überwiegend der Selbstversorgung landwirt-
schaftlicher Betriebe dienen, besteht eine Aufzeichnungspflicht nur, wenn das 
Zollamt aus steuerlichen Gründen eine Aufzeichnung angeordnet hat. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
 § 64h. (1) § 2 Abs. 1 bis 3, Abs. 6 bis 10, § 3, § 4 Abs. 1 Z 7, § 5 Abs. 1 Z 2, 

Abs. 3 und Abs. 4 erster Satz, § 6 Abs. 5, § 7 Abs. 1, § 7a Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 9 
Abs. 1 und Abs. 10 Z 2, § 23 Abs. 4, der Entfalls von § 23 Abs. 6 letzter Satz, § 26 
Abs. 3 Z 5 und 6 sowie § 57 Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des Bundes-



 

 

gesetzes BGBl. I Nr. xxx/2004 treten am 1. Jänner 2005 in Kraft. 
 (2) § 2 Abs. 1 bis 3, Abs. 6 und 8, § 3, § 4 Abs. 1 Z 7, § 6 Abs. 5, § 7 Abs. 1, 

§ 8 Abs. 1 und § 9 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 57/2004 
ist weiterhin auf Waren anzuwenden, für welche die Steuerschuld vor dem 1. Jän-
ner 2005 entstanden ist. § 2 Abs. 1 bis 3, 6 und 8, § 3 und § 4 Abs. 1 Z 7, § 6 
Abs. 5, § 7 Abs. 1, § 7a Abs. 1, § 8 Abs. 1 und § 9 Abs. 1 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2004 ist auf Waren anzuwenden, für welche die Steu-
erschuld nach dem 31. Dezember 2004 entsteht. 

Artikel XIV 
Änderung des Kommunalsteuergesetzes 1993 

§ 11. (1)bis (3) ... § 11. (1)bis (3) ... 
(4) Für jedes abgelaufene Kalenderjahr ist bis 31. März des darauffolgenden 

Kalenderjahres der Gemeinde eine nach Kalendermonaten aufgegliederte Steuer-
erklärung über die Berechnungsgrundlagen abzugeben; im Falle der Aufgabe 
einer Betriebsstätte ist die Steuererklärung binnen einem Monat ab Aufgabe ab-
zugeben. 

(4) Für jedes abgelaufene Kalenderjahr hat der Unternehmer bis Ende März 
des folgenden Kalenderjahres der Gemeinde eine Steuererklärung abzugeben. Die 
Steuererklärung hat die gesamte auf das Unternehmen entfallende Bemessungs-
grundlage aufgeteilt auf die beteiligten Gemeinden zu enthalten. Im Falle der 
Schließung der einzigen Betriebsstätte in der Gemeinde ist zusätzlich binnen 
einem Monat ab Schließung an diese Gemeinde eine Steuererklärung mit der 
Bemessungsgrundlage dieser Gemeinde abzugeben. Die Übermittlung der Steu-
ererklärung hat elektronisch im Wege von FinanzOnline zu erfolgen. Der Bun-
desminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt und das Verfahren der elekt-
ronischen Übermittlung mit Verordnung festzulegen. Ist dem Unternehmer die 
elektronische Übermittlung mangels technischer Voraussetzungen unzumutbar, 
ist der Gemeinde die Steuerklärung unter Verwendung eines amtlichen Vordru-
ckes zu übermitteln. Die Gemeinden haben die Daten der Steuererklärung hin-
sichtlich der jeweils auf sie entfallenden Bemessungsgrundlagen der Finanzver-
waltung des Bundes im Wege des FinanzOnline zu übermitteln. 

 Die Abgabenbehörden des Bundes sind berechtigt, die Daten der Steuererklärung 
nach Maßgabe des § 14 Abs. 2 zu verwenden. 

(5) ... (5) ... 

Artikel XV 
Änderung des Neugründungs-Förderungsgesetzes 

§ 2. Die Neugründung eines Betriebes liegt unter folgenden Voraussetzun- § 2. Die Neugründung eines Betriebes liegt unter folgenden Voraussetzun-



 

 

gen vor: gen vor: 
 1.  ...  1.  ... 
 2. Die die Betriebsführung beherrschende Person (Betriebsinhaber) hat sich 

bisher nicht in vergleichbarer Art beherrschend betrieblich betätigt. 
 2. Die die Betriebsführung innerhalb von fünf Jahren nach der Neugrün-

dung beherrschende Person (Betriebsinhaber) hat sich bisher nicht in 
vergleichbarer Art beherrschend betrieblich betätigt. 

 3. bis 5. ...  3. bis 5. ... 
§ 5. Wird der neugegründete Betrieb im Sinne des § 2 Z 5 erweitert, so ent-

fällt nachträglich (rückwirkend) der Eintritt der Wirkungen des § 1. Der Betriebs-
inhaber ist verpflichtet, diesen Umstand allen vom Wegfall der Wirkungen be-
troffenen Behörden unverzüglich mitzuteilen. 

§ 5. Wird die Betriebsinhabervoraussetzung im Sinne des § 2 Z 2 nicht er-
füllt oder wird der neugegründete Betrieb im Sinne des § 2 Z 5 erweitert, so ent-
fällt nachträglich (rückwirkend) der Eintritt der Wirkungen des § 1. Der Betriebs-
inhaber ist verpflichtet, diesen Umstand allen vom Wegfall der Wirkungen be-
troffenen Behörden unverzüglich mitzuteilen. 

§ 5a. (1) Eine Betriebsübertragung liegt vor, wenn § 5a. (1) Eine Betriebsübertragung liegt vor, wenn 
 1. bloß ein Wechsel in der Person des die Betriebsführung beherrschenden 

Betriebsinhabers in Bezug auf einen bereits vorhandenen Betrieb (Teil-
betrieb) durch eine entgeltliche oder unentgeltliche Übertragung des Be-
triebes (Teilbetrieb) erfolgt (§ 2 Z 4) und 

 1. bloß ein Wechsel in der Person des die Betriebsführung beherrschenden 
Betriebsinhabers in Bezug auf einen bereits vorhandenen Betrieb (Teil-
betrieb) durch eine entgeltliche oder unentgeltliche Übertragung des Be-
triebes (Teilbetrieb) erfolgt (§ 2 Z 4) und 

 2. die nach der Übertragung die Betriebsführung beherrschende Person 
(Betriebsinhaber) sich bisher nicht in vergleichbarer Art beherrschend 
betrieblich betätigt hat. 

 2. die die Betriebsführung innerhalb von fünf Jahren nach der Übertragung 
beherrschende Person (Betriebsinhaber) sich bisher nicht in vergleichba-
rer Art beherrschend betrieblich betätigt hat. 

(2) Für Betriebsübertragungen gilt Folgendes: (2) Für Betriebsübertragungen gilt Folgendes: 
 1. Die Bestimmungen des § 1 Z 1 und Z 3 bis 5 sowie der §§ 3, 4 und 7 

sind sinngemäß anzuwenden. 
 1. Die Bestimmungen des § 1 Z 1, 3 und 5 sowie der §§ 3, 4 und 7 sind 

sinngemäß anzuwenden. 
 2.  ...  2.  ... 
 3. Der Eintritt der Wirkungen der Z 2 sowie des § 1 Z 1 und Z 3 bis 5 ent-

fällt nachträglich (rückwirkend), wenn der Betriebsinhaber innerhalb von 
fünf Jahren nach der Übergabe den übernommenen Betrieb oder wesent-
liche Grundlagen davon entgeltlich oder unentgeltlich überträgt, be-
triebsfremden Zwecken zuführt oder wenn der Betrieb aufgegeben wird. 
Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, diesen Umstand allen vom Wegfall 
der Wirkungen betroffenen Behörden unverzüglich mitzuteilen. 

 3. Der Eintritt der Wirkungen der Z 2 sowie des § 1 Z 1, 3 und 5 entfällt 
nachträglich (rückwirkend), wenn die Betriebsinhabervoraussetzung im 
Sinne des § 5a Abs. 1 Z 2 nicht erfüllt wird oder der Betriebsinhaber in-
nerhalb von fünf Jahren nach der Übergabe den übernommenen Betrieb 
oder wesentliche Grundlagen davon entgeltlich oder unentgeltlich über-
trägt, betriebsfremden Zwecken zuführt oder wenn der Betrieb aufgege-
ben wird. Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, diesen Umstand allen vom 
Wegfall der Wirkungen betroffenen Behörden unverzüglich mitzuteilen. 



 

 

Artikel XVI 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

§ 16. Stehen Wirtschaftsgüter, die einem gewerblichen oder einem land- und 
forstwirtschaftlichen Unternehmen dienen, nicht im Eigentum des Unternehmers 
(Mitunternehmers), sondern im Eigentum einer an der Körperschaft wesentlich 
beteiligten Person, so haftet der Eigentümer der Wirtschaftsgüter mit diesen Gü-
tern für die Abgaben, bei denen sich die Abgabepflicht auf den Betrieb des Un-
ternehmens gründet. Eine Person gilt als wesentlich beteiligt, wenn sie zu mehr 
als einem Viertel am Kapital der Körperschaft beteiligt ist. 

§ 16. Stehen Wirtschaftsgüter, die einem gewerblichen oder einem land- und 
forstwirtschaftlichen Unternehmen dienen, nicht im Eigentum des Unternehmers, 
sondern im Eigentum einer an der Körperschaft wesentlich beteiligten Person, so 
haftet der Eigentümer der Wirtschaftsgüter mit diesen Gütern für die Abgaben, 
bei denen sich die Abgabepflicht auf den Betrieb des Unternehmens gründet. 
Eine Person gilt als wesentlich beteiligt, wenn sie zu mehr als einem Viertel am 
Kapital der Körperschaft beteiligt ist. 

§ 57. (1) In Angelegenheiten des Steuerabzuges vom Arbeitslohn und der 
Dienstgeberbeiträge gemäß den §§ 41 ff Familienlastenausgleichsgesetz 1967 ist 
das Finanzamt der Betriebsstätte im Sinn des § 81 EStG 1988 örtlich zuständig. 

§ 57. (1) In Angelegenheiten des Steuerabzuges vom Arbeitslohn ist das Fi-
nanzamt örtlich zuständig, dem die Erhebung der Abgaben vom Einkommen des 
zur Abfuhr der Lohnsteuer Verpflichteten oder, wenn dieser eine Personenverei-
nigung (Personengemeinschaft) ohne eigene Rechtspersönlichkeit ist, dem die 
einheitliche und gesonderte Feststellung der Einkünfte (§ 188) obliegt. 

(2) ... (2) ... 
(3) neu 3) Für die Erhebung der Dienstgeberbeiträge gemäß den §§ 41 ff Familien-

lastenausgleichsgesetz 1967 ist das Finanzamt örtlich zuständig, dem die Erhe-
bung der Abgaben vom Einkommen des Abgabepflichtigen oder, wenn dieser 
eine Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne eigene Rechtspersön-
lichkeit ist, dem die einheitliche und gesonderte Feststellung der Einkünfte 
(§ 188) obliegt. 

§ 68. Für die Erhebung der Verbrauchsteuern, soweit diese nicht anläßlich 
der Einfuhr zu erheben sind, ist, wenn nicht anderes bestimmt wird, das Haupt-
zollamt örtlich zuständig, in dessen Bereich der Tatbestand verwirklicht wird, an 
den die Abgabepflicht geknüpft ist. Kann nicht festgestellt werden, wo dieser 
verwirklicht wurde, so ist jenes Hauptzollamt örtlich zuständig, das zuerst vom 
abgabepflichtigen Tatbestand Kenntnis erlangt. 

§ 68. Für die Erhebung der Verbrauchsteuern, soweit diese nicht anläßlich 
der Einfuhr zu erheben sind, ist, wenn nicht anderes bestimmt wird, das Zollamt 
örtlich zuständig, in dessen Bereich der Tatbestand verwirklicht wird, an den die 
Abgabepflicht geknüpft ist. Kann nicht festgestellt werden, wo dieser verwirk-
licht wurde, so ist jenes Zollamt örtlich zuständig, das zuerst vom abgabepflichti-
gen Tatbestand Kenntnis erlangt. 

§ 76. (1) ... § 76. (1) ... 
 a) bis c) ...  a) bis c) ... 
 d) im Rechtsmittelverfahren vor der Abgabenbehörde zweiter Instanz über-

dies, wenn sie an der Erlassung des angefochtenen Bescheides oder der 
Berufungsvorentscheidung (§ 276 Abs. 1 und 5) mitgewirkt oder eine 
Weisung im betreffenden Verfahren erteilt haben oder wenn eine der im 

 d) im Rechtsmittelverfahren vor der Abgabenbehörde zweiter Instanz 
überdies, wenn sie an der Erlassung des angefochtenen Bescheides 
oder der Berufungsvorentscheidung (§ 276 Abs. 1 und 5) mitgewirkt 
oder eine Weisung im betreffenden Verfahren erteilt haben oder wenn 



 

 

lit. a genannten Personen dem Rechtsmittelverfahren beigetreten ist. eine der in lit. a genannten Personen dem Rechtsmittelverfahren bei-
getreten ist. 

(2) ... (2) ... 
§ 80. (1) und (2) ... § 80. (1) und (2) ... 
(3) neu (3) Vertreter (Abs. 1) der aufgelösten Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

ist, wer nach § 93 Abs. 3 GmbHG zur Aufbewahrung der Bücher und Schriften 
der aufgelösten Gesellschaft verpflichtet ist. 

§ 97. (1) und (2) ... § 97. (1) und (2) ... 
(3) An Stelle der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung einer behördli-

chen Erledigung kann deren Inhalt auch telegraphisch oder fernschriftlich mitge-
teilt werden. Darüber hinaus kann durch Verordnung des Bundesministers für 
Finanzen die Mitteilung des Inhalts von Erledigungen auch im Wege automati-
onsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen 
Weise vorgesehen werden, wobei zugelassen werden kann, daß sich die Behörde 
einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Über-
mittlungsstelle bedienen darf. In der Verordnung sind technische oder organisato-
rische Maßnahmen festzulegen, die gewährleisten, daß die Mitteilung in einer 
dem Stand der Technik entsprechenden sicheren und nachprüfbaren Weise erfolgt 
und den Erfordernissen des Datenschutzes genügt. Die Mitteilung des Inhalts von 
Erledigungen in der durch Verordnung vorgesehenen Weise ist überdies nur 
zulässig, wenn ihr der Empfänger ausdrücklich zugestimmt hat. Mit der Zustim-
mung übernimmt der Empfänger auch die Verantwortung für die Datensicherheit 
des mitgeteilten Inhalts der Erledigung im Sinne des Datenschutzgesetzes. § 96 
letzter Satz gilt sinngemäß. 

(3) An Stelle der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung einer behördli-
chen Erledigung kann deren Inhalt auch telegraphisch oder fernschriftlich mitge-
teilt werden. Darüber hinaus kann durch Verordnung des Bundesministers für 
Finanzen die Mitteilung des Inhalts von Erledigungen auch im Wege automati-
onsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen 
Weise vorgesehen werden, wobei zugelassen werden kann, daß sich die Behörde 
einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Über-
mittlungsstelle bedienen darf. In der Verordnung sind technische oder organisato-
rische Maßnahmen festzulegen, die gewährleisten, daß die Mitteilung in einer 
dem Stand der Technik entsprechenden sicheren und nachprüfbaren Weise erfolgt 
und den Erfordernissen des Datenschutzes genügt. Die Mitteilung des Inhalts von 
Erledigungen in der durch Verordnung vorgesehenen Weise ist überdies nur 
zulässig, wenn ihr der Empfänger ausdrücklich zugestimmt hat. Mit der Zustim-
mung übernimmt der Empfänger auch die Verantwortung für die Datensicherheit 
des mitgeteilten Inhalts der Erledigung im Sinn des Datenschutzgesetzes 2000. 
§ 96 letzter Satz gilt sinngemäß. 

§ 178. (1) ... § 178. (1) ... 
(2) Öffentliche Bedienstete sind überdies auch dann als Sachverständige zu 

entheben oder nicht beizuziehen, wenn ihnen die Tätigkeit als Sachverständige 
von ihren Vorgesetzten aus dienstlichen Gründen untersagt wird oder wenn sie 
durch besondere Anordnungen der Pflicht, sich als Sachverständige verwenden 
zu lassen, enthoben sind. 

(2) Öffentlich Bedienstete sind überdies auch dann als Sachverständige zu 
entheben oder nicht beizuziehen, wenn ihnen die Tätigkeit als Sachverständige 
von ihren Vorgesetzten aus dienstlichen Gründen untersagt wird oder wenn sie 
durch besondere Anordnungen der Pflicht, sich als Sachverständige verwenden 
zu lassen, enthoben sind. 

§ 209. (1) Werden innerhalb der Verjährungsfrist eine oder mehrere nach 
außen erkennbare Amtshandlungen zur Geltendmachung des Abgabenanspruches 
oder zur Feststellung des Abgabepflichtigen (§ 77) von der Abgabenbehörde 
unternommen, verlängert sich die Verjährungsfrist um ein Jahr. Wird eine solche 
Amtshandlung in einem Verlängerungsjahr unternommen, so endet die Verjäh-

§ 209. (1) Werden innerhalb der Verjährungsfrist (§ 207) nach außen er-
kennbare Amtshandlungen zur Geltendmachung des Abgabenanspruches oder zur 
Feststellung des Abgabepflichtigen (§ 77) von der Abgabenbehörde unternom-
men, so verlängert sich die Verjährungsfrist um ein Jahr. Die Verjährungsfrist 
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn solche Amtshandlungen in 



 

 

rungsfrist erst mit Ablauf des folgenden Jahres. einem Jahr unternommen werden, bis zu dessen Ablauf die Verjährungsfrist 
verlängert ist. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
§ 211. (1) bis (4) ... § 211. (1) bis (4) ... 
(5) neu (5) Die Entrichtung von Abgabenbeträgen und deren Entgegennahme durch 

die Abgabenbehörde stellen keine Rechtshandlungen im Sinn des § 2 Anfech-
tungsordnung oder des § 27 Konkursordnung dar. 

§ 216. Bestehen zwischen einem Abgabepflichtigen und der Abgabenbehör-
de Meinungsverschiedenheiten, ob und inwieweit eine Zahlungsverpflichtung 
durch Erfüllung eines bestimmten Tilgungstatbestandes erloschen ist, so hat die 
Abgabenbehörde darüber auf Antrag zu entscheiden (Abrechnungsbescheid). 

§ 216. Über die Richtigkeit der Gebarung auf dem Abgabenkonto sowie 
darüber, ob und inwieweit eine Zahlungsverpflichtung durch Erfüllung eines 
bestimmten Tilgungstatbestandes erloschen ist, ist auf Antrag des Abgabepflich-
tigen (§ 77) mit Bescheid (Abrechnungsbescheid) abzusprechen. Ein solcher 
Antrag ist nur innerhalb von fünf Jahren nach Ablauf des Jahres, in dem die 
betreffende Buchung auf dem Abgabenkonto erfolgt ist oder erfolgen hätte müs-
sen, zulässig. 

§ 260. Über Berufungen gegen von Finanzämtern oder von Finanzlandesdi-
rektionen erlassene Bescheide hat der unabhängige Finanzsenat (§ 1 UFSG) als 
Abgabenbehörde zweiter Instanz durch Berufungssenate zu entscheiden, soweit 
nicht anderes bestimmt ist. 

§ 260. Über Berufungen gegen von Finanzämtern erlassene Bescheide hat 
der unabhängige Finanzsenat (§ 1 UFSG) als Abgabenbehörde zweiter Instanz 
durch Berufungssenate zu entscheiden, soweit nicht anderes bestimmt ist. 

§ 280. Auf neue Tatsachen, Beweise und Anträge, die der Abgabenbehörde 
zweiter Instanz im Laufe des Berufungsverfahrens zur Kenntnis gelangen, ist 
Bedacht zu nehmen, auch wenn dadurch das Berufungsbegehren geändert oder 
ergänzt wird. 

§ 280. Auf neue Tatsachen, Beweise und Anträge, die der Abgabenbehörde 
im Laufe des Berufungsverfahrens zur Kenntnis gelangen, ist Bedacht zu neh-
men, auch wenn dadurch das Berufungsbegehren geändert oder ergänzt wird. 

§ 323. (1) bis (16) ... § 323. (1) bis (16) ... 
(17) neu (17) § 57 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2004 ist ab 1. 

Februar 2005 anzuwenden. Von sich aus der Neufassung des § 57 ergebenden 
Übergängen der Zuständigkeit ist der Abgabepflichtige in Kenntnis zu setzen. 
Solange eine solche Verständigung nicht erfolgt ist, können Anbringen auch noch 
bei der vor dem Inkrafttreten der Neufassungen zuständig gewesenen Abgaben-
behörde eingebracht werden. Delegierungsbescheide (§ 71), die dem § 57 in der 
Fassung der Neufassung entgegenstehen, verlieren insoweit mit 1. Februar 2005 
ihre Wirkung. 

 § 209 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2004 ist ab 
1. Jänner 2005 anzuwenden. Für Nachforderungen bzw. Gutschriften auf Grund 
einer Außenprüfung (§ 147 Abs. 1) ist die Neufassung des § 209 Abs. 1 jedoch 
erst ab 1. Jänner 2006 anzuwenden, wenn der Beginn der Amtshandlung vor dem 



 

 

1. Jänner 2005 gelegen ist. 

Artikel XVII 
Änderung des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 

§ 3. (1) Den Finanzämtern mit allgemeinem Aufgabenkreis obliegt für ihren 
Amtsbereich unbeschadet der Bestimmungen der §§ 4 bis 14 b die Erhebung der 
Abgaben soweit diese nicht anderen Behörden durch Abgabenvorschriften über-
tragen ist, und die Handhabung der Vorschriften des Glücksspielmonopols, so-
weit diese den Abgabenbehörden des Bundes erster Instanz durch Gesetz über-
tragen sind. 

§ 3. (1) Den Finanzämtern mit allgemeinem Aufgabenkreis obliegt für ihren 
Amtsbereich unbeschadet der Bestimmungen der §§ 4 bis 14 die Erhebung der 
Abgaben soweit diese nicht anderen Behörden durch Abgabenvorschriften über-
tragen ist, und die Handhabung der Vorschriften des Glücksspielmonopols, so-
weit diese den Abgabenbehörden des Bundes erster Instanz durch Gesetz über-
tragen sind. 

(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 

§ 4. (1) Als Finanzämter mit besonderem Aufgabenkreis bestehen die Fi-
nanzämter für Gebühren und Verkehrssteuern in Wien, Linz, Salzburg, Graz, 
Klagenfurt und Innsbruck. 

§ 4. (1) Als Finanzamt mit besonderem Aufgabenkreis besteht das Finanzamt für 
Gebühren und Verkehrssteuern in Wien. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

§ 7. (1) Dem Finanzamt für Gebühren und Verkehrsteuern obliegt für den 
örtlichen Wirkungsbereich der Länder Wien, Niederösterreich und Burgenland 
die Erhebung der Stempel- und Rechtsgebühren, ausgenommen die Gebühr für 
handelsstatistische Anmeldungen, wenn diese nicht in Stempelmarken zu entrich-
ten sind, der Kapitalverkehrsteuern, der Erbschafts- und Schenkungssteuer, der 
Grunderwerbsteuer, der Versicherungssteuer, der Feuerschutzsteuer und der 
Spielbankabgabe. 

§ 7. (1) Dem Finanzamt für Gebühren und Verkehrsteuern obliegt für den 
örtlichen Wirkungsbereich der Länder Wien, Niederösterreich und Burgenland 
die Erhebung der Stempel- und Rechtsgebühren, der Kapitalverkehrsteuern, der 
Erbschafts- und Schenkungssteuer, der Grunderwerbsteuer, der Versicherungs-
steuer, der Feuerschutzsteuer und der Spielbankabgabe. 

(2) ... (2) ... 
§ 9. Dem Finanzamt Feldkirch obliegt unbeschadet des § 7 Abs. 1 letzter 

Satz neben seinem allgemeinen Aufgabenkreis für den Bereich des Landes Vor-
arlberg die Erhebung der Stempel- und Rechtsgebühren, ausgenommen die Ge-
bühr für handelsstatistische Anmeldungen, wenn diese nicht in Stempelmarken 
zu entrichten sind, der Kapitalverkehrsteuern, der Erbschafts- und Schenkungs-
steuer, der Grunderwerbsteuer, der Versicherungssteuer, der Feuerschutzsteuer 
und der Spielbankabgabe. 

§ 9. Den Finanzämtern Freistadt Rohrbach Urfahr, Salzburg-Land, Graz-
Umgebung, Klagenfurt, Innsbruck und Feldkirch obliegen unbeschadet des § 7 
Abs. 1 letzter Satz neben ihrem allgemeinen Aufgabenkreis jeweils für den Be-
reich des Landes, in dem sie ihren Sitz haben, die Erhebung der Stempel- und 
Rechtsgebühren, der Kapitalverkehrsteuern, der Erbschafts- und Schenkungs-
steuer, der Grunderwerbsteuer, der Versicherungssteuer, der Feuerschutzsteuer 
und der Spielbankabgabe. 

§ 10. Dem Finanzamt für den I. Bezirk in Wien obliegt für den Bereich des 
Landes Wien: 

§ 10. Dem Finanzamt Wien 1/23 obliegt für den Bereich des Landes Wien: 

§ 17. (1) und (2) ... § 17. (1) und (2) ... 



 

 

 (3) Die §§ 3 Abs. 3, 4 Abs. 2 und 3, 8 Abs. 3, 14 Abs. 3 sowie 17a Abs. 4 
ermächtigen den Bundesminister für Finanzen auch dazu, mit Verordnung den 
Übergang von sachlichen Zuständigkeiten auch für im Zeitpunkt des Übergangs 
der Zuständigkeit anhängige Verfahren anzuordnen. 

 (4) Folgende Verordnungen gelten als auf Grund des Abs. 3 erlassen und 
sind bzw. waren auch auf im Zeitpunkt des jeweils angeordneten Übergangs der 
Zuständigkeit anhängige Verfahren anzuwenden: 

  1. OrgankreisV, BGBl. II Nr. 458/1999, 

  2. GebührenämterfusionsV, BGBl. II Nr. 459/1999, 

  3. Wirtschaftsraum-Finanzämter-Verordnung, BGBl. II Nr. 224/2003, 

  4. Wirtschaftsraum-Zollämter-Verordnung, BGBl. II Nr. 121/2004, 

  5. Einheitsbewertungsfusions-Verordnung, BGBl. II Nr. 553/2003, 

  6. Aufgaben-Übertragungs-Verordnung, BGBl. II Nr. 2004/16 

Artikel XVIII 
Änderung des Zollrechts-Durchführungsgesetzesgesetzes 

§ 6. (1) Aufgaben der Zollverwaltung sind insbesondere § 6. (1) Aufgaben der Zollverwaltung sind insbesondere 
 - die Vollziehung des Zollrechts,  - die Vollziehung des Zollrechts, 
 - die Vollziehung der Gemeinsamen Marktordnungsorganisation ein-

schließlich der Ausfuhrerstattungen, soweit die Zollbehörden zuständig 
sind, 

 - die Vollziehung der Gemeinsamen Marktordnungsorganisation ein-
schließlich der Ausfuhrerstattungen, soweit die Zollbehörden zuständig 
sind, 

 - die Vollziehung der Verbrauchsteuervorschriften,  - die Vollziehung der Verbrauchsteuervorschriften, 
 - die Erhebung des Altlastenbeitrages,  - die Erhebung des Altlastenbeitrages, 
 - die Vollziehung der gemäß § 9 übertragenen Kontrollbefugnisse,  - die Vollziehung der gemäß § 9 übertragenen Kontrollbefugnisse, 
 - die Vollziehung der Verbote und Beschränkungen im Sinn des § 29,  - die Vollziehung der Verbote und Beschränkungen im Sinn des § 29, 
 - die Betrugsbekämpfung (§ 4 Abs. 2 Z 15),  - die Betrugsbekämpfung (§ 4 Abs. 2 Z 15), 
 - die zwischenstaatliche Amtshilfe (Abschnitt G),  - die zwischenstaatliche Amtshilfe (Abschnitt G), 
 - die Vollziehung der mit dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und Ar-

beitsvertragsrecht-Anpassungsgesetz sowie dem § 89 Abs. 3 des Ein-
kommenssteuergesetzes zugewiesenen Aufgaben. 

 - die Vollziehung der mit dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und Ar-
beitsvertragsrecht-Anpassungsgesetz sowie dem § 89 Abs. 3 des Ein-
kommenssteuergesetzes zugewiesenen Aufgaben, 

  - die Erhebung der Punzierungskontrollgebühr. 
(2) bis (3) ... (2) bis (3) ... 



 

 

§ 23. (1) ... § 23. (1) ... 
(2) Die in Abs. 1 genannten Personen haben alle amtlichen Belege über die 

Durchführung des Zollverfahrens und ihre die zollrechtlich bedeutsamen Vor-
gänge betreffenden kaufmännischen und sonstigen Belege (wie Handelsrechnun-
gen, Frachtrechnungen, Präferenznachweise, Lieferantenerklärungen) sowie die 
diesbezüglichen Bücher und Aufzeichnungen nach einer zeitlichen und sachli-
chen Ordnung so zu  bezeichnen und durch drei Jahre aufzubewahren, daß deren 
Vollständigkeit und Zusammengehörigkeit ohne besonderen Aufwand und ohne 
wesentliche zeitliche Verzögerung festgestellt werden kann. Werden Belege 
einem anderen weitergegeben, so ist dies in den Aufzeichnungen festzuhalten; 
von Belegen, die in das Ausland weitergegeben werden, sind Kopien aufzube-
wahren. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Personen haben alle Belege über die Durchfüh-
rung des Zollverfahrens, die von der Zollbehörde mit Mitteln der Datenbearbei-
tung übermittelten Daten und ihre die zollrechtlich bedeutsamen Vorgänge 
betreffenden kaufmännischen und sonstigen Belege (wie Handelsrechnungen, 
Frachtrechnungen, Präferenznachweise, Lieferantenerklärungen) sowie die dies-
bezüglichen Bücher und Aufzeichnungen nach einer zeitlichen und sachlichen 
Ordnung so zu  bezeichnen und durch drei Jahre aufzubewahren, daß deren Voll-
ständigkeit und Zusammengehörigkeit ohne besonderen Aufwand und ohne we-
sentliche zeitliche Verzögerung festgestellt werden kann. Werden Belege einem 
anderen weitergegeben, so ist dies in den Aufzeichnungen festzuhalten; von Be-
legen, die in das Ausland weitergegeben werden, sind Kopien aufzubewahren. 

(3) Der Anmelder hat den inländischen Versendern oder Empfängern von 
Waren, denen er keine Belege über die Durchführung des Zollverfahrens weiter-
geben kann, die Daten der zollrechtlichen Behandlung der Waren schriftlich 
bekanntzugeben. 

(3) Der Anmelder hat den inländischen Versendern oder Empfängern von 
Waren, denen er keine Belege über die Durchführung des Zollverfahrens weiter-
geben kann, die Daten der zollrechtlichen Behandlung der Waren schriftlich oder 
elektronisch bekanntzugeben. 

 (4) Sofern die Anmeldung mit Mitteln der Datenverarbeitung abgegeben 
wird, haben die in Abs. 1 genannten Personen auf Anforderung der Zollbehörden 
die in Abs. 2 genannten Belege papiermäßig oder elektronisch zu übermitteln. 
Die Abs. 2 und 3 gelten im Falle einer Anmeldung, die mittels Datenverarbeitung 
abgegeben wird, sinngemäß. 

 (5) Das Führen von Aufzeichnungen mit Mitteln der Datenverarbeitung ist 
zulässig, sofern sich aus den anwendbaren Rechtsvorschriften nicht gegenteiliges 
ergibt. 

§ 37. Zur Gestellung ist es ausreichend, daß Waren auf verkehrsübliche 
Weise befördert werden und das einschreitende Zollorgan daher von ihrem-
Vorhandensein ohne Schwierigkeit Kenntnis erlangen kann.Wenn sich die Waren 
nicht bei der Zollstelle oder bei einem Zollager, einer Freizone, einemFreilager 
oder an einem sonstigen für Abfertigungen zugelassenen Ort befinden, ist die 
Gestellung nur wirksam, wenn gleichzeitig eine summarische Anmeldung oder 
die Anmeldung für das anschließende Zollverfahren abgegeben wird. 

 

§ 54a. (1) ... § 54a. (1) ... 
(2) Zur Bezeichnung von am Zollverfahren beteiligten Personen (Anmelder, 

Verwender, Empfänger, Aussteller von Unterlagen u.a.) können Zollbeteiligten-
Identifikationsnummern festgelegt werden. Das Zollamt Innsbruck hat über die 

(2) Zur Bezeichnung von am Zollverfahren beteiligten Personen (Anmelder, 
Versender, Empfänger, Aussteller von Unterlagen u.a.) können Zollbeteiligten-
Identifikationsnummern (TIN – Trader-Identifikations-Nummer) festgelegt wer-



 

 

festgelegten Zollbeteiligten-Identifikationsnummern eine Datenbank zu führen. den. Das Zollamt Wiener Neustadt hat über die festgelegten Zollbeteiligten-
Identifikationsnummern eine Datenbank zu führen.( 

(3) Jedermann, der ein zollrechtliches Interesse glaubhaft macht, eine Zoll-
beteiligten-Identifikationsnummer im Zollverfahren zu benötigen, kann beim 
Zollamt Innsbruck beantragen, daß eine solche für ihn oder für eine andere am 
Zollverfahren beteiligte Person festgelegte Nummer bekanntgegeben wird. Der 
Antrag hat Name/Firma und Anschrift der Person zu enthalten, deren Nummer 
bekanntgegeben werden soll. Über die Zollbeteiligten-ide4ntifikationsnummer ist 
dem Antragsteller eine Bestätigung zu erteilen. 

(3) Jedermann, der ein zollrechtliches Interesse glaubhaft macht, eine Zoll-
beteiligten-Identifikationsnummer im Zollverfahren zu benötigen, kann beim 
Zollamt Wiener Neustadt beantragen, daß eine solche für ihn oder für eine andere 
am Zollverfahren beteiligte Person festgelegte Nummer bekanntgegeben wird. 
Der Antrag hat Name/Firma und Anschrift der Person zu enthalten, deren Num-
mer bekanntgegeben werden soll. Über die Zollbeteiligten-
ide4ntifikationsnummer ist dem Antragsteller eine Bestätigung zu erteilen. 

(4) Die Verordnung nach Abs. 1 ist in der Form kundzumachen, dass die 
Verordnung in die durch die Durchführungsbestimmungen zum Zollkodex fest-
gelegten Texte eingearbeitet, druckmäßig aber von diesen unterschieden wird und 
der gemeinsame Text beim Bundesministerium für Finanzen, bei den Zollämtern 
sowie bei den Kammerdirektionen der Wirtschaftskammern zur Einsichtnahme 
aufgelegt wird. Außerdem hat eine Kundmachung über elektronische Medien zu 
erfolgen. Verordnungen, mit denen die genannte Verordnung geändert wird, sind 
in der Form kundzumachen, dass die Stammfassung mit dem geänderten Wort-
laut aufgelegt bzw. über elektronische Medien kundgemacht wird- 

(4) Die Verordnung nach Abs. 1 ist über elektronische Medien kundzuma-
chen. 

§ 55. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat unter Anordnung von dem 
Stand der Datentechnik ensprechenden Maßnahmen zur Wahrung der Sicherheit 
und des Schutzes der Daten mit Verordnung zu bestimmen, welche schriftlich zu 
erledigenden Förmlichkeiten auf der Grundlage von Informatikverfahren (Artikel 
4a ZK-DVO) durchgeführt werden können. In dieser Verordnung ist weiters zu 
bestimmen: 

§ 55. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat unter Anordnung von dem 
Stand der Datentechnik entprechenden Maßnahmen zur Wahrung der Sicherheit 
und des Schutzes der Daten mit Verordnung zu bestimmen, welche schriftlich zu 
erledigenden Förmlichkeiten auf der Grundlage von Informatikverfahren (Artikel 
4a ZK-DVO) durchgeführt werden können. In dieser Verordnung ist weiters zu 
bestimmen: 

 1. die Art des Informatikverfahrens (Datenübertragung oder Übergabe von 
Datenträgern), 

 1. die Art des Informatikverfahrens (Datenübertragung oder Übergabe von 
Datenträgern) und 

 2. der Aufbau der übermittelten Nachrichten,  2. der Aufbau der übermittelten Nachrichten, welche ausschließlich bei den 
Zollbehörden abzugeben sind. 

 3. die Abgabe bei der Zollbehörde oder bei einer in der Verordnung ge-
nannten, für die Zollbehörde tätigen Übertragungsstelle. 

 

(2) Die Teilnahme an einem zugelassenen Informatikverfahren im Sinn des 
Abs. 1 bedarf einer Bewilligung. Für die Bewilligung ist das Zollamt zuständig, 
in dessen Bereich der Antragsteller seinen normalen Wohnsitz oder Sitz hat. Die 
Bewilligung ist nur zu erteilen, wenn das bisherige Verhalten des Antragstellers 
Gewähr für die Einhaltung der Zollvorschriften bietet und das von ihm angewen-
dete Informatikverfahren die Richtigkeit der Übermittlung und Wiedergabe der 

(2) Die Teilnahme an einem zugelassenen Informatikverfahren im Sinn des 
Abs. 1 bedarf einer Bewilligung. Für die Bewilligung ist das Zollamt zuständig, 
in dessen Bereich der Antragsteller seinen normalen Wohnsitz oder Sitz hat. Die 
Bewilligung ist nur zu erteilen, wenn das bisherige Verhalten des Antragstellers 
Gewähr für die Einhaltung der Zollvorschriften bietet und das von ihm angewen-
dete Informatikverfahren die Richtigkeit der Übermittlung und Wiedergabe der 



 

 

Daten gewährleistet. Der Inhaber der Bewilligung unterliegt der Zollaufsicht, 
auch wenn sich dies nicht schon aus Abschnitt C ergibt. Die Bewilligung unter-
liegt der Zollaufsicht, auch wenn sich dies nicht schon aus Abschnitt C ergibt. 
Die Bewilligung hat auch zu enthalten, ob 

Daten gewährleistet. Der Inhaber der Bewilligung unterliegt der Zollaufsicht, 
auch wenn sich dies nicht schon aus Abschnitt C ergibt. Die Bewilligung unter-
liegt der Zollaufsicht, auch wenn sich dies nicht schon aus Abschnitt C ergibt. 
Die Bewilligung hat auch zu enthalten, ob 

 1. nur eigene Schriften oder auch solche, für die der Teilnehmer als Stell-
vertreter tätig wird oder für die er bloß seine technischen Anlagen zur 
Verfügung stellt, im Informatikverfahren übermittelt werden können, 
und wie in den beiden letztgenannten Fällen die Erledigung bekanntzu-
geben ist; 

 1.  nur eigene Schriften oder auch solche, für die der Teilnehmer als Stell-
vertreter tätig wird oder für die er bloß seine technischen Anlagen zur 
Verfügung stellt, im Informatikverfahren übermittelt werden können, 
und wie in den beiden letztgenannten Fällen die Erledigung bekanntzu-
geben ist; 

 2. Anmeldungen, die zunächst nicht im Informatikverfahren abgegeben 
worden sind, für die Durchführung des weiteren Zollverfahrens im In-
formatikverfahren zu wiederholen sind. 

 2. Anmeldungen, die zunächst nicht im Informatikverfahren abgegeben 
worden sind, für die Durchführung des weiteren Zollverfahrens im In-
formatikverfahren zu wiederholen sind. 

 Der Bundesminister für Finanzen kann mit der in Abs. 1 genannten Verordnung 
Ausnahmen von der Bewilligungspflicht festlegen. 

(3) bis (4) ... (3) bis (4) ... 
(5) Wenn übermittelte Daten wiederholt zur automationsunterstützten Ver-

arbeitung ungeeignet sind, oder die ausgedruckten Daten mit den übermittelten 
Daten nicht übereinstimmen, ist dies dem Teilnehmer am Verfahren unverzüglich 
mitzuteilen. Der Teilnehmer hat unverzüglich Maßnahmen zur Behebung des 
Mangels zu setzen. Vom Zeitpunkt dieser Mitteilung bis zur Behebung des Man-
gels ist die Bewilligung nach Abs. 2 nicht anzuwenden. Ist der Mangel innerhalb 
von drei Monaten nach der Mitteilung nicht behoben, so erlischt die Bewilligung. 
Das Erlöschen ist auf Antrag mit Entscheidung festzustellen. 

(5) Wenn übermittelte Daten wiederholt zur automationsunterstützten Ver-
arbeitung ungeeignet sind, oder die ausgedruckten Daten mit den übermittelten 
Daten nicht übereinstimmen, ist dies dem Teilnehmer am Verfahren unverzüglich 
mitzuteilen. Der Teilnehmer hat unverzüglich Maßnahmen zur Behebung des 
Mangels zu setzen.  

(6) Verordnungen nach Abs. 1 sind durch Auflage beim Bundesministerium 
für Finanzen, bei den Zollämtern und bei den Kammerdirektionen der Wirt-
schaftskammern kundzumachen. Außerdem hat eine Kundmachung über elektro-
nische Medien zu erfolgen. Verordnungen, mit denen die genannte Verordnung 
geändert wird, sind in der Form kundzumachen, dass die Stammfassung mit dem 
geänderten Wortlaut aufgelegt bzw. über elektronische Medien kundgemacht 
wird. 

(6) Die Verordnung nach Abs. 1 ist über elektronische Medien kundzuma-
chen. 

§ 56. Sofern der Anmelder dies durch Abgabe einer zusätzlichen Ausferti-
gung der Anmeldung verlangt, ist ihm auf dieser die Annahme der Anmeldung zu 
bestätigen. Die Bestätigung ist keine Entscheidung im Sinn des Artikels 4 ZK. 

§ 56. Sofern der Anmelder dies durch Abgabe einer zusätzlichen Ausferti-
gung der Anmeldung verlangt, ist ihm auf dieser die Annahme der Anmeldung zu 
bestätigen. Die Bestätigung ist keine Entscheidung im Sinn des Artikels 4 ZK. 
Sofern die Anmeldung mit Mitteln der Datenverarbeitung abgegeben wird, wird 
eine Bestätigung über die Annahme der Anmeldung in elektronischer Form ü-
bermittelt. 



 

 

§ 57. Die Ungültigerklärung der Anmeldung vor der Überlassung der Waren 
hat durch einen diesbezüglichen Vermerk auf der Anmeldung zu erfolgen; dieser 
ist eine Entscheidung im Sinn des Artikels 4 ZK. Nach der Überlassung der Wa-
ren hat die Ungültigerklärung mit gesonderter Entscheidung zu erfolgen. 

§ 57. Die Ungültigkeit der Anmeldung vor Überlassung der Waren hat durch 
einen diesbezüglichen Vermerk auf der Anmeldung zu erfolgen; dieser ist eine 
Entscheidung im Sinn des Artikels 4 ZK. Nach der Überlassung der Waren hat 
die Ungültigerklärung mit gesonderter Entscheidung zu erfolgen. Sofern die 
Anmeldung mit Mitteln der Datenverarbeitung abgegeben wird, erfolgt die Un-
gültigerklärung in elektronischer Form. Die Entscheidung über die Ungültigerklä-
rung wird elektronisch mitgeteilt. 

§ 62. (1) Aufgehoben. § 62. (1) Aufgehoben. 
(2) Im Sinn des Artikels 97 Abs. 2 Buchstabe b ZK (2) Im Sinn des Artikels 97 Abs. 2 Buchstabe b ZK 

 1. bis 2. ...  1. bis 2. ... 
 3. gelten Waren, die unter amtlicher Überwachung oder Begleitung beför-

dert werden, als in das Versandverfahren übergeführt, wenn die Zollstel-
le zur Vereinfachung des Verfahrens oder im besonderen öffentlichen In-
teresse auf die Gestellung, die Anmeldung und die Ausfertigung eines 
Versandscheines verzichtet; 

 3. Aufgehoben. 

 4. bis 6. ...  4. bis 6. ... 
§ 70. Als Steuerbürge zugelassen im Sinn des Artikels 195 zweiter Unterab-

satz ZK sind in der Gemeinschaft ansässige Kreditinstitute mit Niederlassung im 
Anwendungsgebiet. Bürgschaftserklärungen anderer Personen mit Wohnsitz, Sitz 
oder Niederlassung im Anwendungsgebiet können zur Vereinfachung des Ver-
fahrens angenommen werden, wenn die jederzeitige Einbringung der verbürgten 
Beträge gewährleistet ist. 

§ 70. (1) Als Steuerbürge zugelassen im Sinn des Artikels 195 zweiter Un-
terabsatz ZK sind: 

  - in der Gemeinschaft ansässige Kreditinstitute mit Sitz im Anwendungs-
gebiet, 

  - Personen, die den Nachweis erbringen, dass sie in anderen Mitgliedstaa-
ten als Steuerbürge zugelassen sind. 

 (2) Andere Personen mit Wohnsitz, Sitz oder Niederlassung in der Gemein-
schaft können zur Vereinfachung des Verfahrens angenommen werden, wenn die 
jederzeitige Einbringung der verbürgten Beträge gewährleistet ist. 

§ 97. (1) Die in Artikel 112 der Zollbefreiungsverordnung enthaltene Ein-
fuhrabgabenfreiheit für Treibstoffe in den Hauptbehältern von anderen Nutzfahr-
zeugen als Omnibussen und von Spezialcontainern (Artikel 112 Abs. 2 Buchsta-
ben a, c und d der Zollbefreiungsverordnung) ist auf eine Menge von insgesamt 
höchstens 200 Litern je Fahrzeug oder Spezialcontainer beschränkt. 

§ 97. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann die Einfuhrabgabenfreiheit 
für Treibstoffe in den Hauptbehältern von anderen Nutzfahrzeugen als Omnibus-
sen und von Spezialcontainern mit Verordnung auf eine Menge von insgesamt 
höchstens 200 Litern je Fahrzeug, Spezialcontainer und Reise beschränken 
(Art. 113 ZBefrVO). 

(2) ... (2) ... 



 

 

§ 105. Verwaltungsabgaben in Höhe des Dreifachen der nach § 101 Abs. 2 
für Beamte der Verwendungsgruppe A 2 bestimmten Personalkostenersätze sind 
zur Abgeltung des Verwaltungsaufwandes und zum Ausgleich der dem Betroffe-
nen aus der ordnungsgemäßen Durchführung des Verfahrens sonst erwachsenden 
Kosten zu entrichten, wenn eine Gestellungspflicht verletzt worden ist. 

§ 105. Verwaltungsabgaben in Höhe des Doppelten der nach § 101 Abs. 2 
für Beamte der Verwendungsgruppe A 2 bestimmten Personalkostenersätze sind 
im Zollverfahren der vorübergehenden Verwendung zur Abgeltung des Personal-
aufwandes und zum Ausgleich der dem Betroffenen aus der ordnungsgemäßen 
Durchführung des Verfahrens sonst erwachsenden Kosten zu entrichten, wenn 
eine Gestellungspflicht verletzt worden ist. 

§ 108. (1) Entsteht außer den Fällen des Abs. 2 eine Zollschuld nach den Ar-
tikeln 202 bis 205 oder 210 oder 211 ZK oder ist eine Zollschuld gemäß Artikel 
220 ZK nachzuerheben, dann ist eine Abgabenerhöhung zu entrichten, die dem 
Betrag entspricht, der für den Zeitraum zwischen dem Entstehen der Zollschuld 
und dem der buchmäßig erfassten Zollschuld und der buchmäßigen Erfassung der 
nachzuerhebenden Zollschuld, an Säumniszinsen angefallen wäre. 

§ 108. (1) Entsteht außer den Fällen des Abs. 2 eine Zollschuld nach den Ar-
tikeln 202 bis 205 oder 210 oder 211 ZK oder ist eine Zollschuld gemäß Artikel 
220 ZK nachzuerheben, dann ist eine Abgabenerhöhung zu entrichten, die dem 
Betrag entspricht, der für den Zeitraum zwischen dem Entstehen der Zollschuld 
und dem der buchmäßig erfassten Zollschuld und der buchmäßigen Erfassung der 
nachzuerhebenden Zollschuld, an Säumniszinsen angefallen wäre.   

Dies gilt nicht, wenn und soweit die Zollbehörde selbst ein überwiegendes 
Verschulden an der Entstehung der Zollschuld oder an der Nacherhebung oder 
am entstandenen Nebenanspruch trifft. Die Verpflichtung zur Entrichtung der 
Verwaltungsabgaben nach § 105 bleibt unberührt. 

Dies gilt nicht, wenn und soweit die Zollbehörde selbst ein überwiegendes 
Verschulden an der Entstehung der Zollschuld oder an der Nacherhebung oder 
am entstandenen Nebenanspruch trifft. § 80 Abs. 1 ist sinngemäß anwendbar.Die 
Verpflichtung zur Entrichtung der Verwaltungsabgaben nach § 105 bleibt unbe-
rührt. 

(2) ... (2) ... 
§ 117. (1) bis (3) ... § 117. (1) bis (3) ... 
(4) Der § 112 mit Ausnahme des Abs. 3 gilt für die Vollstreckungshilfe 

sinngemäß. 
(4) § 112 Abs. 1 und 2 gelten für die Vollstreckungshilfe sinngemäß. 

§ 118. (1) bis (2) ... § 118. (1) bis (2) ... 
(3) Zuständige Behörden im Sinne des Artikels 3 der Beitreibungsrichtlinie 

ist der Bundesminister für Finanzen. 
(3) Zuständige Behörden im Sinne des Artikels 3 der Beitreibungsrichtlinie 

ist der Bundesminister für Finanzen. Zuständige Behörde im Rahmen völker-
rechtlicher Vereinbarungen gemäß § 117 Abs. 1 Buchstabe a ist der Bundesmi-
nister für Finanzen, sofern in den Vereinbarungen selbst nicht ausdrücklich ande-
res bestimmt ist. 

(4) ... (4) ... 

Artikel XIX 
Änderung des Finanzstrafgesetzes 

§ 65. (1) Spruchsenate haben bei folgenden Finanzämtern und Zollämtern zu 
bestehen: 

§ 65. (1) Spruchsenate haben bei folgenden Finanzämtern und Zollämtern zu 
bestehen: 



 

 

 a) beim Finanzamt Wien 1 als Organ sämtlicher Finanzämter der Länder 
Wien, Niederösterreich und Burgenland, beim Finanzamt Linz als Organ 
sämtlicher Finanzämter des Landes Oberösterreich, beim Finanzamt 
Salzburg-Stadt als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes Salzburg, 
beim Finanzamt Graz-Stadt als Organ sämtlicher Finanzämter des Lan-
des Steiermark, beim Finanzamt Klagenfurt als Organ sämtlicher Fi-
nanzämter des Landes Kärnten, beim Finanzamt Innsbruck als Organ 
sämtlicher Finanzämter des Landes Tirol und beim Finanzamt Feldkirch 
als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes Vorarlberg; 

 a) beim Finanzamt Wien 1 als Organ sämtlicher Finanzämter der Länder 
Wien, Niederösterreich und Burgenland, beim Finanzamt Linz als Organ 
sämtlicher Finanzämter des Landes Oberösterreich, beim Finanzamt 
Salzburg-Stadt als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes Salzburg, 
beim Finanzamt Graz-Stadt als Organ sämtlicher Finanzämter des Lan-
des Steiermark, beim Finanzamt Klagenfurt als Organ sämtlicher Fi-
nanzämter des Landes Kärnten, beim Finanzamt Innsbruck als Organ 
sämtlicher Finanzämter des Landes Tirol und beim Finanzamt Feldkirch 
als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes Vorarlberg; 

 b)  ...  b)  ... 
(2) ... (2) ... 
§ 194a. Zum Zweck der Evidenthaltung der verwaltungsbehördlichen Fi-

nanzstrafverfahren hat das Finanzamt für den 1. Bezirk in Wien als Finanzstraf-
behörde erster Instanz für das gesamte Bundesgebiet ein Finanzstrafregister zu 
führen. 

§ 194a. Zum Zweck der Evidenthaltung der verwaltungsbehördlichen Fi-
nanzstrafverfahren hat das Finanzamt für den 1. Bezirk in Wien als Finanzstraf-
behörde erster Instanz für das gesamte Bundesgebiet ein Finanzstrafregister zu 
führen. 

 


